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I. Verzeichnis der Teilnehmer
an dem

einundzmanzigsten Htädtetage der yrooinz Weh-rouges in That-n 1913.

Lfd. Amtliche Stellung
Name der tadt ! ertreten dur

Nr.
S B ch

des Vertreters

1 Berent . . . · . . . . . Dr. Koch . . . . . . . . Beigeordneter.

2 Bischofswerder . . . . . . Densch Bürgermeister.
Gericke Stadtvcrordnetenvorsteher.

3 Brieer . . . . . . . . . Schulz . . . . . . . .
. Bürgermeister.

Brien . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorfteher.

4 Christburg . . . . . . . . Hollstein . . . . . . . · . Bürgermeister.

5 Culm . . . . - . - « - Liebetanz . . . . . . . . Bürgermeister.
Schumacher . . . . . . . Stadtverordnetenvorfteher.

6 Culmsee . . . . . . . . . Hartwich . . . . . . . . . Bürgermeister.
Henschel . . . . . . . . . Stadtrat.

Peter-s . . . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Unterstein . . . . . . . . Stadtverordneter.

7 Danzig . · · - - - Scholtz . . . . . . . . . Oberbürgermeister.
Goeritz . . . . . . . . . Stadtrat.
Dr. Mayer . . . . . Stadtrat.
Dumont . . . · . . . Stadtrat.

«

Dr. Damus . . . . . . Stadtfchulrat.
Dr. Evert . . . . . . . . Stadtrat.

Münsterberg . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher.
Stahl . . . . . . . . . . Stadtverordneter.

Caskel . . . . . . . . . Stadtverordnetcr.

Lange . . . . . . . . . . Stadtverordneter.
Rabe . . . . . . . . . . Stadtverordneter.

8 Dirschau . . . . . . Eichhart . . . . . . . . . Bürgermeister.
Schuckert . . . . . . . . Stadtrat.
Rabe . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Haehne . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher.

9 Elbing . . . . . . . . . Dr. Merten · . . . . . . Oberbürgermeister-
Pudor . . . . . . Stadtrat.

Diegner . . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Schulze . . . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher.

10 Dt. Eylau . . . . . . . . Giefe . . . . . . . Bürgermeister.
Seifert . . . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher.

11 Flatow . . . . . . . . . aack . . . . . . . . . . Bürgermeister-
Pyttlik . . . . . Stadtverordneter.

12 Freystadt . . . . . . . . Wende . . . . . . . . . Bürgermeister.



Lfd. Amtliche Stellung
ertreten dur

Nr.
Name der Stadt V ch

des Vertreters

13 Pr. Friedland . . . . . Dr. Matz . . . . . . . Bürgermeister
Vallenttn . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

14 Märk. Friedland . . . . Heller . . . . . . . . . Bürgermeister

15 Garnsee . . . . . . . . Nicht vertreten.

16 Gollub . . . . . . . - lMeinhardt. . . . . . . Bürgermeister
Kiewe . . . . . . . . Stadtverordnetcr

17 Graudenz . . . . . . . Tzschüter Stadtrat.
Dr. Korn . . . . . . . Stadtbaurat.

Obuch . . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher
Tettenborn . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher
Biron . . . . . . . . . Stadtverordneter

18 Hammerstein . . . . . . Hinz . . · . . . . . . k. Bürgermeister-

19 Jastrow . . . . . . . Hempel . . . . . . . . Bürgermeister

20 Konitz . . . . . . . . . Dr. Correns . . . . . . Stadtverordneter
Schultze . . . . . . . Stadtverordneter

21 Dr Krone . . . . . . Müller . . . . Bürgermeister
Just . . . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher

22 Lautenburg . . . . . . Jung . . . . . . . . . Bürgermeister
Kudert . · . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher

23 Lessen . . . . . . . . . Retz . . . . . . . . . . Bürgermeister

24 Löbau . · . - . . . — - Kude . . . . . . . . . Bürgermeister

25 Marienburg . . . . . . Born . . . . Erster Bürgermeister
Krueger . . . . . . . . Stadtrat und Stadtältester
Dr. Krüger . . . . Stadtverordneter

Diegner . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

26 Marienwerder . . . . . Susat . . . . . . . . . Bürgermeister
Düfter . . . . . . . . Stadtrat.

Tanchen . . . . . . . . Stadtverordneter

Weiß . . . . . . . . . Stadtverordneter

27 Mewe . . . . . . . . . Fanelsa . . . . . . . . Bürgermeister
Rosencrantz . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

28 Neumark . . . . . . . . Liedke . . . · . . . . Bürgermeister
Landshut · . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

29 Neuenburg . . . . . . . Buchhorn . . . . . . . Bürgermeister

30 Neustadt . . . . . . . . Erdmann . . . . . . . Bürgermeister
Weikusat. . . . . . . Stadtältester
Brandenburg . . . . . . Stadtverordneter

31 Neuteich . . . . . . . . Kroemer . . . . . . . Bürgermeister

32 Podgorz . . . . . . . Kühnbaum . . . . . .

, Bürgermeister
Hahn . . . . . . Stadtverordneter



Lfdi Amtliche Stellung
Name der Stadt ertreten

Nr—
V durch

des Vertreters

33 Putzig . . . . . . . . Nicht vertreten.

34 Rehden . . . . . . . . Nicht vertreten.

35 Riesenburg . . . . . . . Eggert . . . . . . . . . Bürgermeister

36 Rofellbekg Hermsdorff . . . . . . . Bürgermeister.

37 Schlochau . . . . . . . Zieger . . . . . . . . Bürgermeister.

38 Schöneck. . . . . . . Sooft . . . . . . . . . Bürgermeister.

39 Schönsee. . . . . . . . Klein . . . . . . . . . Bürgermeister.
Poehlke . . . . . . . . Stadtverordneter.

40 Schwetz . . . . . . . . Ennulat . . . . . . . Bürgermeister.
Kronisch. . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Hirsch . . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorfteher.

41 Pr. Stargard. . Krause . . . . . . . . Bürgermeister.
Semprich . . . . . . . Stadtrat.
Dr. Leyde . . . . Stadtoerordnetenvorsteher.
Barsch .

—

. . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher.

42 Strasburg . . . . . . . Martius . . . . . . . . Bürgermeister.
Heinrich . . . . Beigeordneter.
Goerigk . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Lubrecht . . . . . . . . Stadtverordneter.

43 Stuhm . . . . . . . . Schmidt . . . . . . . . Bürgermeister.
Schmidt . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

44 Tiegenhof . . . . - . Nicht vertreten.

45 Thorn . . - . . · . . . Dr. Hafse . . . . . . . Oberbürgermeister.
Kelch . . . . . . . . . Syndikus, Stadtrat.
Dr. Hoffmann . . . . . Stadtrat.

Rittweger . . . . . . Stadtrat.
Ackermann . . . . . . Stadtrat.
Kordes . . . . . . . . Stadtrat.

Jllgner . . . . . . . . Stadtrat.

Kleefeld . . . . . . . . Stadtbaurat.

Loewe . . . . . . . . . Stadtforstrat.
Trommer . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Weese . . . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher.
Mallon . . . · . . . . Stadtverordneter.
Wendel . . . . . . . . Stadtverordneter. »

Radke. . . . . . . Stadtverordneter.
R. Groß . . . . . . . Stadtverordneter.

Aronsohn . . . . . . . Stadtverordneter.

46 Tütz . . . . . . . . . Thielemann . . . . . . Bürgermeister.

47 Tolkemit . . . . . . . Nicht vertreten.

48 Tuchel . . . . . . . . . Lutze . . . . . . . . . Bürgermeister.
Daczko . . . . . . · . Stadtverordnetenvorsteher.

49 Vandsburg . . . . . . . Nicht vertreten.



Lfd. Amtliche Stellung
der t dt

’

Nr«
Name S a Vertreten durch

des Vertreters

50 Zembelburg . . . . · . . Saalmann . . . . . . . . Bürgermeister
Jsraelski . . . . . . . . Stadtverordneter.
Welski . . . . -. . . . . Stadtverordneter.

51 Zopth « · - · · - -- . . Woldmann · · . . . . . . Bürgermeister.
Pastor . . . . . . . · . Stadtrat.

.D1-. Weber . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Schulz . . . . . . . Stadtverordneter.

Ehrengäfte.

Regierungsrat v. K ri e s - Danzig (Vertteter des Oberpräsidenten).

Landeshauptmann Freiherr S e n f ft v o n P i l s a ch- Danzig
Geh. Regierungsrat, Landesrat Kr us e - Danzig.
Landesrat Dr. F elf ch- Danzig.
RegierungspräsidentWirkl· Geh. Oberregierungsrat S chilling -Marienwerder.

Regierungsassessor H o e r l e - Marienwerder.

Landrat Dr. K l e e m a n n - Thorn.
General der Jnfanterie Exzellenz v. S cha ck,

Gouverneur von Thora.

Sonstige Gäste.

OberlyzealdirektorDr. M a y d o r n - Thorn

DachdeckermeisterK r a u t - Thorn
verehel. Kaufmann Frau D i e tri ch- Thorn

geladen als Mitglieder des Kuratoriums

des Lyzeums und Oberlyzeums.



II. Verhandlungen

Nach stenographischer Aufzeichnung.

Erste Sitzung.

Montag, den 23. Juni 1913. — Haut des Yrtushofes — 10 gibt vormittag-.

VorsitzendenOberbürgermeisterHcholtz-Danzig:Meine

Herren! Jch eröffnehiermit die Sitzungen des 21. West-
preußischenStädtetages und bitte zunächstzwei Schrift-
führer zu wählen. Jch schlage Jhnen vor die Herren
Dr. M erten- Elbing und H artwich - Culmsee. Wider-

spruchwird nicht laut — die Herren sind gewählt.
Meine sehr verehrten Herren! Es ist eine alte

schöneSitte im WestpreußischenStädtetage, daß wir

zu Beginn der Sitzungen dessen gedenken, der unsern
Staat machtvoll regiert. Wir haben gerade in diesem
Jahre ganz besondere Veranlassung dankbar zu sein;
hat doch in diesem Jahre Se. Majestät der Kaiser
Und König das fünfundzwanzigjährigeRegierungs-
jubiläum feiern können. FünfundzwanzigJahre hat
er in Frieden regiert, durch fünfundzwanzigJahre
ist es ihm trotz aller Fährnissegelungen, das Staats-

schiff glücklichweiterzuführen Außerordentlichgroß
ist der Aufschwung Deutschlands in diesen fünfund-
zwanzig Jahren gewesen, besonders groß auch in den

Städten. Auch in unserer Provinz wissen alle, wie

die einzelnen Städte fortgeschritten sind; und wenn

wir durch die Straßen Thorns gehen, so sehen wir

überall eine vorwärtsschreitende,kräftige,gesunde Ent-

wickelung.Das danken wir in erster Linie dem Kaiser
und seiner friedvollen Politik. Jch bitte Sie mit mir

zU rufen: Seine Majestät, unser AllergnädigsterKaiser,
König und Herr er lebe hoch! (Die Anwesenden
stimmen dreimal lebhaft in den Ruf ein.)

Jch möchteSie bitten, an Se. Majestät den Kaiser
folgende Depeschezu senden:

Euerer Majestät senden die zum 21. West-
PreUßischenStädtetage in Thorn versammelten
Städtevertreter treuen Huldigungsgruß

Meine Herren! Wir haben wieder die Freude,
verschiedeneEhrengästeunter uns zu sehen. Seine

Exzcllenz, der Herr Obekpräsidentund der Herr
Regierungspräsidentvon Danzig sind leider an der

Teilnahme verhindert. Der Herr Oberpräsidenthat
uns aber Herrn Regierungsrat von Kries als seinen
Vertreter entsandt, den ich freundlichstbegrüße. Herr
RegierungspräfidentSchilling und der Herr Landes-

hauptmann werden noch erscheinen. Die Herren sind

noch nicht in Thorn eingetroffen. Dagegen sind an-

wesend die Herren RegierungsassessorHoerle, Geh.
Regierungsrat, Landesrat Krus e

,
Landesrat Dr· Fels ch

und der Landrat des Kreises Thom, Herr Dr. Klee-

mann, die ich ebenfalls freundlichst begrüße. Jch
freue mich, daß wieder eine so großeZahl von Ehren-
gästen bei uns ist. Das zeigt uns, daß der Städtetag
in enger Verbindung mit der Kgl. Staatsregierung
und auch mit der Landesverwaltung arbeitet. Jch
hoffe, daß dieses gute Verhältnis dauernd bestehen
bleiben wird und daß wir auf unseren Städtetagen
uns gegenseitig helfen werden, das Gemeinwohl der

Provinz zu fördern.

Regierungsrat von grieI-Danzig: Wie Sie vom

Herrn Vorsitzenden gehört haben, ist Seine Exzellenz
der Herr Oberpräsident von Jagow verhindert,
persönlichan dem Städtetage teilzunehmen. Er tritt

morgen früh einen vierzehntägigenUrlaub an und

kann daher unmöglich den heutigen Tag noch in

Thorn verleben. Er hat mich deshalb mit seiner
Vertretung betraut und mich beauftragt, dem Städte-

tage seine besten Wünsche für einen gedeihlichenVer-

lauf der Handlungen zu übermitteln. Jndem ich mich
dieses Auftrages entledige, bitte ich zugleich meine

eigenen besten Wünschefür einen erfolgreichenVerlauf
der Tagung entgegenzunehmen. (Beifall.)
OberbürgermeisterDr. Hasse-Thorn: Meine sehr

geehrten Herren! Als berufener Vertreter der dies-

jährigen Tagungsstadt heiße ich Sie herzlich will-

kommen. Seit dem Beginn des Städtetages, in ein-

undzwanzig Jahren, sind Sie erst zweimal hier ge-

wesen; und seit der letzten Tagung, die hier stattfand,
sind zwölf Jahre verflossen. Sie können sich also
denken, welche große Freude bei uns darüber herrscht,
daß Sie jetzt Thorn Jhres Besuches für würdig
befunden haben. Sie können mir glauben, daß nicht
nur die städtischeVerwaltung, sondern die ganze

Bürgerschaftsichgefreut hat und Sie herzlichstempfängt.
Jch wünsche nur, daß es Jhnen hier wohl gefalle,
und daß Sie sich auch nach den schweren Verhand-
lungen hier wohlfühlen und ein gutes Andenken an

Thorn mit nach Hause nehmen. Wenn Sie hier noch



manches finden, das Jhrem kommunalen Blicke nicht
gefällt, so bitte ich zu bedenken, daß wir hier in

Thorn schwer zu kämpfenhaben, daß wir aber vor-

wärts streben, um den übrigen Städten nicht nach-

zustehen. Seien Sie nochmals herzlichstwillkommen!

(Beifall.)

Vorsitzenden Jch glaube, der Herr Vertreter von

Thorn kann ganz ruhig sein«Unser kommunaler Blick

wird nur mit größtemWohlbehagen auf Thorn ruhen.

Jch kann wohl sagen, alles was ich bisher gesehen

habe, macht einen hervorragenden Eindruck; es zeigt
uns, daß hier an der äußerstenGrenze tüchtigund

energisch gearbeitet wird. Ich habe keinen Zweifel,
daß wir uns alle hier außerordentlichwohl fühlen
werden. —

Jch teile mit, daß die Verhandlungen anderer

Städtetage im Vorzimmer ausliegen. — Jch bitte die

Herren, Jhre Namen in die Anwesenheitsliste ein-

zutragen, und alle Redner, hier vor zu treten, weil

es sonst schwer ist, die Reden ordnungsmäßig zu

stenographieren. Jch teile weiter mit, daß in diesem
Jahre zwei Städtetage zu beschickensind, anfangs
Oktober der PreußischeStädtetag in Breslau, auf
dem in erster Linie über das Wohnungsgesetz ver-

handelt werden soll, und dann im Mai 1914 der

Deutsche Städtetag in Köln. Die Tagesordnung für
den Deutschen Städtetag steht noch nicht fest.
bitte Sie, für jeden dieser beiden Städtetage zwei
Vertreter zu wählen. Da ich ja weiß, daß es Jhnen
lieb ist, diese Mitglieder selbst vorzuschlagen, so bitte

ich Sie, sich heute darüber zu verständigenund uns

morgen zu Beginn der Sitzung Jhre Vorschläge zu

unterbreiten. — Jch mache dann noch aufmerksam auf
die hier an den Wänden ausgehängtenÜbersichten,die

Herr Bürgermeister Erdmann über die Steuer-

verhältnissealler 12 Provinzen anfertigen ließ.

Jch komme zur

Eriiattung des Geschäftsbericht5.

Über die Ausführung der vorjährigenBeschlüsse

habe ich Jhnen mitzuteilen:
l. Die Frage der Bestellung eines Provinzial-

revisors für Sparkassen und Kommunalkassen ist weiter

gefördertworden. Wir sind erneut mit dem Vorstande
des Sparkassenverbandes der Provinzen Ost- Und

Westpreußen in Unterhandlungen wegen Vornahme
von Revisionen der Kommunalkassen durch die bereits

vorhandenen Sparkassenrevisoren.Diese Verhandlungen

haben zu einem Ergebnis geführt. Der Sparkassen-
verband hat sich bereit erklärt, durch seine Revisoren

auch die Kommunalkassen revidieren zu lassen. Es

sollen nur erstattet werden die Reisekostenmit täglich
15 M und die Barauslagen, die dann auf die Städte

verteilt werden sollen. Der Vorstand hat die An-

gelegenheiteben besprochen; wir werden den einzelnen
Städten genauere Vorschlägeschriftlichzukommenlassen.

Ich glaube, daß auf diese Weise ein Weg gefunden

ist, um den Bedürfnisseninsbesondere der kleineren

Städte nach einer ordnungsmäßigenRevision ihrer

Kassen zu entsprechen.

Ich·

2. Auf den Bericht des Herrn Oberbürgermeisters
Dr. Merten-Elbing über die Ausführung des vom

vorjährigen Städtetag gefaßtenBeschlusses über die

,,Gründung eines westpreußischenUnfallversicherungs-
verbandes« wurde Vertagung beschlossen.—

Mit Rücksichtdarauf, daß der Gesetzentwurf betr.

Dienstunfallfürsorgenoch nicht an den Reichstag gelangt
ist, ist eine weitere Vertagung dieser Angelegenheit
empfehlenswert.

3. Meinen vorjährigenAusführungen über den

Erfolg der Maßnahmen,die wir auf Grund des Vor-

trages des Herrn BürgermeistersZitzlaff-Marien-
werdet: »Die Belastung der Gemeinden mit Staats-

geschäften«und der hierauf gefaßtenBeschlüsseveranlaßt
haben, habe ich noch hinzuzufügen,daß unsere an das

Abgeordnetenhaus gerichtete Eingabe für ungeeignet
zur Erörterung im Plenum des Abgeordnetenhauses
erklärt wurde, weil sie nicht sachlichgenügendbegründet
sei. Jch gestehe, mir ist diese Stellungnahme unver-

ständlich.Das Herrenhaus hat jedochbeschlossen,unsere

Eingabe der KöniglichenStaatsregierung als Material

zu überweisen. Jn der betr. Kommissionssitzungdes

Herrenhausesist von einem Vertreter des Herrn Kriegs-
ministers erklärt worden, daß ein erheblicher Betrag
(50000 M) für die Kosten der Zustellung in Militär-

angelegenheitenin den Etat eingestelltwerden würde. —

Also insofern scheint wenigstens etwas erreicht zu sein.
Ob wir im übrigen große Erfolge mit der Eingabe
haben werden, liegt im Schoße der Zukunft.

«

4. Die Vorarbeiten für die Begründungvon Bau-

beratungsstellen, die auf den Vortrag des Herrn Stadt-

bauinspektors Dähne-Dcmzig- im Jahre 1911 und

den hieran gefaßtenBeschluß: »Der Vorstand wird

beauftragt, die Begründung einer Hauptstelle für die

Bauberatungsstellen Westpreußens in die Wege zu
leiten«, sind noch in der Schwebe. Mittlerweile hat
der Herr Regierungspräsidentan der TechnischenHoch-
schule in Danzig eine Bauberatungsstelle eingerichtet,
aber wir haben vom Städtetage aus zu der ganzen
Angelegenheitnoch keine endgiltige Stellung nehmen
können.

5. Zu dem Vortrage der Herren Bürgermeister
Müller-Dr Krone und Stadtrat Twistel-Zoppok
über »Offentlich-rechtlicheLebensversicherungen,ihre
Ziele und ihre Organisationen«ist folgender Antrag
zum Beschlußerhoben worden:

Der WestpreußischeStädtetag empfiehlt seinen
Verbandsmitgliedern, die Provinzial-Lebensoek-
sicherungsanstaltWestpreußennach Kräften in

ihrer gemeinnützigenTätigkeitzu unterstützen,so-
wie die Verwendung der Tilgungsbeiträgestädtischer
Sparkassen zum Abschlußvon Ticgungsveksiche-
rungen in die Wege zu leiten. — Gleichzeitig
fordert der WestpreußischeStädtetagdie Direktion
der Provinziallebensversicherungsanstaltauf, die
Vorarbeiten zur Einführungeiner öffentlich-recht-
lichen Volksversicherungnach Möglichkeitzn be-

schleunigen.«
Entsprechend diesem Beschlufseist die Direktion der

westpreußischenProvinziallebensversicherungsanstalter-

sucht worden, den in den Verhandlungenund in dem



Beschlusse zum Ausdruck gebrachten Wünschen zu

entsprechen. —-

·

6. Der Anregung des Herrn Bürgermeisters
Erdmann-Neustadt Wpr. folgend, ist die dies-jährige
Gemeindesteuerstatistik, die wunschgemäßerweitert und

ergänzt worden ist, vor der diesjährigenTagung Ihnen
gedruckt übersandt worden.

7. Im Anschlußan den Vortrag der Herren Land-
rat Trüstedt-Berent·und Stadtrat Goeritz-Danzig:
»Die deutsche Kommunalbank« wurde folgender Antrag
des Herrn BürgermeistersMüller-Dt. Krone zum

Beschlußerhoben:
Den Provinzialausschußerneut zu ersuchen, ohne
Rücksichtauf das etwaige Entstehen einer deutschen
Kommunalbank den Ausbau der Provinzialhilfs-
kasse auf gemeinnützigerGrundlage in Angriff
zu nehmen.

Auf Grund dieses Beschlusses ist der Herr Landes-

hauptmann der Provinz Westpreußenum weitere Ver-

anlassung gebeten worden. — Eine Antwort ist bisher
nicht eingegangen. Aber ich weiß, daß die Angelegen-
heit gefördertworden ist.

8. Auf den Vortrag der Herren Stadtrat Dum ont-

Danzig und Stadtverordneter Schade-Danzig über:

»Die Mitwirkung der Städte bei der Hebung des Real-

kredits, insbesondere bei der Begebung zweiter Hypo-
theken«sind folgende Beschlüssegefaßtworden:

I. den Vorstand zu beauftragen, mit dem Danziger
Hypothekeuverein in Verhandlungen über Ab-

änderungendes Statuts des Danziger Hypotheken-
vereius einzutreten, welche insbesondere zum

Gegenstand haben sollen: ,

1. den Ausbau des Instituts der Krediterneuerung
nach dem Vorbild des Berliner Pfandbrief-
instituts,

2. die Entführung der Bestimmung, daß die

Hausbesitzer berechtigt sein sollen, vom Dan-

ziger Hypothekenvereinin Zukunft begebene
Pfandbriesdarlehen nach ihrer Wahl in bar

oder in Pfandbrieer desselben Zinsfußes, in

denen sie das Darlehen erhalten haben, zu-

rückzuerstatten.
den Vorstand des Deutschen Städtetages zu er-

suchen, auf den Erlaß eines Reichsgesetzeshin-
zuwirken, durch das den Eigentümernstädtischer

Hausgrundstückedie Beschaffung zweitstelliger
Hypotheken in der Weise ermöglichtwird, daß

Vereinigungenvon Hausbesitzern bei Erfüllung
bestimmter reichsgesetzlichnoch näherfestzulegender
Anforderungen das Recht erhalten, ftempelfreie
Schuldverschreibungenauf den Inhaber auszu-
geben, für die die sämtlichenvon der Vereinigung
beliehenenGrundstückeund die der Vereinigung
angehörigen Hausbesitzer persönlichsolidarisch
haften und deren Sicherheit nötigenfallszu einem

bestimmten Prozentsatz durch öffentlicheKörper-
schaften — insbesonderedie Städte —

zu gewähr-
leisten wäre.

Der Vorstand ist mit dem Danziger Hypotheken-
verein in Verhandlungen getreten, die noch in der

Schwebe sind. Der Hypothekenvereinhat im Anfange

11.

dieses Monats eine Vorstandsitzung zusammenberufen,
in der über diese Angelegenheit beraten worden ist.
Die Beschlüssesind uns in diesen Tagen mitgeteilt
worden. Wir werden hierzu Stellung nehmen und

Ihnen unsere Entschließungenspätermitteilen. — Der

deutscheStädtetag ist zu Ziff. II des Beschlussesum

weitere Veranlassung ersucht worden.

Der Vorstand hat sich in Dt. Krone am 13. Au-

gust 1912 wie folgt konstituiert:
OberbürgermeisterS choltz-Danzig, Vorsitzender,

«

Stadtverordnetenvorsteher Instizrat O b u ch-Grau-
denz, stellvertr. Borsitzender,

stellvertr. Stadtverordnetenvorsteher Münster-
b e r g - Danzig, Kassenführer,

BürgermeisterH artw i ch-Eulmsee, Schriftführer,
Beisitzer:

a) OberbürgermeisterDr. Merten-Elbing,
b) OberbürgermeisterDr. Hasse-Thorn,
c) BürgermeisterMüller-Dt. Krone.

Im Berichtsjahre sind unserem Verbande beigetreten:
MärkischFriedland und Tütz.

Es stehen unserm Verbande daher noch fern:
Baldenburg, Gorzno, Kamin, Krojanke, Landeck und

Schloppe.
Am Schlusse möchteich noch darauf hinweisen, daß

der Geschäftsgangder für den Städtetag zu erledigenden
Sachen dadurch überaus erschwert wird, daß stets viele

Erinnerungen notwendig sind, um Antworten von den

Mitgliedern zu erhalten. Die Geschäfteunseres Städte-

tages haben, nachdem auch der preußischeund der

deutsche Städtetag eine sehr lebhaste und mit Dank zu

begrüßendeTätigkeit zum Wohle der Stadtgemeinden
entfalten, zugenommen

— Es ist mir aber nicht mög-
lich, diese Geschäftemit Erfolg durchzuführen,wenn

ich nicht Ihre Unterstützungbesitze. Ich bitte dringend,
mich durch schnelle Erledigung der Ihnen zugehenden
Sachen nach Kräften unterstützenzu wollen.

Zur Prüfung der Rechnung 1912X13 sind zwei
Rechnungsprüfer zu wählen. Im vorigen Jahre waren

es die Herren Tettenborn und Stachowitz. Ich
schlage vor die Herren Tettenborn und Liebetanz-
Culm. Sind Sie einverstanden? Ein Widerspruch
wird nicht laut, die Herren sind gewählt.

Wir kommen zum nächstenGegenstande:

Erhöhung der Ritgkiederbeiträga

gerichtetfiattetz stellvertr. Stadtverordnetenvorsteher
WünstrrbcrgsDanzig:Es ist keine angenehme Aufgabe,
Ihnen darüber zu berichten, daß die Rechnung des

Städtetages mit einem erheblichenDefizit abgeschlossen
hat, das ungefähr 50 0,-0 der Ausgaben beträgt. Es

hat seinen Grund darin, daß die Kosten der Ver-

tretung des WestpreußischenStädtetages bei den

Tagungen des Deutschen und PreußischenStädtetages
durch je zwei Mitglieder recht groß geworden sind.
Dazu kommt noch, daß infolge der bei uns geleisteten
intensiveren Arbeit — Sie erinnern fich, daß die Zahl
der Vorträge gewachsen ist — die Zahl Drucksachen
zugenommen hat, und somit eine erheblicheErhöhung
der Druckkosten eingetreten ist. Die Bertretungen auf
dem Deutschen und PreußischenStädtetage haben
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allein 875 M in Anspruch genommen, dazu kommen

die Kosten für Drucksachen usw. Infolgedessen weist
unsere Rechnung ein Defizit von 1477 M auf bei

einer Gesamtausgabe von 3000 M. Wir haben
nahezu die Hälfte der Ausgaben vorschußweisevon

der Kämmereikasseder Stadt Danzig decken lassen.
Unter diesen Umständen muß der Städtetag an

eine Erhöhung seiner eigenen Einnahmen denken; denn

wenn Danzig auch selbstverständlichdie erforderlichen
Summen vorschoß,so wird es ebenso selbstverständlich
nicht geneigt fein, sie aus eigener Tasche zu decken-

Wir haben verschiedene Berechnungen angestellt,
auf welcher Grundlage eine Erhöhung der Beiträge
am gerechtesten herbeigeführtwerden könne, ohne die

einzelnen, besonders die kleineren Städte zu sehr zu

belaften. Wir wissen ja, daß die kleineren Städte

finanziell besonders schwierigdaran sind.
Nach unserer Satzung bezieht sich die Beitrags-

ziffer auf die einzelne Stimme und daß die Zahl der

Stimmen sich nach der Einwohnerzahl der Stadt

richtet. Es haben nämlichStädte bis zu 5000 Ein-

wohner 2, bis zu 10000 Einwohner 3, bis zu
25000 Einwohner 4Stimmen, größereStädte für jede
weiteren 25 000 Einwohner je eine Stimme mehr. Wir

schlagen vor, für die Städte bis 5000 Einwohner
15 M für die Stimme zu erheben; für die Städte

von 5—10000 Einwohnern 20 M, für die Städte

von 10——25()00 Einwohnern 25 M und für die

größerenStädte je 30 M für die Stimme. Die an-

gestellte Berechnung ergibt, daß wir dann ungefähr
250 M mehr einnehmen werden, als die Deckung
dieses Defizits erfordert, sodaß wir für die Folge mit

einem wenn auch sehr unbedeutenden Barbestande
werden rechnen können. Jch empfehle Ihnen, diesem
Vorschlage zuzustimmen und die Einführung dieser
neuen Sätze vom 1. April 1913 ab zu beschließen.

Vorsitzenden Wird das Wort gewünscht? Das ist
nicht der Fall. Ein Widerspruch ist nicht laut ge-

worden. Der Vorschlag des Vorstandes ist zum

Beschlußerhoben.
Wir gehen über zu Punkt 4 der Tagesordnung:

Entwurf eines preußischenWohnung-gesetzes.

Hierzu liegen folgende Leitsiitzevor:

1. Die großenVerdienste, die sich die Gemeinden,
namentlich die Großstädte auf dem Gebiete der Woh-
nungsreform durch Entfaltung einer weitausschauenden
Boden- und Bebauungspolitik -— durch Geländeankäufe
und Baulanderschließung,durch Erlaß von Zonen-
Bauordnungen, durch Förderung des städtischenReal-

Kredits usw. — erworben haben, lassen es ungerecht-
fertigt erscheinen, daß der preußischeWohnungsgesetz-
entwurf das freie Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden

durch Verstärkungder Befugnisse der Ortspolizeibehörden
und der Staatsaufsichtsinstanzen einschränkt.—-

Die Tätigkeitder Gemeinden auf dem Gebiete der

Wohnungsreform ist vielmehr vom Staate zu fördern,

insbesondere dadurch,
1. daß das Stadterweiterungsgebiet, auf welches

sich die planmäßigeBoden- und Bebanungspolitik
der Stadtverwaltung zu erstreckenhat, auchrecht-
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lich der Herrschaft der Stadtverwaltung unter-

worfen wird, daß also der Eingemeindung des

künftigenStadterweiternngsgebietes nicht Hemm-
nisse entgegengesetztwerden,
daß den Stadtverwaltungen, soweit sie sie nicht
schon besitzen, die Verwaltung der Bau-, Woh-
nungs- und Wegepolizei-Geschäfteübertragenwird,
daß die Aufnahme von Anleihen für Zwecke der
Boden- und Bebauungspolitik, insbesondere für
den Ankan und die Erschließungvon Stadter-

weiterungsgeländeund für die Schaffung Von

Einrichtungen zur Verbesserung der städtischen
Realkreditverhältnifsedurch Zulafsung niedriger
Tilgungcssätzeerleichtert wird.

II. Jm Interesse der auf die Verbesserungder

Wohnungsverhältnisfegerichteten Boden- Und Ve-

bauungspolitikder Städte ist eine durchgreifendeRevision
des Fluchtlinicngesetzesvom 2. Juli 1875 erforderlich

Sie hat sich insbesonde zu erstrecken auf:
1. die Zulafsung der FestsetzungrückwärtigerBau-

fluchtlinien,
die Einführung der Bausperre während eines

schwebendenFluchtlinienfestfetzungsverfahrensnach
dem Muster des sächsischenBaugesetzes,
die Erleichterung der Umlegung der Kosten der

Baulanderfchließungdurch Einbeziehungder Kosten
der Wasserversorgungs- und Hausentwäfferungs-
anlagen, sowie der Kosten von Plätzen Und

öffentlichenGartcnanlagen, in den Kreis der

auf Grund des Fluchtliniengcsetzesninlegbaren
Kosten,
die Zulafsung der Heranziehungeinzelner wider-

spenstigckAnliegck gemäß§ 15 des Fluchtlinien-
gesetzesauch bei Unternehmerftraßen.

Der Gesetzentwurf läßt Bestimmungennach dieser
Richtung hin vermissen.

Die von ihm vorgesehene Ausdehnung des Ent-

eignungsrechtes auf Baumasken ist unbeschadet ein-

zelner Abänderungswünschezu begrüßen.

Die Ausdehnung der Befugnisse der Ortspolizei-
behörde bei der Festsetzung von Fluchtlinien (Gesetz-
entwurf Art. I, Ziffer 1 und 3) und die Einschränkung
des den Gemeinden durch §12 des Fruchtriniengesetzetz
verliehenen Bauverbots sind als durchaus unbegründet
zurückzuweisen.

111. Die Ausdehnung der sogen. lex Adickes auf
den Umfang der Monarchie empfiehlt sich nur, wenn

zugleicheine durchgreifendeRevision des Gesetzesvor-

genommen wird, insbesondere, wenn die in dem

Gesetze bisher vorgeseheneVerpflichtungzum Ausbau
der Straßen im Umlegungsgebieteund die Einschränkung
des Bauverbots beseitigt wird und den Gemeinden die

Möglichkeitgewährt wird, die Kosten der Umlegung
auf die beteiligten Grundstückein vollem Umfange zu
verteilen.

1V. Gegen die Bestimmung des Artikels 2 des

Gesetzentwurfsbetreffend den Erlaß von Bauordnungen
sind Einwendungen nicht zu erheben; doch ist es

wünschenswert,gesetzlichfestzulegen, daß die Ver-

waltung der Bau- und Wegepolizei,soweit sie nicht

2.
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bereits in den Händen der Stadtverwaltung liegt, den
«

Städten auf ihren Antrag zu übertragenist.
Goeritz, Stadtrat.

v. Die Artikel 3 und 4 des Gesetzentwurfes,be-

treffend den Erlaß von Wohnungsordnungen
und die Einrichtung einer geregelten Wohnungs-
aufs icht bedürfen einer Ergänzungund Abänderung
nach der Richtung hin, daß

1. entsprechend den Grundsätzender Selbstver-
waltung die Gemeinden, die nach dem Gesetz
die Wohnungsaufsichtdurchzuführenund die
damit verknüpftenKosten zu tragen haben, auch
mit den dazu erforderlichen Machtbefugnifsen
durch Ubertragung der Wohnungspolizei aus-

gestattet werden,
unter Zuziehung von Vertretern der kommunalen

Verwaltung mit Sitz und Stimme ein Landes-

wohnungsamt gebildet wird, welches das

gesamte Wohnungswesen beobachtet, darüber

regelmäßigeBerichte erstattet, anregend wirkt,
und aus Anfrage sachlichenRat gibt.

Dr. Mayer, Stadtrat.

grrichictftaiiey Stadtrat Goeritz-Danzig: Meine

Herren! Der wes1preußischeStädtetag hat sich schon
einmal mit einem preußischenWohnungsgesetzentwurf
beschäftigt·Das ist 9 Jahre her. Die Staatsregierung
hatte im Jahre 1904 den »Entwurf eines Gesetzeszur

Verbesserungder Wohnungsverhältnisse«der öffentlichen
Kritik unterbreitet. Über den damaligen Entwurf haben
Ihnen der damalige Stadtrat Mitzlasf und ich UUf
dem Danziger Städtetage 1904 berichtet. Die Kritik

fiel nicht nur im Schoße dieser Versammlung, sondern
auch sonst in den Erörterungen der an dem Entwurf
interessiertenKörperschaftenund in der Literatur fo
ungünstig aus, daß die Staatsregierung ihr Kind in

der Versenkung verschwinden ließ. Am 25. Januar
d- Js. hat nun die preußischeStaatsregierung einen

neuen »Entwurf eines Wohnungsgesetzes«veröffentlicht,
mit dem wir uns heute zu beschäftigenhaben. Wenige
Tage vor der Veröffentlichunghatte der Staatssekretär
des Jnnern Dr. Delbriick in der Budgetkoinmission
des Reichstages die aufsehenerregende und oielerörterte

Erklärungabgegeben, daß, wenn nicht Preußen bis

zUM Herbst einen Wohnungsgesetzentwursvorlegen sollte,
das Reich auf diesem Gebiete vorgehen werde.

Man gewinnt den Eindruck, daß die schnelleVer-

öffentlichungdes neueu Gesetzentwurfes unter dem

Druck der Erklärung des Vertreters des Reichskanzlers
erfolgt ist« Denn wenn man den neuen Gesetzentwurf
mit dem Entwurf von 1904 vergleicht, so stellt es sich
heraus, daß die Staatsregierung die lange Pause von

8 Jahren zu einer durchgreifenden Umarbeitung des

Entwurfes von 1904 nicht benutzt hat. Der neue

Entwurf bringt, von der immerhin untergeordneten
Ausdehnung des Enteignungsrechts auf Baumasken

abgesehen, keinerlei neue Gesichtspunkte:es ist das alte

Kind, das hier aus der Versenkungauftaucht: nicht
sehr verändert, nur etwas magerer geworden! Einige
der meistangefochtenenBestimmungen des alten Ent-

wurfes sind gestrichen, andere Bestimmungen sind ge-

so

mildert, indem die Mußvorschriftendes alten Entwurfes
durch Kannvorschriften ersetztsind. Die Formulierung
der Bestimmungen ist im Ubrigen fast wörtlichdieselbe

f geblieben, und auch in seiner Gliederung lehnt sich der
! neue Entwurf eng an den alten an. Gestrichen ist nur

der Art. III des alten Entwurfes, der die Abstufung
der Gebühren und Steuersätze zu Gunsten der für
minderbemittelte Familien bestimmten Wohngebäudezu-

ließ. Er ist gestrichen,weil die damals vorgeschlagene
Abänderung des Kommunalabgabengesetzesinzwischen
bereits durch das Deklarationsgesetzvom 24. Juli 1906

Gesetzeskraft erhalten hat. Jm übrigen ist die alte

Einteilung der Bestimmungen beibehalten:
Art. I bringt Bestimmungenüber ,,B a u g e l ä n d e«

und zwar in Form einer Novelle zum Fluchtlinien-
gesetz vom 2. Juli 1875, wozu jetzt noch die

Ausdehnung der sogenannten lex Adickes auf
den Umfang der Monarchie hinzutritt. Art. 11

bestimmt, was durch die Bauordnungen ge-

regelt werden kann. Art· III (Art. IV des Ent-

wurfes von 1904) trifft Bestimmungen über die

Benutzung der Gebäude zum Wohnen
und Schlafen. Art. IV (sriiher Art. V) be-

handelt die ,,Wohnungsaufsicht«. Art. V

(früher VI) trifft »Schluß- und Übergangsbe-
stimmungen«.

Mit dem Herrn Mitberichterstatter habe ich mich
dahin verständigt,daß ich Jhnen über die Art. 1 und

2 berichten werde, während er die Art. 3—5 behandeln
wird. Die Teilung entspricht der inneren Gliederung
des Rechtsstoffes. Die Art. 1 und 2 bringen Bestim-
mungen, die einerseits die Aufschließungvon Baugelände
fördern, andererseits eine weiträumige,flache Bauweise
unter tunlichster Herabminderung der technischen An-

forderungen sicherstellen sollen. Die Art. 3—5 be-

handeln die spätereBenutzung und dauernde Beauf-
sichtigung der Wohngebäude.

Ehe wir in die Erörterung der einzelnen Bestim-
mungen des Gesetzentwurfes eintreten, werden wir uns

die Frage vorzulegen haben, ob auf dem Gebiete des

Wohnungswesens auch heute noch ernste Mißstände
bestehen und in welcher Richtung sich die- Arbeit der

Gemeinden zur Besserung der Wohnungsverhältnissezu

bewegen hat. Es liegt uns dann zu prüfen ob, in-

wieweit die Reformarbeit der Gemeinden durch die

Bestimmungen des neuen Gesetzentwurfs gedeihlich
gefördertwird. —

Meine Herren! Man wird auch heute noch offen
anerkennenmüssen,daßauf dem Gebiete des Wohnungs-
wesens, wenigstens in den Gemeinden mit einer sich
stark vermehrenden industriellen Bevölkerung,noch viel

zu bessern ift Die Produktion an Wohnungen, nament-

lich für die unbemittelten Volksschichten,hält meist nicht
gleichen Schritt mit der Vermehrung der Bevölkerung,
und daraus ergibt sich ein Mißverhältnis zwischen
Angebot und Nachfrage, das eine Reihe iibler Folgen
nach sich zieht. Die Bevölkerungwird in Wohnungen
gedrängt, die den Anforderungen der Hygiene nicht

entsprechen, die aber nicht geschlossenwerden können,
weil die Jnsasfen sonst obdachlos werden würden.

Räume, die bei der Erbauung der Häuser nicht als



Wohnräume gedacht waren, werden unter dem Druck
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der Verhältnisseals Wohnungen hergerichtet. Die vor- ;

handenen Wohnungen müssenaufs äußersteausgenutzt
werden und sind oftmals überfällt Besonders bedenk-

lich ist dabei, daß in großemUmfange fremde, nicht
zur Familie gehörigePersonen als Schlafburschen und

Einlieger in den Haushalt aufgenommen werden müssen-
die der Familie den ohnehin zu knappen Raum schmälern
und mancherlei sittliche und gesundheitliche Gefahren
in die Familien tragen. Und schließlichtreibt die starke H
Nachfrage nach kleinen Wohnungen naturgemäß auch
die Miete auf eine Höhe, die in argem Mißverhältnis

zu dem Arbeitsverdienst der in ihnen untergebrachten
Volksmassen steht. Die Mißstände werden besonders ;

schwer, wenn eine uachsichtige Bauordnung eine zu:
weitgehende Ausnutzung der Grundstückezuläßt.

pfercht wird, während die weiten Fluren vor der Stadt

eine weiträumige, gesunde und freundliche Bauweise

gestatten würden. Man muß diese Mißstände m. E-

auch heute noch zugestehen, wenn auch nicht ver-«

Die j

Folge ist, daß namentlich die dem Stadtkern näher
;

gelegenen Grundstückebis zur Grenze der Zulässigkeit
durch Seiteuflügel und Hintergebäudeausgenutzt werden

und die Bevölkerung auf engem Raum zusammenge- i

kannt werden kann, daß die zielbewußteBoden- und

Wohnungspolitik der Gemeinden, vor allem im letzten
Jahrzehnt bereits sehr wesentlich zu einer Besserung ;

der Verhältnissebeigetrageu hat.
Was kann nun zur Besserung der Wohnungsver-

«

hältnisse geschehen? Es läßt sich, wenn wir uns auf
die großenGesichtspunkte beschränken,unter 3 Punkten
zusammeufassen :

1. Es muß für reichliches und billiges Angebot von

Baugelände gesorgt werden-

Es muß dafür gesorgt werden, daß die Bebauung
des Geländes mitWohugebändenden berechtigten
hygieuischenund sozialen Anforderungen entspricht,
mit andern Worten, es muß auf eine weiträumige

flache Bauweise hingewirkt werden-

Es genügt schließlichnicht, daß Baugelände preis-
wert angeboten wird, und daß eine zweckentsprechende
Bebauung des Geländes durch Bauordnungen sicher-

gestellt ist; es muß Z. auch die Bautätigkeit angereizt
werden.

Ergänzendmuß dazu eine ständigeBeaufsichtigung
der Wohnungsverhältnissehinzutreten.

Wenn man sich vergegenwärtigt,was auf dem

Gebiete der Wohnungsreform geschehenist, so darf

man m. E. grade für die Kommunen die Anerkennung
in Anspruch nehmen, daß sie in jeder der eben ge-

kennzeichnetenRichtungen führendvorrangegangen sind.
Was die Bereitstellung von Baugelände angeht,

so haben sie sich nicht darauf beschränkt,bei der Er-

schließungvon privatem Gelände mitzuwirken. Dem

Muster von Frankfurt a. M. folgend, das hier wie

auf anderen Gebieten des Wohnungswesens Dank seinen

glänzendenfinanziellen Verhältnissenzur Führerrolle

berufen war, haben fast alle größeren,aber auch viele

mittleren und sogar kleineren Gemeinden — ich nenne

von letzteren hier in Westpreußennur Zoppot und

Konitz und die DorfgemeindeOliva — sich zu einer
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weitausschauenden Bodenpolitik entschlossen,indem sie
das für die künftige Stadterweiterung iu Betracht
kommende Gelände erwarben. Ich darf an dieser
Stelle wohl anführen, was Danzig auf diesem Gebiete
in den letzten 10 Jahren getan hat. Wir haben zu
dem ausgedehnten, aus alter Zeit stammenden Kämmerei-
und Lazarettbesitzin dieserZeit nicht weniger als rund

7,4 Millionen qm mit einem Kosteuaufwande von etwa

53X4Millionen Mark erworben. Dadurch, daß die
Städte aus solchem Gelände jederzeit baureife Par-
zellen auf den Markt bringen, kommen sie nicht nuk

selber der Nachfrage nach Bauland entgegen, sondern
wirken auch einer ungesunden Bodeuspekulation und
einer übertriebeuen Steigerung der Baulandpreiseüber-
haupt entgegen.

Auch auf dem Gebiete der Bauordnungen sind
die Städte vorangegangen. Auch hier ist es Frank-
furt a. M. gewesen, das mit einer großzügigeuZotten-
bauordnuug, die eine Abstufung der Bauweise nach
Zonen vorsah, den andern Städten ein Beispiel zur
Nacheiferung gab·

Fast alle Großstädte sind ihr gefolgt. AuchDanziq
hat durch zahlreiche Einzelpolizeiverordnungenund
durch privatrechtliche Vereinbarungen bei der Auf-
schließungvon Baugelände eine Abstufung der Bau-

;

weise vorgenommen. Eine das ganze städtischeWeich-
bild planmäßig umfassende Bauordnung füt- Danzjg
ist im Entwurfe fertiggestellt.

Und schließlichauch auf dem Gebiete der Förderung
der Bautätigkeit selbst sind es die Gemeinden,die
führendvorangehen. Das wichtigsteProblem, das hier
der Lösung harrt, ist jedenfalls die Frage des Real-
kredits· Was hilft es, daßBaugeländereichlichund
billig zur Verfügung steht und daß eine einwandsreie
Bebauung durch zweckmäßigeBauordnungensichechskcllt
ist, wenn sich das Kapital dein GrundstückssUnd

Häuserruarktentzieht. Jn zahlreichen Städten wird
gegenwärtig über die Gründung von Instituten zur
Gewährung zweiter Hypotheken unter konnnunaler Be-
teiligung verhandelt Auch der WestpreußischeStädtetag
hat diese Frage im voriger Jahre eingerde ekökkm
und ein spezielles Projekt für Danzig ist inzwischen-
ausgearbeitet
Gegenüber diesen Leistungen der Stadt darf man

fragen:
Was hat der Staat auf diesen Gebieten,was hat

er insbesondere getan, um die Tätigkeitder Städte
auf dem Gebiete der Wohnungsfragezu unterstützen?

Was der Staat durch Bereitstellungvon Mitteln
zur Schaffung von guten Wohnungenfür seine eigenen
Angestellten getan hat, darf gewiß nicht unterschätzt
werden. Auch in Danzig legt die Wohnungskolonie
Neuschottland, die in erster Linie für die Angestellten
und Arbeiter der KaiserlichenWerft geschaffenst davon
rühmlichesZeugnis ab- Aber diese Staaistätigkeit
kommt doch nur einem bestimmten,eng begrenzten
Personenkreise zugute.

Was der Staat sonst geleistet hat, sind im wesent-
lichenMinisterialerlasse,von denen eine lange Reihe in
der Begründungdes Wohnungsgesetzentwurfsaufgeführt
wird. Sie enthalten gute Lehren, die meist aufdek



Praxis der führendenStädte beruhen, — gute Lehren,
für die man besonders dankbar sein könnte, wenn der

Staat auch praktisch die Gemeinden bei der Durch-
führung der ihnen ans Herz gelegten Aufgaben unter-

stützen wollte. An solcher Unterstützunghat es aber

der Staat wie offen ausgesprochen werden muß,manch-
mal fehlen lassen.

Staatsregierung hat den Gemeinden mit

treffenden Gründen die Notwendigkeit einer weit aus-

sclcauenden Boden- und Bebauungspolitik dargelegt.
Wie soll eine solche Boden- und Bebauungspolitik
aber eriolgreichdurchgeführtwerden, wenn die Stadt-

verwaltung nicht auch wirklichHerrin des ganzen Stadt-

erweiterungsgebietes ist? Erste Vorrausfetzung einer

planuiäßigenBoden- und Bebauungspolitik ist, daß
das ganze Gebiet, das eine wirtschaftlicheEinheit bildet

Die

und auf dem sichdie Stadt ausdehnen soll, auch rechtlich Großftädte, in denen die Wohnungsresorm vor allem
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. möglicht.

ist der beste Beweis dafür, zu welchen Konsequenzen
die willkürlicheZerreißung einer tatsächlichenwirt-

schaftlichenEinheit, wie es Groß-Berlin ist, in selbst-
ständige Einzelgemeinden führt. Wäre Groß-Berlin
eine kommunale Einheit, so wäre eine solche Sonder-

politik einzelner Teile von vornherein ausgeschlossen
und die Anordnung der Fabrikviertel und der Wohn-
quartiere für die verschiedenen Volksschichten im

Gesamtweichbildekönnte nach naturgemäßenGesichts-
punkten erfolgen-

Eine weitere Unterstützung,die die Städte bei ihrer
Boden- und Baupolitik verlangen können, ist die

Übertragungder Baupolizeiverwaltung, die erst die

planmäßige Durchführung der Bebauungspolitik er-

Fast alle mittleren und kleineren Städte

verwalten bereits die Baupolizei. Gerade eine Anzahl

eine Einheit bildet, m. a. W., daß die in den Bereich H
der künftigenStadtentwickluug fallenden Vororte ein-

H

gemeindet werden. Denn nur dann ist sie in der Lage,
ihre Bebauungsplänesachgemäßauszugestalten und die

Beliauung nach einheitlichen Gesichtspunkten zu regeln-
Nur dann ist sie auch in der Lage, den Ankauf großer
und billigerGeländeflächenzwecksspätererErschließungL
als Baulaud zu wagen. Schieben sich fremde Ge-

meinden wie ein Keil in das natürlicheStadterweiterutth
gebiet hinein, so muß die Tatkraft und Zielbewußtheit
der Vodeu- und Bebauungspolitik darunter leiden. Das

Begründunggar nicht bedarf.
Auf welche Schwierigkeiten stoßen aber die Ein- i

gemeiudungsanträgeder Städte! Wenn nicht bei der ?

Staatsregierung, so doch beim Landtage! Und auch -

die Staatsregierung hat, dem Drängen des Ab-

geordnetenhauses nachgebend, die Hand zum Erlaß
des Zweckverbandsgesetzes geboten, das von dem

Gedanken geleitet ist, daß der weiteren Ausdehnung
der Stadtbezirke entgegengearbeitetwerden müsse!

Als ob die Städte sich um eine Ausdehnung ihres
Gemeindegnts,die doch mit der Übernahmeschwerer
finanzieller Lasten verknüpft ist, so· sehr bemühen
würden, wenn die Arrondierung des Stadtweichbildes
Nicht die Vorbedingung einer großzügigenGemeinde-

politik wäre!
Es liegt auf der Hand, daß die mangelnde Ab-

stimmung des rechtlichen Stadtgebiets auf das

tatsächliche Wirtschafts- und Stadterweiterungs-
gebiet die eine oder andere Stadt zu Maßnahmen
veranlaßt hat, die grundsätzlichanfechtbar sind und
nun von der Regierung zum Anlaß genommen werden,
um die Tätigkeit aller Städte auf dem Gebiete der

Boden- und Baupolitik unter staatliche Vormundschaft
zu stellen. Der vorliegende Gesetzentwurf begründet
die Einschränkungdes den Städten durch § 12 des

Fluchtlinicngefetzeszustehenden Bauverbots — der

wertvollsten Handhabe, die die Städte bisher hatten,
um ihrer Boden- und Baupolitik Geltung zu ver-

schafer —-, damit daß einige Städte — es handelt
sich dabei um ein paar Berliner Vorortgemeiuden —

das Bauverbot dazu benützten,um Arbeiterwohnhäuser
ihrem Gebiete fernzuhalten. Gerade dieses Beispiel

z werden müssen.

dringend ist, vor allem Berlin mit seinen Vororten,
ferner Kassel, Koblenz, Wiesbaden, Saarbrücken und

Danzig haben die Übertragungder Baupolizei bisher
nicht erreichen können. Und schließlichdarf man ver-

langen, daß der Staat auch auf die finanziellenKräfte
der Gemeinden Rücksichtnimmt.

Wir Städte sind es ja gewöhnt, daß der Staat

soziale Gesetze erläßt, sich das Recht des Bestimmens
in weitem Maße sichert, die praktische Arbeit und vor

allem die Aufbringung der Kosten aber den Städten

i überläßt. Dürfen wir auf dem Gebiete der Wohnungs-
ist so klar und einleuchtend, daß es einer eingehenden

»

reform schon nicht erwarten, daß der Staat die

Städte mit Staatsmitteln unterstützt, so dürfen wir

doch verlangen, daß der Staat den Städten die Auf-
bringung der Mittel nicht unnötig erschwert.

Der Aufkan und die Aufschließungkünftigen
Baugeländes erfordert große Summen. Ohne zu

starke Belastung der Steuerzahler sind sie nur mit

Hilfe von Grunderwerbsfonds durchzuführen,denen

wieder die nötigen Mittel durch Anleihen zugeführt
Mehr und mehr macht sich aber jetzt

:di"eNeigung der Staatsbehörden geltend, für die

kommunalen Anleihen hohe Tilgungssätzevorzuschreiben
und die Deckung der Tilgungsraten nnd womöglich
auch der Anleiheverzinsung statt dem Grunderwerbs-

fonds selber dem Ordinarium zuzuweisen. bedeutet

dies eine starke Belastung der gegenwärtigenSteuer-

zahler zugunsten der künftigen,denen doch erst die

Vorteile der städtischenGeländepolitikzugute kommen;
eine Belastung, die den städtischenBehörden auch den

Entschluß zu einer weit ausschauenden Bodenpolitik
sehr erschweren muß. Man wird gerade in einem

Zeitpunkt, in dem der Staat den Gemeinden neue

Lasten auferlegen will, die Staatsregierung darauf
aufmerksam machen müssen,daß sie durch die bisher
übliche Behandlung der städtischenAnleihen den

Städten die Durchführung ihrer Aufgaben sehr er-

schwert. Zumal auf dem Gebiete der Bodenpolitik
müssen wir die Forderung aussprechen, daß sie den

Städten erheblich niedrigere Anleihetilgungssätzeund

eine selbständigereAusgestaltung der Grunderwerbs-

fonds gestattet. Diese Forderung ist namentlich auch
für die Anleihen zu erheben, die die Städte werden

aufnehmen müssen, um ihrerseits wirksam zur Sa-



nierung der städtischenRealkreditverhältnissebeizu-
tragen. Hier liegt die dringendste Aufgabe, die der

Städte .in der nächstenZeit harrt. Jhre befriedigende
Lösung wird mehr als alles andere zu einer Neu-

belebung der Bautätigkeitund damit zu einer Besserung
der Wohnungsverhältnisseführen.

Alle diese von mir erörterten Wege der Wohnungs-
reform sind gangbar, ohne daß es neuer einschneidender
Gesetze bedarf. Um diese Wege erfolgreich beschreiten
können, dazu bedürfen die Städte nur einer ver-

ständnisvollen, von Sympathie für die städtische
Selbstverwaltung erfüllten Unterstützungder Staats-

regierung.
Damit soll nicht gesagt sein, daß an den bestehenden

Gesetzen, mit denen die Wohnungspolitik der Städte

zu rechnen hat, nicht manches abänderungsbedürftig
ist. Jch werde später darzulegen haben, daß nament-

lich im Rahmen des Fluchtliniengesetzesdie Tätigkeit
der Städte durch mancherlei Änderungenwirksam
gefördert werden könnte. Können freilich solche
Gesetzes-Änderungennur dadurch erkauft werden, daß
der Geist der staatlichen Bevormundung der Städte

jetzt auch in die Gebiete einzieht, aus denen ihnen
bisher ein bescheidenesMaß freier Selbstverwaltung
eingeräumtwar, so werden die Städte auf die Ver-

besserung wohl lieber verzichten und sich mit dem

geltenden Rechtszustande, der ihnen immerhin aus-

reichenden Spielraum gewährt,behelfen. —

Wenden wir uns nunmehr zu den Bestimmungen,
die der neue Wohnungsgesetzentwurf in sich birgt!

Art. I. des Gesetzentwurfs zerfällt in 2 Teile.

Teil I bringt eine Reihe von Änderungendes Flucht-
liniengesetzesvom 2. Juli 1875, Teil 11 die Ausdehnung
des Gesetzes, betreffend die Umlegung von Grundstücken
in Frankfurt a. M., (der sogenannten lex Adickes)
vom 28. Juli 1902 auf den Umfang der Monarchie.

Die in Aussicht genommenen Änderungendes Flucht-
liniengesetzeslassen sich, wie folgt, zusammenfassen:

1. Es soll zu den von der Ortspolizeibehörde
wahr-zunehmendenRücksichten, die sich bisher
lediglichauf polizeilicheGesichtspunktebeschränkten,
in Zukunft die Rücksichtauf das Wohnungsbe-
dürfnis treten. Aus Rücksichtauf das Wohnungs-
bedürfnis soll die Ortspolizeibehördeim Ein-

verständnis mit der Kommunalanfsichtsbehörde

künftigberechtigt sein, die Festsetzungvon Flucht-
linien zu verlangen oder ihre Zustimmung zu

Fluchtlinienplänenzu versagen.
Wie weit die Anforderungen der Ortspolizei

gehen können, besagt der neue, dem §3 des

Fluchtliniengesetzes hinzugefügteAbsatz Z, der

bestimmt, daß im Interesse des Wohnungs-
bedürfnissesdarauf Bedacht zu nehmen sei, daß
in ausgiebiger Zahl und Größe Plätze, auch
Gartenanlagen, Spiel- und Erholungsplätzevor-

gesehen, daß für WohnzweckeBaublöcke von

angemessenerTiefe und Straßen von geringerer
Breite entsprechenddem verschiedenartigenWoh-
nungsbedürfnissegeschaffen werden, und daß

durch die FestsetzungBaugeländeentsprechenddem
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Wohnungsbedürfnisseder Bebauung erschlossen-
wird.

Dem Bezirksausschußsoll das Recht eingeräumt
werden, von dem den Gemeindeverwaltnngen
durch § 12 des Fluchtliniengesetzesanvertrauten
Verbote des Bauens an anfertigen Straßen
aus Rücksichtauf das WohnungsbedürfnisDis-

pens zu erteilen.

Es soll den Gemeinden das Recht zur Enteignung
von Baumasken eingeräumtwerden.

soll schließlichdie bisher geltendeBeschränkung,
daß Vorgärten »in der Regel höchstens3 Meter«
tief sein sollen (§ 1 Abs- 4 Satz 2) fortfallen.

Vergleicht man diese Bestimmungenmit den Be--

stimmungen des Entwurfs von 1904, so ergibt sich,
daß neu eingefügtsind:

1. die Einschränkungdes den Gemeinden bisher
zustehendenBauverbots,

2. die Verleihung des Rechts zur Enteignung von

Baumasken.
«

Die Verstärkungdes Rechts der Ortspolizeibehörde
war auch bereits in dem Entwurf von 1904 vorgesehen.
Sie ist jetzt nur insofern gemildert, als das Vorgehen
der Polizei an das Einverständnis der Kommunal-
aufsichtsbehördegeknüpftist. Der Entwurf von 1904

enthielt noch weitere Bestimmungen, die der neue

Entwurf unter dem Eindruck der Kritik hat fallen lassen:
eine Einschränkungder Befugnis der Gemeinden
zur Umlegung der Straßenkostennach § 15, und
den Zwang der Gemeinden zum Ausbau Von

Straßen, falls die Ortspolizeibehördeim Ein-
verständnis mit der Kommunalaufsichtsbehörde
den Ausbau mit Rücksichtauf das Wohnnngs-
bedürfnis für erforderlich hielt-

Wir werden später sehen, daß die Ausbaupflicht
zwar formell in dem neuen Entwurf verschwunden ist,
auf dem Umwege über den neuen § 12 des Fürcht-
liniengesetzes in Verbindung mit dem § 56 des Zu-
ständigkeitsgesetzesdurch eine Hintertür wieder auf-
taucht.
Prüer wir zunächstdie von dem Entwurfe vor-

geschlagenen Bestimmungen, die ich vorher nntek
4 Punkten zusammenfasste Um den letztenPunkt, die

Frage der Tiefe von Vorgärten, vorweg zu erledigen,
so ist gegen den Fortfall der Beschränkungnichtszu
sagen. Tatsächlichist ja aus der Regel eines 3 Meter
breiten Vorgartens schon unter der Geltung des alten
Gesetzes eine seltene Ausnahme geworden, da mit

Vorgärten so geringer Tiefe nichts anzufangen ist.
Erheblich größereVorgartentiefen werden heute von

allen Jnstanzen anstandslos genehmigt
»

Von größererBedeutung sind die 3 anderen
Anderungen.
Zunächstdie Forderung, daß bei der Festsetzung

von Fluchtlinien auch die Rücksichtauf das Wohnungs-
bedürfnis im Auge behaltenwerden soll. Zweifellos eine
Forderung, die durchaus gerecht erscheint! Rächst den
Verkehrsrücksichtenist die Rücksichtauf das Wohnungs-
bedürfniswohl überall der Hauptgesichtspunkt,der die
Städte bei der Aufstellung ihrer Bebauungs- nnd

Fluchtlinienpläneleitet. Es läßt sich auch nichts



dagegen sagen, wenn der Entwurf entsprechend den

gewaltigen Fortschritten der Erkenntnis auf dem Gebiete

des Städtebaues darauf hinweist, daß für Wohnzwecke
Baublöcke von angemessener Tiefe und Straßen von

geringerer Breite entsprechend dem verschiedenartigen
Wohnungsbedürfnisgeschaffenwerden sollen. Als vor

--50 Jahren die Städte von der gewaltigen Entwickelung
der Industrie und der garnicht vorauszusehenden Ver-

mehrung der Bevölkerung überraschtwurden, hat man

gegen diese Gesichtspunktemanchen Orts gefehlt. Man

sah damals das Jdeal in großenStraßenzügen von

mächtigerBreite und bedachte nicht, daß dadurch auch
die Straßenkosten auf eine Höhe getrieben werden

mußten, die für die angrenzenden Grundstücke un-

erschwinglichwurde, wenn man nicht die Errichtung
svielgeschossigerHäuser und zahlreicher Hintergebäude
zuließ. Inzwischen haben sich aber grade aus den

Erfahrungen der Praxis heraus die Anschauungen
sehr geändert, und heute gibt es wohl keine Stadt-

verwaltung mehr, die nicht bereits von der Erkenntnis

durchdrungen ist, daß neben den breiten Verkehrsstraßen
schmalere, einfacher auszubauende Wohnstraßen zu

schaffen sind, und daß die durch solche Straßen auf-
..zuschließendenGrundstücke möglichst so geschnitten
werden müssen,daß eine Bebauung mit Hinterhäusern
ausgeschlossenist. Und schließlichwird man auch gegen
die Forderung nichts einzuwenden haben, daß auch
für Plätze, insbesondere Gartenanlagen, Spiel- und Er-

holungsplätze,die bei enger Bebauung einem dringenden
Bedürfnis entsprechen, Sorge getragen werden soll·

Was der Entwurf in dieser Hinsicht bestimmt, ist,
wie gesagt der Niederschlag der Fortschritte der Städte-

bauwissenschastin den letzten 20 Jahren. Bedenklich
sind aber die Konsequenzen, die der Entwurf an die

Aufnahme dieser Bestimmungen in das Fluchtlinien-
gesetz knüpft. Von praktischerBedeutung ist zunächst
die Pflicht zur ausgiebigen Schaffung von Plätzen
und Parkanlagen. Solche Anlagen lassen sich nur mit

großemKostenauswand herstellen. Die vom Gesetzent-
Wurf aufgenommene Bestimmung mußdaher die Städte

finanziell sehr stark belasten. Es wäre deshalb wün-
schenswert gewesen, daß der Entwurf in Anerkennung
dieser starken Belastung der Gemeinden auch für die

erleichterte Umlegung der Kosten gesorgt hätte. § 15

des Fluchtliniengesetzesgestattet bekanntlich nur die

Umlegung von Straßenkosten. Bei einseitig be-

baubaren Straßen, wie sie an Plätzen und Anlagen
-entlangfiihren,gestattet er die Heranziehungder Anlieger
sogar Uur für die Hälfte der Straßenbreite,höchstens
13 m. Für die Heranziehung der Anlieger zu den

Kosten der Platz- und Parkanlagen, die für sie
doch ganz außerordentlicheVorteile mit sich bringen,
gibt das Fluchtliniengesetzein Umlegungsrecht nicht;
die Städte sind vielmehr auf das Verfahren der

Beitragsethebung nach § 9 des Kommunalabgabenge-
tzsetzesangewiesen, ein Verfahren, das bekanntlichsehr
umständlichist und überdies nur die Deckung eines

Teiles der Kosten durch Jnteressentenbeiträgezuläßt.
Noch bedenklicher ist aber, daß der Entwurf die

Beachtung der modernen städtebaulichenGrundsätze
zu einer Aufgabe der Polizeibehördemacht. Bisher

15—

war die Polizeibehördebei ihrer Mitwirkung bei der

Festsetzungvon Fluchtlinien lediglich auf die Wahrneh-
mung der polizeilichen Gesichtspunkte, der Verkehr-
förderung, der Feuersicherheitund der öffentlichenGe-

sundheit, beschränkt«Jetzt soll sie bei der Festsetzung
von Fluchtlinien auch die bisher den Gemeindever-

waltungen anvertrauten Gesichtspunkte der Boden- und

Banpolitik geltend machen. Gegen diese Neuerung
muß meines Erachtens auf das energischsteFront ge-

macht werden. Die Begründungdes Entwurfes bringt
in keiner Weise den Beweis dafür, daß die Städte

bei der Festsetzungvon Fluchtlinien- und Bebauungs-
plänen sich als unfähig erwiesen haben, selber die Ge-

sichtspunkte des modernen Städtebaues, insbesondere
mit Rücksichtauf das Wohnungsbedürfnisder unbe-

mittelten Bevölkerung,zu wahren. Es muß immer

wieder darauf hingewiesen werden, daß grade die

Städte es gewesen sind, die durch Heranziehung her-
vorragender Sachverständiger,durch öffentlicheWett-

bewerbe und durch vielfache praktische Versuche die

Fortschritte der städtebaulichenErkenntnis sehr wesentlich
gefördert haben. Wenn in der in den ersten Jahr-
zehnten der Mitte des vorigen Jahrhunderts einsetzenden
Entwickelungder GroßstädtemancherleiFehler gemacht
worden sind, so ist das nicht auf die mangelnde Polizei-
aufsicht zurückzuführen Die Polizeibehördenund die

Staatsregierung waren damals auf dem Gebiete des

Städtebaues durchaus nicht klüger, als die Stadtver-

waltungen. Was aber in den letzten Jahrzehnten zur

Klärung der Städtebaufragen beigetragen ist, ist im

wesentlichen das Verdienst der Städte, und der Praxis
der Städte sind auch nur die guten Grundsätzeent-

nommen, die die Staatsregierung im neuen Absatz 3

des § 3 als Richtlinien bei der Fluchtlinienplanung
vorschreibt. Umsoweniger liegt jetzt ein Anlaß vor,
die Städte unter polizeilicheBevormundung zu stellen.
Man könnte meinen, daß die Erweiterung der Polizei-
befugnisse unbedenklichsei, da ja die modernen städte-

baulichen Grundsätze von den Städten schon aus

eigenemwohlverstandenemJnteresse berücksichtigtwürden.
Die Ausdehnung der Polizeibefugnisse ist aber nicht so
harmlos, wie sie scheinen mag. Wie geht die Planung
von Fluchtlinien und Bebauungsplänenjetzt vor sich?
Die Stadtverwaltnngen lassen die Pläne von besonderen
Sachverständigen,die sie dafür in ihren Diensten haben,
und die durch eine Jahrzehnte lange Praxis ausgiebige
Erfahrungen auf dem Gebiete der Stadterweiterung
haben sammeln können,Pläne aufstellen. Diese Pläne
werden eingehend in den Kommissionen der Stadtver-

waltung vorberaten, in Kommissionen, in denen nicht
nur die Verwaltungsbeamten, sondern auch weite Kreise
der Bürgerschaft und der Interessenten mitarbeiten.
Die Mitarbeit dieser Kommissionen,namentlich der in

ihnen sitzenden Vertreter des Baugewerbes und des

Hausbesitzes, ist für die zweckmäßigeAusgestaltung der

Pläne von höchstemWert, da sie dafür sorgt, daß die

entstehenden Pläne nicht Arbeiten vom grünen Tische
aus werden, sondern aus die gesamten, mit den Plänen
eng verknüpftenwirtschaftlichen Interessen, die vom

Theoretiker und vom Bürokraten so leicht übersehen
werden, Rücksichtnehmen. Die Begründung scheint
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anzunehmen, daß infolge des Einflusses, den der Haus- - Praxis des täglichenLebens und durch ihren Beruf
besitz verfassungsmäßigin den Städten hat, die Be- mit besonderer Sachkenntnis ausgestattet sind, durch
bauungspläne vom einseitigen Standpunkt der Haus- eine neue Instanz entscheidendgeleitet werden soll, der

besitzerinteressenaufgestellt werden. Wer die Praxis s diese Praxis abgeht. Müßte man die Schaffung einer
der Städte, namentlich der Großstädte, kennt, —- ich F neuen Instanz zur Beaufsichtigung der Städte und

selber habe über ein Jahrzehnt an der Ausarbeitung ihrer Bebauungspolitik überhaupt für erforderlich er-

und Durchführung von Fluchtlinienplänenmitgear- achten, so wäre es jedenfalls schon richtiger, diese
beitet —, der wird bestätigenmüssen,daß die Macht Oberaufsicht statt in die Hände der Regierungsbauräte
des Einflusses einseitiger Hausbesitzerinteressenbei der und der Kreis und Bezirksausschüssein die Hände einer

Aufstellung der Bebauungspläne von der Staatsregie- für ganz Preußen zu schaffenden Zentralinstanz zu

rung gewaltig überschätztwird. Man braucht nur die legen, in der die hervorragendsten Städtebauer und

zahlreichenStadterweiterungspläne,die auf den Städte-
» Praktiker, namentlich auch hervorragend unterrichtete

bauausstellungen der letzten Jahre zur Schau gebracht Vertreter der Kommunalverwaltung zu sitzenhätten.
wurden, oder die die Zeitschrift»Städtebau« fortlaufend Meines Erachtens liegt aber überhauptzu einer Be-

verösfentlicht,sich näher anzusehen, um zu erkennen, schränkungder Kommunalverwaltungauf dem Gebiete

daß die Gemeinden meist durchaus im Einvernehmen des Fluchtlinienrechts ein Anlaß nicht vor. Wir Städte
mit der HausbesitzerschaftingroßzügigerWeise an die

v

können nur dringend die Streichung der im Entwurfe
Aufschließungdes künftigenBaugeländes durch Be- vorgesehenen Verstärkung der polizeilichenBefugnisse
bauungspläne herangehen. Zu den von wirklicher fordern.
Sachkenntnis getragenen Jnstanzen der Gemeindever- Derselbe Polizeigeist, der die Bestimmungendes

waltung mit ihren durch die täglichePraxis des Städte- Entwurfs über die Festsetzungvon Fluchtlinien durch-
baues geschulten Beamten, zu den Kommissionen und zieht, weht auch durch die Anderung, die der Entwurf
Stadtoerordnetenversammlungen,in denen zwar Laien ;

beim § 12 des Fluchtliniengesetzestreffen will. § 12

sitzen,aber Laien, die durch ihren wirtschaftlichenBeruf des Fluchtliniengesetzesgibt bekanntlichden Gemeinden

aufs engste mit den Fragen der Grundstücksaufteilungdas Recht, das Bauen an unfertigen Straßen zu
und Bebauung vertraut sind, sollen jetztdie Ortspolizei verbieten. Jn der Praxis hat sich diese Bestimmung
und die Kommunalaufsichtsbehördetreten. Da die als die wichtigste des ganzen Fluchtliniengesetzeser-

Ortspolizei, abgesehen von einigen größeren Städten wiesen, insofern sie den Städten erst die Machtbefngnisse
mit staatlicher Polizei, vom Bürgermeister verwaltet ; verliehen hat, kraft deren sie eine planmäßigeBoden-

wird, so kommt praktisch nur die staatliche Aufsichts- und Bebauungspolitik auch gegen den Willen lediglich
behörde,mit anderen Worten, der Regierungspräsidentihre Privatinteressen verfolgender Grundbesitzerdurch-
und hinter ihm sein fachmännischerBerater, der Re- setzenkönnen. Die Bestimmung ist seinerzeitgetroffen,.
gierungs- und Baurat der KöniglichenRegierung, in um das sogenannte wilde Bauen zu verhindern und

Frage. Gegen die Einsicht der Baubeamten der König-
!

die Städte vor den finanziellen Konsequenzeneiner

lichen Regierung soll gewiß nichts gesagt werden. Es planlosen Aufschließungvon Baugeländezu bewahren.
ist nicht daran zu zweifeln, daß sie die Fortschritte des

»
Infolge des den Städten verliehenen Bauverbots sind

modernen Städtebaues mit Aufmerksamkeit verfolgen. E die Grundbesitzer, die ihr noch nicht durch fertige
Nur liegt es in der Natur der Sache, daß ihre Fach- Straßen erschlossenesBauland aufteilen und verwerten

kenntnis in der Hauptsache eine Information aus wollen, genötigt, sich zunächst mit der Gemeinde-
Büchern bleiben muß, da sie der täglichenBeriihrung - verwaltung über die Deckung der Kosten der zur
mit der Praxis, insbesondere im Kampfe mit den ver- Erschließungerforderlichen Straßen zu verständigen.
schiedenen Interessenten, entbehren. Es ist also zu

»

Die Städte sind in den Stand gesetzt, die Kosten-
fürchten,daß die Anforderungen dieser Beamten mehr z ohne daß es eines umständlichenUmlegungsverfahrens
durch Schlagworte der Städtebauwissenschaftals durch bedarf, den Interessenten aufzuerlegen, und können
die wirklichenBedürfnisse des Lebens und des konkreten außerdemmit Hilfe des § 12 auch die sonstigen im

Falles geleitet werden werden. Diesen Beamten wird Sinne einer planmäßigen Boden- und Beharrungs-
nun durch den Entwurf entscheidenderEinfluß einge- politik liegenden Gesichtspunkte,zu deren Durchsetzung
räumt, denn es ist nicht daran zu zweifeln, daß die sonst die nötigen Handhaben fehlen, wirksam zur
Kreis- und Bezirksausschüsse,die im Streitfalle zu ent- Geltung bringen. Unter diese Gesichtspunkte fällt
scheiden haben, sehr geneigt sein werden, sich auf das namentlich die Sicherstellungeiner den örtlichenVer-
Gutachten des Regierungsbaubeamten zu stützen.Denn hältnissenentsprechendenBauweise, soweit solchenicht
auch die Kreis- und Bezirksausschüssesetzen sich über- schon durch die Bestimmungender Bauordnung ge-
wiegend aus Personen zusammen, die mit den Fragen währleistetist. Jm allgemeinen wird dieses wohl der
des Städtebaus, namentlich mit den Problemen der i Fall sein, doch wird es häufig wünschenswerter-

großstädtischenEntwickelung keine oder nur geringe sscheinen, die im konkreten Einzelfall sich ergebenden
Fühlunghaben. sWünsche durch Sonderabmachungendurchzusühren..

Uberall sonst gilt im Staatsleben der Grundsatz, - Besondere Dienste hat das Bauverbot den Gemeinden
daß die höhereInstanz über eine höhereSachkunde snamentlich bei Durchsetzungder ästhetischen Forde-
verfügen soll, als die untere Instanz. Auf dem Ge-

s
rungen geleistet,die bekanntlichüber den Rahmen der

biete des Städtebaus ergäbesich der unnatürlicheZu- polizeilichen Forderungen hinausgehen. Auch die

stand, daß die Tätigkeit der Organe, die durch die Bauberatung, für die sich die Staatsregierungin den
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letzten Jahren lebhaft interessiert, hat sich, wo das weichbildes und eine einwandfreie Bebauung durch-
Verunstaltungsgesetz versagt, nur dadurch wirksam zusetzen, andererseits die Gemeinde finanziell vor

durchsetzenlassen, daß man ihre Inanspruchnahme zur f Schaden zu bewahren. Die finanziellen Anforderungen
Bedingung eines Dispenses vom Bauverbot machte.

Der Wohnungsgesetzentwurf will nun eine Bresche
in das Recht der Gemeinden, das Bauen an anfertigen
Straßen zu verbieten, legen. Der Entwurf bestimmt:
»Von dem Verbot ist Dispens zu erteilen, falls
ein Wohnungsbedürfnisbesteht, und der Eigen-
tümer Gewähr dafür bietet, daß diesem Be-

dürfnis durch den Bau entsprechender gesunder
und zweckmäßigeingerichteterWohnungen Rech- z

nung getragen wird, und falls dem Bau an der
«

dafür gewählten Stelle des Weichbildes keine

berechtigtenGemeindeinteressen entgegenstehen
Uber die Erteilung des Dispenses beschließtim
Streitfalle der Bezirksausschuß.«

folgende Auskunft:
»Seit längerer Zeit seien Klagen über eine

willkürlicheund das Maß der berechtigten
GemeindeinteressenüberschreitendeHandhabung
des Verbots in der Richtung laut geworden,
daß manche Gemeinden, in dem Bestreben, nur

besonders steuerkräftigeMieter heranzuziehen, die

Herstellung kleiner Wohnungen auf diese Weise i

absichtlich verhindern oder erschweren. Ins-

der Gemeinden gehen in der Regel nicht weiter als

auf die Abtretung des Straßenlandes und die Sicher-
stellung der Straßenkosten. In besonderen Fällen
wird dazu noch die Beteiligung an den Kosten be-

sonderer, dem Gelände zugute kommender Einrichtungen,
wie z. B. an den Kosten einer besonderen Pump-
station, einer dem Gelände zugute kommenden Park-
anlage usw. treten, Forderungen, die jedenfalls nicht
die Bereicherung der Gemeinde bezwecken,sondern nur

von dem Gesichtspunkt geleitet sind, daß die Besitzer
von Baugelände sich angemessen an den Kosten der

Veranstaltungen zu beteiligen haben, durch die das

Bauland erst baureif geworden und beträchtlichim

»

Werte gesteigert ist.
Fragt man nach den Gründen für einen so schweren

Eingriff in das Recht der Gemeinden, so geben die
dem Entwurfe«beigegebenen Motive darüber nur F

besondere seien wiederholt Fälle bekannt ge-s

worden, in denen Gemeinden an den bis auf
geringe Lücken fertiggestellten Straßen die An- H
bauerlaubnis nur unter der Verpflichtung der f
Eigentümer erteilt hätten, daß auf den Grund- f

stücken ausschließlichgroße Wohnungen von ;

6 Zimmern und mehr errichtet würden.«
Ein Verfahren, wie es der Entwurf schildert,muß ;

gewißgrundsätzlichgemißbilligtwerden. Der Entwurf
bleibt aber den Beweis dafür schuldig,daß seitens der

Gemeinden in großemUmfange ein solcher Mißbrauch
mit dem § 12 des Fluchtliniengesetzesgetrieben werde.

Soweit es bekannt geworden ist, handelt es sich nur

Um Fälle, die in Berliner Vorortgemeinden vor-

gekommen find. Sie sind, wie ich schon vorhin aus- I

führte, daraus zu erklären, daß das Weichbild von

Groß-Berlin,das nach einem einheitlichenBesiedelungs-

planebebaut werden müßte, willkürlichin eine Reihe
ielbställdigerKommunen zerfällt, deren Grenzen durch-
aus zufälligerNatur sind. Eine solcheZerstückelung
iU selbständigeGemeinden macht es natürlichmöglich,
daß die Einzelverwaltungenohne Rücksichtauf die

Interessen des großenGanzen eine fehlerhafteSonder-

politik treiben. Eine solche, doch nur in vereinzelten
Fällen sich äußernde Sonderpolitik einiger weniger
Gemeinden rechtfertigt aber in keiner Weise, daß
darum alle übrigen Städte in dem wertvollsten Recht,
das ihnen bisher auf dem Gebiete der Boden- und

Bebauungspolitik gegeben war, geschmälert werden.
Die überwältigendeAnzahl aller Stadtverwaltungen
hat das Bauverbot des § 12 lediglich dazu benutzt,
um einerseits eine planmäßigeBesiedelung des Stadt-

Nach dem Vorschlage des Entwurfs soll nun

künftigüber Ausnahmen vom Bauverbot eine Instanz
entscheiden, die über die allgemeinenGesichtspunkte der

Boden- und Bebauungspolitik der einzelnen Gemeinde

keineswegs ausreichend unterrichtet ist. So ist es

unvermeidlich, daß sich zwischen dieserInstanz und

der Gemeinde Differenzen ergeben, Differenzen, die die

Planmäßigkeit des Vorgehens der Gemeinden nur

nachteilig beeinflussen können. Besonders bedenklich
muß die vom Entwurf vorgesehene Beschränkungdes

Bauverbotes schon deshalb erscheinen, weil er das

Dispensrecht des Bezirksausschusses in keiner Weise
einschränkt.Insbesondere muß man eine Bestimmung
darüber vermissen, daß der Bezirksausschuß den

Dispens nur unter der Bedingung erteilen dürfe, daß
die von der Gemeinde hinsichtlich der Bauweise zu

stellenden Forderungen von dem Bauherrn erfüllt
werden, und daß die hinsichtlichder Abtretung des

Straßenlandes und der Sicherstellung der Straßen-

kosten zu stellenden Anforderungen befriedigt werden.

Was die Sicherstellung der Straßenkostenangeht,
so geht es nicht an, die Gemeinden auf die spätere
Veranlagung von Straßenanliegerbeiträgengemäß§15
des Fluchtliniengesetzes zu verweisen. Zunächst ist
darauf hinzuweisen, daß nach § 15 des Fluchtlinien-
gesetzes ja nur ein Teil der der Stadtgemeinde beim

Straßenausbau tatsächlicherwachsenden Kosten um-

gelegt werden kann. Sehr wesentlicheTeile der Kosten,
namentlich die Kosten der Wasserleitung und der

Schmutzwafserkanalisation, können nach § 15 des

Fluchtliniengesetzesnicht umgelegt werden. Es ist aber

nicht mehr als recht und billig, daß auch die Kosten
solcher Anlagen auf das Bauland umgelegt werden,
da erst durch diese Anlagen das Gelände den Charakter
von Bauland erlangt. In besonderen Fällen, nament-

lich bei der AufschließunggroßerTerrains, wird es auch
angemessen erscheinen, die den Aufschlußbetreibenden

Grundbesitzer mit den Kosten der für dieses Gelände
erforderlichen Platz- und Gartenanlagen, mit den

Kosten besonderer Verkehrsmittel, die die Terrains mit

dem Stadtkern in gute Verbindung bringen, zu belasten.
Auch kann es in besonderen Fällen durchaus der

Billigkeit entsprechen, von den Terrainbesitzern Bereit-

stellung von Schulbauplätzenusw. zu verlangen. Alle

3



diese Forderungen lassen sich nur dadurch durchsetzen,
daß sie zu einer Bedingung des Dispenses von dem

Bauverbot gemacht werden. § 15 des Fluchtlinien-
gesetzes gibt dagegen keine Handhabe, die Anlieger zu

diesen Kosten gebührendheranzuziehen.
Aber auch abgesehen hiervon, ist das Recht der

Gemeinden, Beiträge zu erheben, nach § 15 des Flucht-
liniengesetzeswesentlich beschränkt. Nach § 15 können

Anliegerbeiträgeüberhaupt erst erhoben werden, wenn

die Straßenanlage ordnungsmäßig fertiggestellt ist.
Man kann jedoch nicht der Gemeinde zumuten, um

einzelner Bauten willen kostspielige Straßenanlagen
auszuführen,ohne daß sie dafür die finanzielleDeckung
findet. Die Bebauung der übrigen an der Straße

belegenen Grundstücke zieht sich vielleicht noch lange
Jahre hin, so daß die auf dieseGrundstückeentfallenden
Beiträge nicht fällizwerden Dabei darf die Gemeinde

nicht einmal darauf rechnen,aus den späterenAnlieger-
beiträgen für den Zinsverlust entschädigtzu werden;
denn nach der bekannten Iudikatur des Oberver-

waltungsgerichts dürfen Zinsen für die aufgewendeten
Summen in die Straßenkostenrechnungim allgemeinen
nicht eingestellt werden.

Schon diese Ausführungen zeigen, wie stark das

finanzielle Interesse der Gemeinden mit einer sach-

gemäßen,das Gemeindeinteressewahrenden Handhabung
des Bauverbots verknüpftist. Unter diesen Umständen
muß es besonders bedenklich erscheinen, einer Instanz,
die den Gemeindeverhältnissenimmerhin fernsteht, das

Recht einzuräumen,durch Erteilung eines Dispenses
Anordnungen zu treffen, die in den Gemeindehaushalt
tief einschneiden. Vom Standpunkt der Gemeinde-

verwaltungen kann daher nur der dringende Wunsch
ausgesprochen werden, daß die vom Entwurf vor-

gesehene Abänderung des § 12 wieder in Fortfall
kommt.

Das liegt auch nicht nur im Interesse der Ge-

meindeverwaltung selbst, die mit der Beschränkungdes

Bauverbots sowohl eine Schwächung ihrer Position
bei Durchführungeiner planmäßigenBoden- und Be-

banungspolitik als auch eine Beeinträchtigungihrer
Finanzen befürchtenmuß, sondern auch im Interesse
der gesamten Bürgerschaft und schließlichauch der

Bauenden selbst.
Wird die Gemeinde daran gehindert, mit Hilfe des

Bauverbots die Deckung der durch die Erschließung
von Terrains verursachten Aufwendungen auf das

dabei erfchlossene Bauland umzulegen, so bleibt ihr
nichts übrig, als dieseAufwendungen auf die Gesamtheit
umzulegen. Nach den Grundsätzen des Kommunal-

abgabengesetzeswürden die Aufwendungen im wesent-
lichen durch die Grundsteuer zu- decken sein, wobei sich
dann das eigentümlicheErgebnis herausstellt, daß
auch die Haus- und Grundbesitzer anderer Stadtteile,
die an der Erschließungdes neuen Baugeländes ganz
und gar nicht interessiert sind, im Gegenteil von

der Erschließungdes neuen Baugeländes wohl gar
einen Rückgang ihrer eigenen Boden- und Haus-
werte und ihres Mietsertrages befürchtenkönnen, in

Form einer höherenGrundsteuer zu den Kosten der

Erschließungdes Baugeländes beitragen müssen. Ein
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Resultat, das der sozialen Gerechtigkeitentschieden ins

Gesicht schlägt! Und schließlichist auch den Eigen-
tiimern von Grundstückenan anfertigen Straßen mit

der Erteilung des Dispenses allein überhaupt noch
nicht gedient; denn sie müssenbeim Bau an unfertigen
Straßen die größtenSchwierigkeiten bei der späteren
Beleihung gewärtigen. Bekanntlich verlangen die Hy-
pothekenbankenvor der Beleihung der Grundstückeden

Nachweis, daß Straßenkostenfür das Grundstücknicht
zu entrichten seien. Ein solcher Nachweis ist für sie
erforderlich, da die etwaigen Straßenanliegerbeiträge
bei einer Zwangsversteigerung den protheken und

Grundschulden im Range vorgehen. Für die Gemeinden

besteht nun weder die Verpflichtung, noch überhaupt
die Möglichkeit,die Höhe der endgültigenStraßen-
kostenbeiträgezu beziffern. Bei den Straßenkosten
handelt es sich ja nicht nur um den verhältnismäßig
leicht zu berechnenden technischenAusbau der Straßen,
den Unterbau nebst Rohrleitungen, die Straßen-
pflasterung und die Befestigung der Bürgersteige,
sondern auch um den Erwerb des gesamten Straßen-
landes. Zu welchem Preise dies bei der späteren
Enteignung der Parzellen erworben werden kann, läßt
sich von vornherein nicht übersehen. Wird nun das

Straßenkostenfreiheitsattestverweigert, so tritt leicht
der Fall ein, daß der Grundbesitzer, dem der Bezirks-
ausschuß gegen den Widerspruch der Gemeinde den

Dispens vom Bauverbot erteilt hat, schließlichinfolge
der Schwierigkeiten bei der endgültigen Beleihung
finanziell zusammenbricht. Fälle dieser Art haben wir
leider auch in Danzig verzeichnen müssen.

Nach alledem kann gegen die Einschränkungder
den Gemeinden durch·§ 12 des Fluchtliniengefetzes
eingeräumten Befugnisse nur dringend Widerspruch
erhoben werden.

Ehe wir uns den Bestimmungen des Entwurfs
über die Enteignung von Bautnasken zuwenden, ist es

schließlichnoch notwendig,auf eine weitere Konsequenz
der bisher erörterten Anderungen des Fluchtlinien-
gesetzeshinzuweisen.

Jch führte bei dem kurzen Überblicküber die Än-
derungen des Fluchtliniengesetzesaus, daß die im

Entwurf von 1904 vorgesehene Verpflichtungder Ge-
meinden, auf Verlangen der Polizei mit Riicksichtauf
das Wohnungsbedürfnis Straßen fertig auszubauen,
von dem gegenwärtigenEntwurfe ausgeschieden ist.
Jch deutete aber bereits an, daß auf Umwegen diese
Ausbaupfticht wieder auftauche.

«

Man muß nämlich die von dem Entwurf vorge-
sehenen Bestimmungen noch im Zusammenhangmit
den der Wegepolizeidurchdie §§ 55 ff. des Zuständigkeits-
gesetzes eingeräumtenBefugnissenerörtern. Nach den
Bestimmungen des Zuständigkeitsgesetzeskann die
Wegepolizeibehördevon der Gemeinde den Ausbau von

Straßen erzwingen,wenn es das Bedürfnis des öffent-
lichen Verkehrs erfordert. Wie werden sich nun die
Dinge gestalten, wenn das Wohnungsgesetzin der vom

Entwurf vorgesehenenForm Gesetzwürde?

.

Aus Rücksichtaus das Wohnungsbedürfniskann
die Polizei nach der Absicht des neuen Entwurfes die

Festsetzungvon Fluchtlinien verlangen. Aus Rücksicht



auf das Wohnungsbedürfnis kann sie an den projek-
tierten Straßen auch gegen den Widerspruch der Ge-

meinde den Anbau gestatten. Hat aber ein Anbau erst
stattgefunden,so entwickelt sich naturgemäß von selber
auch ein Verkehr von und zu den Grundstücken,und

nachdem die Bewohner der GrundstückeGemeindever-

waltung und Polizeibehördeeinige Jahre mit Eingaben
wegen der mangelhaften Regulierung der Straße über-

schüttethaben, ist auch das nötigeVerkehrsbedürfnis
dargetan, und die Polizeibehördewird nunmehr auf
Grund des Zuständigkeitsgesetzesaus Verkehrsrücksichten
den Ausbau der Straße verlangen, an der sie den

Anbau aus Rücksichtauf das Wohnungsbedürfnisge-

stattet hat. So haben wir also wieder die im Entwurfe
von 1904 offen ausgesprochene Verpflichtung der Ge-

meinde zum Ausbau von Straßen auf Verlangen der

Polizei. Alle damals gegen die Festsetzung eines Aus-

bauzwanges von den Gemeinden geltend gemachten
Gründe, insbesonderedie finanziellen Bedenken,bestehen
noch heute unvermindert fort.

Nach alledem muß gegen die geplante Verstärkung
der Befugnisse der Polizei sowohl bei Festsetzung der

Fluchtlinien, als auch bei der Ausübung des Bau-

verbotes lebhafter Widerspruch erhoben werden-

Es bleibt hiernach von den im Gesetzentwurfvor-

gesehenenÄnderungendes Fluchtliniengesetzesnur noch
die neue Bestimmung übrig, die den Gemeinden das

Recht zur Enteignung von Baumasken verleiht.
Bei der Festsetzung von Fluchtlinien ergibt es sich

nicht selten, daß an den projektierten Straßen schmale,
entweder garnicht oder wenigstens nicht in rationeller

Weise zu bebauende Grundstücksstreifenliegen bleiben,
durch die das einem anderen Besitzer gehörigeHinter-
land von der Straße getrennt und so der Verwertung
als Bauland entzogen wird. Solche Geländestreifen
die man in der Praxis »Baumasken«,»Schikanier-
streifen«benennt, geben ihrem Eigentümer eine will-

kommene Gelegenheit, wenn nicht die bauliche Ent-

wickelungdes Hinterlandes überhaupt aufzuhalten, so
doch von dem Besitzer des Hinterlandes eine über das

billige Maß hinausgehende Entschädigungherauszu-
pressen. Der Entwurf will nunmehr der Gemeinde
das Recht geben, solche Baumasken dem Eigentümer
gegen eine im Enteignungsverfahren festzusetzendeEnt-

schädigungin einem vereinfachtenVerfahren zu entziehen.
Die Gemeinde hat, wenn sie dies Recht ausüben will,
dem Eigentümer der Baumaske ihr Vorhaben mitzu-
teilen. Binnen einer Ausschlußfrist von 4 Wochen
können bei dem Gemeindevorstand Einwendungen gegen
die Entziehung angebracht werden. Über die Ein-

wendungen beschließtin erster Instanz in Städten bis

zu 10 000 Einwohnern der Kreisausschuß,in größeren
Städten und in den Stadtkreisen der Bezirksausschuß,
in letzterInstanz der Provinzialrat. Die Durchführung
der Enteignung geht in gleicher Weise vor sich wie die

Enteignung von Straßenland auf Grund der Flucht-
linienpläne. Sind die entzogenen Baumasken weder

zusammen,noch in Verbindung mit anderen, der Ge-
meinde selbst gehörigenGrundstückenzur Bebauung
geeignet,so soll die Gemeinde nach dem Entwurf ver-

pflichtet sein, die entzogenen Grundflächenden Eigen-
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tümern der angrenzenden, also in der Regel der da-

hinter liegenden Grundstückeauf ihr Verlangen gegen

die Erstattung der Aufwendungen nebst Zinsen zu

übereignen.
Gegen die neuen Bestimmungen, die ich hiermit

kurz skizzierthabe, wird seitens der Stadtverwaltungen
grundsätzlichnichts einzuwenden sein. Sie bieten eine

willkommene Handhabe, einzelne Grundstücksanlieger,
die die Notlage der durch die Baumasken von der

Straße abgeschnittenenGrundstückedazu benutzen wollen,
um über das billige Maß hinausgehende Vermögens-
vorteile herauszupressen, zur Vernunft zu bringen.

Jn einigen Punkten ist freilich eine Abänderung
der neuen Bestimmung erwünscht. Der Entwurf be-

zeichnet als Baumasken lediglich Grundstücke,die an

die Fluchtlinie der Straße oder des Straßenteils grenzen,

soweit sie nach den baupolizeilichen Vorschriften des

Orts nicht zur Bebauung geeignet sind. Danach wäre
das Enteignungsrecht beschränktauf Baumasken, die

überhaupt nicht bebaubar sind. Man wird aber das

Enteignungsrecht auch auf solcheGrundstückeauszu-

dehnen haben, bei denen vielleichtnoch eine Bebauung
möglichist, auf denen aber eine dem Zweck und den

sonstigen Verhältnissender an die Straße grenzenden
Grundstückeentsprechende Bebauung ausgeschlossenist.

Der Entwurf verpflichtet die Gemeinden ferner, die

von ihr enteigneten Baumasken, wenn sie nicht zu-

sammen oder in Verbindung mit anderen Gemeinde-

grundstückenzur Bebauung geeignet sind, den Eigen
tümern der angrenzenden Privatgrundstückegegen

Erstattung der der Gemeinde durch die Enteignung
erwachsenden Aufwendungen nebst Zinsen zu überlassen.
Dies wird nicht als genügendangesehenwerden können.

Man wird vielmehr der Gemeinde das Recht geben
müssen, zur Bedingung der Übereignungder Bau-

masken auch die Erstattung der auf die Baumaske

anteilig entfallenden Straßenkosten zu machen.
Es ist vielleicht auch nicht unbedenklich, daß das

Enteignungsrecht sder Gemeinde erst mit der Fertig-
stellung der Straßen eintreten soll. Zweckmäßigwäre

es, der Gemeinde das Recht schon nach Festsetzung
der Fluchtlinienpläneeinzuräumen,auch wenn die be-

treffenden Straßen noch nicht ausgebaut sind. Jm

Interesse der zu enteignenden Eigentümerkönnte vor-

geschriebenwerden, daß die Gemeinde ihr Enteignungs-
vorhaben den Eigentümern eine bestimmte Zeit —

sagen wir ein Jahr-vorher mitzuteilenhat; so hätten
die Eigentümer der Baumasken Zeit, sich mit den an

dem Erwerb der Baumasken interessierten Nachbarn
gütlichzu verständigenund die Durchführungdes Ent-

eignungsverfahrens abzuwenden.
Alle dieseWünschebetreffen aber nur Einzelheiten.

Jm ganzen ist die Zulassung der Enteignung der

Baumasken nur zu begrüßen. Es ift die einzige
Bestimmung des Entwurfs, die im Rahmen des

Fluchtliniengefetzeseine Verstärkungder Machtbefugnisse
der Gemeindeverwaltungenvorsieht.

Bedauerlich ist, daßdas Fluchtliniengesetznicht auch
sonst einer eingehendenRevision unterzogen worden ist.
Schon seit längerem ist von den Praktikern des Städte-

baus der Wunsch geäußert worden, es möchtedas

-



Fluchtliniengesetzeiner eingehendenRevision unterzogen
werden. Das Gesetz ist vor nun fast«40 Jahren er-

lassen, zu einer Zeit, als die gewaltigen Stadter-

weiterungen eben erst einsetzten, und in dieser langen

Zeitspanne haben die Gemeindeverwaltungen eine Fülle
von Erfahrungen sammeln können. Welche Fülle von

Zweifelsfragen und Lücken das Fluchtliniengesetzent-

hält, beweist die ganz außerordentlichausgedehnte und

von Jahr zu Jahr noch immer mehr anschwellende
Judikatur des Oberverwaltungsgerichts auf dem Ge-

biete des Fluchtlinienrechts. Eine Reform des Flucht-
liniengesetzes auf Grund der durch die Judikatur ge-

zeitigten Ergebnissewürde einem- dringenden Bedürfnis
der Gemeindeverwaltungen entsprechen, und der Zeit-
punkt ist jetzt gegeben, wenn man überhaupt, wie der

Entwurf es beabsichtigt, an den grundsätzlichenBe-

stimmungen des Fluchtliniengesetzesrütteln will. Aber

auch wenn man sich lediglich auf die Änderungenbe-

schränkt,die vom Standpunkt einer Verbesserung der

Wohnungsverhältnissesich beim Fluchtliniengesetzem-

pfehlen möchten,wird man die von der Staatsregierung
vorgeschlagenenÄnderungenals durchaus unzureichend
ansehen müssen. Die Staatsregierung beschränktsich

darauf, den Gemeinden das Recht zur Enteignung von

Baumasken zu geben, weil durch solchedie Aufschließung

von Bauland gehindert wird. Ein gleiches Hindernis
für die Aufschließungvon Bauland liegt aber, wie die

täglichePraxis der Gemeindeverwaltungen ergibt, darin,

20

i
i

s
i

i

l

l
i

daß einzelne widerhaarige Grundstücksbesitzerdie Auf- ;

schließungvon Unternehmerstraßenüberhaupt hintan-

halten können. Liegen Grundstückemehrerer Besitzer
an einer Straße, und ist der überwiegende Teil

der Eigentümer bereit, die Straße ausbauen zu

lassen, ein einzelner aber sperrt sich dagegen, so
bleibt nach den gegenwärtigenBestimmungen den

Ausbaulustigen nichts übrig, als die auf den wider-

haarigen Teil entfallenden Straßenkosten ihrerseits

zu bezahlen. Darauf spekuliert der widerhaarige Teil

ja gerade, denn das bisherige Recht gewährt den aus-

banbereiten Unternehmern nicht die Möglichkeit,später

bei eintretender Bebauung von dem Grundstückseigen-

tümer, der sich vom Straßenbau ausgeschlossen hat,
die nachträglicheErstattung der anteiligen Straßen-

kosten zu verlangen. Es ist dies ein äußerstunbilliger

Zustand, der nichtselten dazu führt, daßdie ErschließungI

von Grundstückendurch Jahre oder Jahrzehnte auf-
-

gehalten wird. Die Stadtverwaltungen haben wohl in

solchen Fällen eine Abhilfe versucht, indem sie vor den

Grundstückender widerspenstigenEigentümerBaumasken

vorlegten oder mit den Unternehmern allerlei mehr oder

weniger künstlicheVerträge schlossen. Das einzig

Natürliche und Vernünftige wäre es, die Heranziehung
solcher widerspenstiger Anlieger gemäß§15 des Flucht-
liniengesetzes auch bei Unternehmerstraßenzuzulassen.
Das liegt nicht nur im Jnteresse der einzelnen Grund-

stücksbesitzer,sondern auch im Jnteresfe der Allgemein-
heit, da durch diese Erleichterung der Ausbau von

Unternehmerstraßenwesentlichgefördertwürde.

Es ist weiter wünschenswert,daß bei einer Revision

des Fluchtliniengesetzesnach dem Muster des sächsischen
-

Baugesetzes die Einführung der Bausperre während l

des Schwebens eines Fluchtlinienverfahrens vorgesehen
wird-. Die Bausperre bedeutet, daß während des

fchwebendenFluchtlinienverfahrens auf dem davon be-

troffenen Gelände weder Bauten errichtet, noch Grund-

stücksteilungenvorgenommen werden dürfen, selbstver-

stündlichnur während einer bestimmten Zeit, um zu

verhindern, daß etwa für Jahre hinaus durch eine Ver-

schleppung der FluchtlinienfestsetzungBebauung und

Grundstücksverkehrlahmgelegt werden. Eine solche
Bausperre ist nötig, um zu verhindern, daß durch das

Vorgehen einzelnerGrundstücksbesitzer— in erster Linie

kommen hier die kapitalkräftigenund geschäftsgewandten
Terraingesellschaftenin Frage-die Möglichkeit,zweck-
entsprechende Fluchtlinien festzusetzen,überhaupt ver-

eitelt wird.

Schließlichwird man auch den Wunschaussprechen
müssen,daß bei einer Revision des Fluchtliniengesetzes
eine einwandfreie Rechtsgrundlage für die öffentlich-
rechtliche Festsetzung rückwärtiger Banfluchtlinien
geschaffenwird. Die Festsetzung einer Fluchtlinie auf
der Rückseitenach den Höfen ist das beste Mittel, um

nicht nur für die nach der Straße gelegenenWohnräume,
sondern auch für die Hinterränme ausreichend Licht
und Luft zu schaffen. Die Bestimmungen der Bau-

ordnungen über die bei den einzelnenGrundstückenfrei-
zulassendenHofräume reichen dazu nicht aus, bedürfen
vielmehr einer Ergänzungnach der Richtung, daß die
Hofräume aller Grundstückemöglichstzusammengelegt
werden, so daß der Hof des einen Grundstücksauch
den Gebäuden der Nachbargrundstückezugute kommt.

Ju gewissemUmfange läßt sich ja eine rückwärtige
Baufluchtlinie durch Bauordnung festsetzen,indem vor-
geschriebenwird, daß über eine gewisseTiefe hinaus
eine Bebauung der Grundstückenicht stattfinden darf.
Eine solcheVorschrift kann aber in den Bauordnungen
nur immer ganz allgemein enthalten sein, während eine

auf Grund des Fluchtliniengesetzesfestzusetzenderück-
wärtige Baufluchtlinie sich dem konkreten Bedürfnisse
des Einzelfalls anpassen kann.

Damit wären m. E. die wichtigstenWünsche,die
die Gemeinden zum Fluchtliniengesetzzu äußern haben
erledigt.

,

Wenden wir uns nunmehr zu den

stimmungen des Wol)nungsgesetzentwurfs.
Der 2. Abschnitt des Art. l will die sogenannte

ursprünglichfür Frankfurt erlassene, später auf die
Städte Posen, Köln und Wiesbaden ausgedehnte lex
Adickes auf den Umfang der ganzen Monarchie er-

strecken.
Die lex Adickes läßt bekanntlichfür überwiegend

unbebaute Teile des Gemeindebezirks,für die der Be-

bauungsplanendgültigfestgestelltist, aus Gründen des

öffentlichenWohles, zur Erschließuugvon Baugelände
sowie zur Herbeiführungeiner zweckmäßigenGestaltung
von Baugrundstückendie Umlegung von Grundstücken
verschiedener Eigentümer zu, ähnlich,wie eine solche
Umlegung bei landwirtschaftlichenGrundstücken nach
der agrarischenVerkoppelungsgesetzgebungder Mitte
des vorigen Jahrhunderts zulässigist. Die Umlegung
von Grundstückenist besonders dort von großer Be-

deutung, wo der Grundbesitzaußerordentlichzersplittert

weiteren Be-



ist. Das ist bekanntlichin besonders hohem Maße in
den Rheinlanden der Fall; aber auch anderwärts kann

infolge besonderer Umstände eine solcheZersplitterung
bestehen, die eine gesetzlicheHandhabe zur Zusammen-
legnng der- Grundstücke als wünschenswerterscheinen
lassen kann. Das Umlegungsverfahrentritt ein ent-

weder auf Antrag des Magistrats zufolge eines Ge-

meindebeschlnssesoder auf Antrag der Mehrheit der

Eigentümer des Umlegungsgebietes,wenn sie zugleich
mehrals die Hälfte des Eigentums der Fläche besitzen.
Uber das Vorhandenseinder Voraussetzungen der Um-

legung und die etwa dagegen erhobenen Einwendungen
beschließtzunächst der Bezirksausschuß. Nach end-

gültigerFeststellung der Voraussetzungen verfügt der

Regierungspräsidentdie Einleitung des Umlegungs-
verfahrens und setzt zur Durchführungdes Verfahrens
eine Umlegungskommissionein, der mindestens
2 Kominissare des Regierungspräsidenten,ein Bau-

sachverständiger,ein zum Richteramt befähigterRechts-
sachverständiger,ein geprüfter Landmesser, sowie ein

Sachverständigerfür die Bewertung der Grundstücke
anzugehöreuhaben. Magistratsmitglieder dürfen nach
ausdrücklicherVorschrift des Gesetzes nicht Mitglieder
der Umlegungskoiiimissionsein.

Die Uinlegiingskommifsionhat die zur Umlegung
beiiiniiiiten Grundstücke einschließlichder bisher vor-

handenen öffentlichenWege und Plätze in eine Masse
zu vereinigen. Von der Gesanitinasse wird das zu

öffentlichenStraßen und Plätzen erforderliche Gelände
vorweg ausgeschieden Die Restmasse wird unter die

Eigentümer nach Verhältnis ihres bisherigen Besitzes
möglichstso verteilt, daß sich zweckmäßiggestaltete
Baugrundstückeergeben.

Auf die zahlreichen Einzelheiten des Gesetzes und
die besonderen Umlegungsgrnndsätzekann an diesem
Platze bei der Kürze der zur Verfügung stehendenZeit
unmöglicheingegangen werden.

örterungdes Gesetzes würde ein Vortrag für sich sein;
ich muß mich vielmehr darauf beschränken,einige
besonders bedeiiklicheBestimmungen des Gesetzes her-
auszuheben, die Ihnen die Überzeugungverschaffen
werden,daß die Übertragungder lex Adickes in ihrer
bisherigenForm auf das ganze Staatsgebiet nicht so
harinlosist, wie sie vielleicht zunächsterscheint. Zu
diesen Bestimmungengehört vor allem die Vorschrift
dcs § 22 des Gesetzes, wonach währenddes Umlegungs-
verfahrensohne Zustimmung der Umlegungskommission
eine Abänderungdes Bebauungsplanes für das Um-

legungsgehietnicht stattfinden dürfe. Diese Bestimmung
wäre unbedenklich, wenn das Umlegungsverfahren
lediglichauf Antrag der Gemeinde eingeleitet werden

dürfte.Das ist aber, wie wir sahen, Nicht der Fall-
vielmel)rkönnen auch die beteiligten Grundbesitzer die

Einleitungdes Unileguiigsverfahrensveranlassen Unter

diesen Umständen besteht wohl die Gefahr, daß die

Grundbesitzer, die davon Kenntnis erlangen, daß die

Stadtverwaltung mit der Absicht umgehe, an Stelle
eines veralteten Bebauungsplans, der seinerzeit im

Fluchtlinienfestsetzungsverfahrenendgültig festgestellt
worden ist, einen neuen Bebauungsplan mit weiter-

gehenden Anforderungen aufzustellen, die Einleitung

Eine eingehende Er-
H
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des Umlegiingsverfahrens beantragen, um die Absichten
der Stadtverwaltung zu durchkreuzen. Das Gesetz in

seiner bisherigen Fassung gibt den Terrainbesitzern
jedenfalls die Möglichkeit,den Städten bei der Auf-
stellung neuer FluchtlinienpläneSchwierigkeiten zu

bereiten.

Auch der folgende § 23 der lex Adickes ist höchst
bedenklich. Nach ihm beschränktsich nämlich die

Tätigkeit der Umlegungskommissionnicht nur auf die

eigentliche Umlegung der Grundstücke Jhr wird

vielmehr das Recht verliehen, selbständigzu bestimmen,
innerhalb welcher Zeit die Straßen und Plätze des

Umlegungsgebietes für den öffentlichenVerkehr und

Anbau fertig herzustellenfind. Hat der Magistrat die

Durchführung des Umlegungsverfahrens beantragt, so
darf dieseFrist längstensauf 4Jahre bemessenwerden.

Mit dieser Bestimmung wird der allgemeine Grundsatz
des Fluchtliniengesetzes durchbrochen, daß die Stadt

zum Ausbau von Straßen nicht verpflichtet ist, daß
der Ausbau der Straßen vielmehr der freien Ver-

einbarung zwischen der Stadtgemeinde und den Jn-

teressenten vorbehalten bleibt. Ein solcher Zwang
zum Ausbau von Straßen ist außerordentlichbedenklich.
Die Stadt ist dabei lediglich auf die von den Jn-

teresseiiten einzuziehenden Kostenanteile angewiesen.
Dagegen wird ihr die Möglichkeit genommen, den

sonstigenForderungen, die sie hinsichtlichder Bebauung
aus ästhetischenGründen und hinsichtlich der Be-

teiligung an den Kosten von Parkanlagen und sonstigen,
dein Erschließungsgeländebesonders zum Vorteil ge-

reichenden Anlagen zu stellen hat, Nachdruck zu ver-

leihen. Die Gemeinde kann ferner nicht die sofortige
Erstattung der Kosten des Umlegungsverfahrens und

der durch die Umlegung verursachten Kosten, ins-

besondere der Kosten des Straßenausbaues, bean-

spruchen, muß vielmehr, wenn die Interessenten es

verlangen, bis zu der vielleichtnoch recht lange hinaus-
geschobenen Bebauung der Grundstücke warten und

sich bis zu diesem Zeitpunkt mit einer Verzinsung von

372 0J0 begnügen. Da sie selber, zumal bei den

heutigen Geldmarktverhältnissen,sich den erforderlichen
Kredit nur zu wesentlich teurem Zinsfuß verschaffen
kann, muß also die Allgemeinheit zum Vorteil eines

begrenzten Jnteressentenkreisesdas Opfer eines nicht
unerheblichenZinsverluftes übernehmen. Es ist nicht
einzusehen,warum bei Durchführungeines Umlegungs-
verfahrens, das doch lediglichiin Interesse der Privat-
grundstückeerfolgt, die Grundbesitzer des Umlegungs-
gebietes anders gestellt werden sollen als in Normal-

fällen, in denen sich ein der Erschließungdes Bau-

geläudes vorangehendes Umlegungsverfahren erübrigt.
Auch diese Bevorzugung der Grundeigentümer im
Gebiete einer Umlegung kann von den Grundbesitzern,
namentlich von Terraingesellschaften,die über geschäfts-

gewandte Syndiei verfügen, leicht dazu benutzt werden,
um sich den berechtigtenForderungen der Gemeinden

zu entziehen und sich die Vorteile der Erschließung

ihres Geländes auf Kosten der Allgemeinheit zu

verschaffen.
§’23 bestimmt endlich, daß, wenn die von der

Umlegungskommission bestimmte Frist verstrichen ist,



das der Gemeinde im § 12 des Fluchtliniengesetzes
verliehene Recht des Bauverbotes nicht mehr ausgeübt
werden darf. Alle diese Bestimmungen sind, wie ich
wohl nicht weiter ausführen darf, äußerst bedenklich.
Auch an den übrigenBestimmungen des Umlegungs-
gesetzes ließe sich noch manche Kritik üben, doch
würde ein eingehendesVerweilen bei den Bestimmungen
über den mir für mein heutiges Referat gesteckten
Rahmen hinausgehen. Jch beschränkemichdaher darauf,
auf den ausgezeichneten Aufsatz des Beigeordneten
Dr. Matthias-Düsseldorf über »Die Klippen der »

lex Adickes für die Gemeinden« in Nr. 28 des Preuß.
«

Verwaltungsblatts vom 12. April d. Js. zu verweisen,
wo die ganzen Fragen sehr eingehend erörtert sind.

Nach alledem scheint es mir richtiger, von einer

unveränderten Ausdehnung der lex Adickes auf das

ganze Staatsgebiet Abstand zu nehmen und es den

Gemeinden, in denen mit Rücksichtauf ganz besondere
Verhältnissedie Ausdehnung erforderlich erscheint, zu

überlassen, die Ausdehnung auf ihr Gemeindegebiet
durch besonderes Gesetz zu beantragen. Die Städte

Posen, Wiesbaden und Köln haben, wie ich schon
erwähnte, die Übertragungder lex Adickes auf ihr
Gemeindegebietbereits erlangt. Diesem Beispiel mögen
auch andere Städte folgen, die an der lex Adickes

besonders interessiert sind,

Bedürfnis.

Scheut man aber, um jeder einzelnen Stadt willen

die Gesetzgebungsmaschine besonders in Gang zu

bringen, so könnte vielleicht die Übertragungder

lex Adickes auf andere Gemeinden dadurch erleichtert
!

werden, daß das Wohnungsgesetz die Übertragungder

lex Adickes auf andere Städte durch ein von der

betreffenden Stadt zu erlassendes Ortsstatut zuließe.

Habe ich in meinem bisherigen Referat gegen die

Vorschlägedes Wohnungsgesetzentwurfs in der Haupt-
sache Bedenken vorbringen müssen, so freue ich mich,
bei dem Artikel 11 des Gesetzentwurfes, der von dem

Erlaß von Bauordnungen handelt, lediglich meine Zu-
stimmung aussprechen zu können.

Art. 11 bestimmt:

§ 1.

Durch die Bauordnung kann insbesondere geregelt
werden:

·

1. die Abstufung der baulichen Ausnutzbarkeit der

Grundstücke,
die Ausscheidung besonderer Ortsteile, Straßen
und Plätze, für welche die Errichtung von An-

lagen nicht zugelassen ist, die beim Betriebe

durch Verbreitung übler Dünste, durch starken

2.

Rauch oder ungewöhnlichesGeräuschGefahren, I
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§ 2.

Sofern die baulicheEntwicklung es erfordert, sollen
die Bauordnungen für die Ausführung der Wohn-
gebäude, besonders hinsichtlich der Standfestigkeit und

der Feuerficherheit, unterschiedliche Vorschriften geben,
je nachdem sich diese auf Gebäude größeren oder

geringeren Umfanges beziehen.
Geben Bauordnungen für größere Bezirke gleich-

zeitig Bestimmungen für größere und kleinere Ge-

meinden, so sollen sie hinsichtlichder Höhe dek Gebäude
und der Geschoßzahl iinterschiedlicheBestimmungen
treffen, welche die besonderenVerhältnisseder Gemeinden

berücksichtigen
§ 3.

Sofern die Verhältnissees erfordern, sollen durch
Polizeiverordnung für die Herstellung und Unterhaltung
der Ortsstraßen abgestufte Vorschriften je nach deren

Bestimmung (Verkehrsstraßen,Wohnstraßen)gegeben
werden.

Diese Bestimmungen bringen eigentlichnichtsNeues,
da nach den hier gegebenen Richtlinien schon die bis--

her ergangenen Bauordnungen ausgestaltet sind. Trotz-
dem ist es von Wert, daß der Entwurf diese Richt-
linien gesetzlichfestlegt, da sie eine zweifelsfreieGrund-

» . -

«

lage für den Jnhalt der Bauordnungen schaffe NFur die große Mehrzahl : . .
,

U- ach
,- .. .-

,
. . - . s dem bisherigen Recht und der Neigung der Judikntnkaller Stadte m day Gesetz wohl kem dringendes E das Polizeiverordnungsrechtmöglichsteinzuengen,konnte

es zweifelhaftsein, ob die Bestimmungenüberall eine
ausreichende Rechtsgrundlagehätten.

Von Seiten der Städte, die bisher die Baupolizei
nicht selbst verwalten, kann bei dieser Gelegenheitnur

der Wunsch ausgesprochen werden, daß ihnen die
Verwaltung der Baupolizei nicht länger vorenthalten
werden möchte. Diesen Wunsch teilt namentlich unsere
ProvinzialhauptstadtDanzig, in der mit den übrigen
Polizeigeschäftenauch die Baupolizei von einer staatlichen
Behörde verwaltet wird. Eine wirksame Boden- und
Bebauungspolitik, wie sie zur Besserungder Wohnungs-
verhältnisse,namentlich in den Großstädtenmit ständig
wachsenderBevölkerungnotwendig ist, und wie sie die
Regierung in zahlreichen Erlassen den Gemeinden ans

Herz gelegt hat, ist nur durchführbar,wenn die ge-
samten Aufgaben und Machtmittel in die Hand eines-
Organs gelegt werden. Kein Organ ist hierfürmehr
berufen als der Magistrat mit seinen in langer und
täglicher Praxis geschulten Beamten und mit den
ihm zur Seite stehenden Kommissionen,die ihm den
nötigen Einblick in die Bedürfnisseder Bürgerschaft
und in die wirtschaftlichen,mit dem Grund und Boden

Nachteile oder Belästigungen für die Nachbar-
7

schaftoder das Publikum überhauptherbeizuführen
geeignetsind,
der Verputz und Anstrich oder die Ausfugung
der vornehmlichWohnzweckendienenden Gebäude

und aller an Straßen und Plätzen liegenden
Bauten.

und mit dem Bauen eng verknüpftenInteressen ge-
währen. Die Verteilung der zu der einheitlichen
Boden- und Bebauungspolitik gehörenden Geschäfte
unter mehrere von einander unabhängigeBehörden ist
willkürlichund kann nur dazu beitragen, die Energie
des Vorgehens der Behördenzu schwächenund Konflikte
herbeizuführen,unter denen das Interesse der All-

gemeinheit leidet. Die ehrlichenBemühungen,die alle
Stadtverwaltungen und insbesondere die der großen
Städte, in denen die Verhältnisseja auch am meisten
nach einerBesserung schreien,im Dienste der Wohnungs-



reform aufgewandt haben, die großen Lasten, die die

Städte im Interesse der Bodenpolitik auf sichgenommen

haben, rechtfertigen wohl das Verlangen, daß die Re-

gierung den Städten auch die vollen Machtmittel zur

Durchführungder Bebauungspolitik anvertrauen möge—
Auch wenn die Baupolizei von städtischenund nicht
von staatlichen Organen verwaltet wird, bleibt ja die

staatliche Aufsicht fortbestehen. Gegen einen Mißbrauch
der Polizeigewalt könnte sie jederzeit einschreiten. Dem-

gemäß möchteich bei Art. 11 des Gesetzentwurfs be-

antragen, daß im Gesetz festgelegt werde, daß die

Verwaltung der Bau- und Wegepolizei,soweit sie nicht
bereits in den Händen städtifcherOrgane liegt, den

Städten auf ihren Antrag zu übertragen ist.
Damit bin ich am Schlusse meines Referats. Was

ich hier mündlichausgeführt habe, ist in den Leitsätzen,
die Ihnen gedruckt vorliegen, zusammengefaßt. Ich
bitte Sie, diesen Leitsätzenzuzustimmen.v (Lebhafter
Beifall.)

gerichiersiaiikr Stadtrat Dr. Mahkr-Danzig.
Meine Herren! Während der Teil des Gesetzent-

wurfs, mit dem sich Herr Stadtrat Goeritz beschäftigt
hat, die Bereitstellung des für den Bau von Wohnungen
erforderlichenbaureifen Geländes und die H erstellung
der zur Befriedigung des vorhandenen Wohnungsbe-
dürfnisses notwendigen Wohnungen behandelt,. betrifft
der Teil des Gesetzentwurfes,über den ichIhnen nun-

mehr zu berichten habe, wie auch Stadtrat Goeritz be-

reits hervorgehoben, die Benutzung der vorhandenen
Wohnungen. Die Vorschriften hierüber sind in den

Art. 111 und IT des Gesetzentwurfs enthalten und

zerfallen in solche, welche die Art der Benutzung regeln
(Art. jIj) und in solche, welche die Durchführungder

dafür gegebenen Bestimmungen und der baupolizeilichen
Vorschriftensichern sollen (Art. 1V)

Im Art.111 ist bestimmt, daß im Wege der Polizei-
Verordnnng in allen Gemeinden und Gutsbezirken
allgemeineVorschriftenüber die Benutzung der Gebäude

zum Wohnen und Schlaer als sogen. »Wohnungs-
ordnungen« erlassenwerden können, in Gemeinden

und Gutsbezirkenniitmehr als 10000 Einwohnern
aber erlassen werden müssen. Inhaltlich sollen diese
Wohnungsordnungen Bestimmungen betreffen können:

1. über die bauliche Beschaffenheit und In-

standhaltung der Wohnungen, insbesondere
auch über die der Schlafräume für die Dienst-
boten und Gewerbegehülfen,sowie über die Zahl
und Beschaffenheit der zu diesen Wohnungen
gehörigen Kochstellen, Aborte, Wasserentnahme-
Stellen und Ausgüsse;

2. über die im gesundheitlichenund sittlichenInteresse
zulässigeBelegung der Wohn-, Schlaf- und

Küchenräume, insbesondere in dem Falle der

Aufnahme von Schlafgängern; endlich
B. über die den Anforderungen des Familienlebens

entsprechendeTrennung der von verschiedenen
Haushaltungen benutzten Wohn-, Schlaf- und

Küchenräumevoneinander-—

Daß nach· diesen drei Richtungen hin polizeiliche
Vorschriften bei den Wohnungsverhältnissen,wie sie
sich nun einmal heute herausgebildet haben, vielfach in
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hohemMaße erwünscht,ja direkt notwendig sind, wird

man kaum bestreiten können. Die Statistik hat über
die in den Kleinwohnungen der Großstädte vielfach
herrschende Überfüllung Zahlen veröffentlicht,die

zum Teil grader ersch reck end sind. 10—12 Menschen
in einer Stube mit 3—4 Betten schlafend, ist garnichts
seltenes. Wie die Pökelheringe sind sie dort bis-

weilen zusammengepfercht. Die Aborte sind zum
Teil furchtbar. 3—4 Familien sind da oft auf einen

Abort angewiesen und man findet Wohnungen, in

denen z. B. offene Aborte dicht neben dem

Kochherd liegen. Ich habe es mit eigenen Augen
gesehen. Deshalb wird sich gegen die Bestimmung,
daß in allen Gemeinden und Gutsbezirken mit mehr
als 10 000 Einwohnern derartige Wohnungsord-
nungen erlassen werden müssen, schwerlichetwas ein-

wenden lassen. Streiten kann man vielleicht höchstens
darüber, ob nicht sogar für kleinere Gemeinden der

Erlaß einer Wohnungsordnung obligatorisch vorzu-

fchreiben ist. Viele verlangen das. Doch wird man

sich m. E. damit begnügen können, daß zunächst

wenigstens für die größerenGemeinden, in welchendie

Verhältnisseregelmäßigschlimmer als in den kleineren

zu liegen pflegen, nach dieser Richtung hin Vorsorge
getroffen wird. Der Zukunft kann es überlassen
bleiben ob eine weitere Ausdehnung nach unten hin
später erforderlich wird, zumal in besonders gearteten
Verhältnissendie Aufsichtsbehördeauch«nach dem jetzigen
Wortlaut des Gesetzes schon in der Lage ist, auch für
kleinere Gemeinden den Erlaß einer Wohnungsordnung
zu verlangen. Zu billigen ist m. E. auch, daß der

GesetzentwurfJenur die Richtlinien bezeichnet, in

denen sich die Bestimmungen der Wohnungsordnungen
bewegen sollen, für ihren Inhalt selbst aber bestimmte
Mindestforderungen nicht aufstellt.

Die vom Reichstag am 22. Mai 1912 angenommene

Resolution über das Wohnungswesen verlangt freilich
« die Festsetzungsolcher Mindestvorschriften selbst für das

von ihr geforderte Reichsgesetz.

Ich komme nunmehr zum Art. 1V des Gesetzent-
wurfs, der von der Wohnungsaufsicht handelt.
Hier ist bestimmt, daß die Aufsichtüber das Wohnungs-
wesendem Gemeindevorstand obliegensoll, freilich
— wie in § 1 ausdrücklichhervorgehoben ist — un-

beschadet der allgemeinen gesetzlichen Be-

fugnisse der Ortspolizeibehörde Gemeinden

mit mehr als 100000 Einwohnern sollen ver-

p flich t et sein,zur Durchführungder Wohnungsaufsicht
ein Wohnungsamt zu errichten, das mit dem erforder-
lichen in geeigneter Weise vorgebildeten Personal, ins-

besondere mit einer genügendenAnzahl beamteter

Wohnungsaufseher besetzt sein muß. Für kleinere

Gemeinden kann durch Anordnung der Aufsichtsbe-
hörde die Errichtung eines Wohnungsamtes vorge-

sf Eine solche gesetzlicheFestlegung dürfte sich aber für die

Wohnungsbenutzung ebensowenig empfehlen wie bezügl. der

baulichen Beschaffenheit, weil die Verhältnisse an den

verschiedenen Orten viel zu verschieden sind, als daß sie

sich fchematisch für so große Gebiete regeln ließen. Das muß

vielmehr den örtlichen Jnstanzen überlassen bleiben.



schrieben werden. Ferner können sich mehrere Ge-

meinden mit Genehmigung der Aufsichtsbehördezur

Errichtung eines gemeinsamen Wohnungsamtes
vereinigen und unter der gleichenVoraussetzung kann

auch ein weiterer Kommunalverband für seinen Be-

zirk oder Teile feines Bezirks ein gemeinsamesWoh-
nungsamt errichten. Auf Anordnung des Regierungs-
präsidentenist die Tätigkeitdes Wohnungsamtes auch

auf die Nachweisung kleinerer Wohnungen zu

erstrecken, und durch Polizeiverordnung soll den Ver-

mietern solcher Wohnungen die Pflicht zur An-

meldung verfügbarer Wohnungen auferlegt
werden können.

Auf welche Art Wohnungen die Wohnungs-

aufsicht sich erstrecken soll, ist im Gesetzentwurfsebft

nicht gesagt.
«

Man ist sich aber wohl darüber einig, daß die

größeren Wohnungen hierfür nicht in Betracht

kommen, oder höchstensinsofern, als es sich um die

Unterkunftsräume für die Dienstboten und sonstigen

Angestellten handelt. Jni Übrigenwird sich die Woh-

nungsaufsicht auf Kleinwohnungen beschränken

müssen, d. h. auf Wohnungen der Minderbemittelten

mit 2bis höchstensZZimmern. Es wäre zu erwägen-

ob diese Beschränkungnicht zum Gesetz ausdrücklich

festzulegenwäre, da die an die Gemeinden auf diesem
Gebiete zu stellenden Anforderungen sonst leicht über-

spannt werden könnten.

Daß bei Kleinwohnungen, wenn eine auch nur

einigermaßengründlicheBesserung der bestehenden

Mißstände auf dem Gebiete des Wohnungswesens er-

reicht werden soll, die Einführung einer geordneten

Wohnungsaufsicht geradezu unentbehrlich ist, dürfte

wohl von keiner Seite bestritten werden. Die Er-

fahrung hat gelehrt, daß es allein mit dein Erlaß von

Vorschriften keineswegs getan ist, daß vielmehr, wenn

diese Vorschriften nicht zum größtenTeile lediglichauf

dein Papiere stehen bleiben sollen, für eine genügende

Kontrolle über ihre Durchführung gesorgt
werden muß. Ebenso, wie es, um die Durchführung

der sozialpolitischenund gewerbehygienischenVorschriften
der Reichsgewerbeordnungsicherzustellen erforderlich

ist, besondere Gewerbeaufsichtsbeamte zu be-

stellen, muß auch zur Durchführungder baupolizeilichen
und wohnungspolizeilichenVorschriften notwendig die

Bestellung besondererWohnungsaufsichtsbeamten
erfolgen. Die Bedenken, die man gegen die Einrichtung

einer geordneten Wohnungsaufsichthegen könnte und

zwar nach der Richtung, daßsie ein zu tief gehender

Eingriff in das Privatleben sei, und daß bei

ihrer intensiven Durchführung das Ideal, das der

Engländer mit dem Worte ,,My house is my castle«,

zu Deutsch: »Mein Haus ist meine Burg« bezeichnet,

gar zu stark leiden möchte,sind durch die Praxis längst
widerlegt. Denn die Wohnungsaufsicht ist keineswegs
etwa absolut Neues und Unerprobtes, sie ist vielmehr
in zahlreichen Gemeinden bereits seit vielen Jahren
mit gutem Erfolge eingeführt. Jn Mannheim besteht

siebeispielsweiseschonseit25 Jahren. Hauptsächlichtrifft

dies freilichauf außerpreußischeStädte in den Ländern

zu, in denen wie z. B. in Hessen, Bayern, Württem-
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berg, Baden die Wohnungsfrage bereits seit längerer
Zeit durchein besonderesWohnungsgesetzoder Ministerial-
erlaß geregelt ist. Aber auch in Preußen haben eine

größereAnzahl Städte bereits seit Längerem eine ge-

regelte Wohnungsaufsichteingeführt,ja sie sind hierbei

nochweiter gegangen und haben diese Wohnungsauf-
sicht zu einer richtigen »Wohnungspflege« ausge-
staltet. Beispielsweise seien hier genannt Düsfeldorf,
Halle a.S., Schöneberg,Charlottenburg und Königsberg.
In allen diesen Städten haben sich diejenigen, welche-
anfangs Gegner der Einrichtung waren, sehr bald

bekehrt und sind zu Freunden derselben geworden-
Die Berichte der eingesetztenWohnungsaufsichtsbeamten
haben Material, das die Zweckmäßigkeit,ja Notwendig-
keit einer geordneten Wohnungsaufsichtund Wohnungs-
pflege klar erkennen ließ, in erdrückender Fülle zutage
gefördert, und haben andererseits gezeigt, daß diese
Maßnahmen bei richtiger Organisation sich auch ohne
allzu große Belästigung der davon Betroffenen durch-
führen lassen. Für jeden, der sich mit der Frage der

Wohnungsaufsichtund Wohnungspflege zu beschäftigen
hat, sind diese Berichte außerordentlichinteressant und

instruktio. Vor allem ergibt sich aus ihnen, daß es

zahlreicheFälle gibt, in denen mit verhältnismäßig
geringen Aufwendungen Erhebliches gebessert werden

kann, und zwar ohne daß es p oli z eilich er Maßregeln
bedürfte. Jn der weitaus überwiegendenMehrzahl
der Fälle ist es gelungen, lediglich durch Rat und

Belehrung die Hauswirte oder Mieter zur Ab-

stellung der vorgefundenen Mängel zu veranlassen. Es

hat sich ferner gezeigt, daß vielfach die Schuld an den

vorhandenen Mißftänden nicht sowohl der Hausbesitzer
als der Mieter durch einemißbräuchlicheVehandufng
der Wohnung trägt. Es sind wunderbare Tatsachen
über die die Wohnungsbeamten bisweilen zu berichteii
haben.

»

So erzähltdie Wohnungsinspektorin der Stadt

Hallenn ihrem Verwaltungsbericht z. B. von einer

Familie, die in einer dunklen übelriechenden,aber trotzdem
als Schlafstellebenutzten Kammer einen Stall fürMeer-
schweincheneingerichtethatte, und weswegen? »weil diese
Tierchendie Krankheiten anziehen.«Von einer anderen

Familiewirdberichtet,daß die Kinder auf dem dunklen
von jedem Luftzug abgeschlossenenKorridor schlafen
mußten,während die sogen.»gute Stube« die bekanntlich
von den meisten kleinen Leuten wie eine Art Heiligtum
behandelt wird, das man nur bei ganz seltenen Ge-

legenheitenbetreten darf, vollständigfreistand. Es fehlt
den Leuten vielfach jede Kenntnis über die Bedeutung
von Licht und Sonne zur AbtötungschädlicherKrank-

heitskeime.Sie kennen nicht den alten Spruch: Wo

Lichtund Sonne hereinkommen,kommt der Arzt piiicht
hinein«.Der Aufsichtsbeamtin,welche auf eine Ab-

änderung dringt, wird nur zu oft entgegnet: Die
dunkle Kammer oder der dunkle Korridor ist doch»zum
Schlaf-engut genug.« Daß bis zum Nachmittag
nochkein.Fenster geöffnet wurde, »um die köstliche

Warmenicht zu verlieren«,ist keine seltene Erfahrung.
Der Sinn für ein behaglichesHeim ist oft nochgarnicht
entwickeltund muß erst geweckt werden. Auch der
Sinn für eine pflegliche und schonende Be-

handlung der Wohnung läßt in zahlreichen



Familien sehr viel zu wünschenübrig. Waschen in der i

Wohnung und mangelnde Lüftung ist in zahlreichen
Fällen als Ursache für die Feuchtigkeit der Wohnung
festgestellt,und zwar charakteristischerWeise auch in

Fällen, wo die Mieter sich selbst über die Feuchtigkeit
der Wohnung beklagt hatten.
biete noch ein großes Stück Erziehungsarbeit zu
leisten· Daß Auffrifchungsarbeiten,die auf Betreiben
der Wohnungsbeamten vorgenommen werden, auch von

erzieherischer Bedeutung für die Bewohner sein
können, erscheint nach den gemachten Beobachtungen
kaum zweifelhaft. Es leuchtet durchaus ein, wenn es

hierüber in einem dieser Berichte heißt: »daß eine

freundlich getünchteKüche oft zu größererReinlichkeit
und Appetitlichkeitbei den in der Küchevorzunehmenden
Verrichtungen ansporne«,und daß eine frisch geweißte
Kammer einen günstigenEinfluß auch auf die Sauber-
keit der Wäscheausübe, weil schmutzigeSachen, ins-

besondere Bettbezüge,in einer solchen doppelt stark in
die Augen fielen.

Unzweifelhafterscheint es nach den vorliegenden
Berichten auch, daß man die Besichtigung keinenfalls
auf die Wohnungen einschränkenkann, über deren

schlechteBeschaffenheit seitens der Mieter oder von

dritter Seite An zeigen bei dem Wohnungsamte ein-

gegangen find. Hebt doch z. B. der Bericht der

Wohnungsinspektionder Stadt Halle ausdrücklich
hervor, daß nur relativ gute Wohnungen zur Anzeige
gekommen seien, wirklich ganz schlechteaber so gut wie

garnicht. Auch anderwärts hat man die Erfahrung
gemacht, daß man auf diesemGebiete gründlicheArbeit
nur verrichten kann, wenn man straßenweise Haus —

für Haus besichtigt. Jst das aber der Fall, so ist
es wohl klar, daß diese umfangreiche Arbeit nur von

besonders hierzu bestellten und qualifi-
eierten Beamten im Hauptberufe, wie sie der

Gesetzentwurfverlangt, geleistet werden kann. Und

zwar erscheinennach den gemachtenErfahrungen für die
»

pfleglicheund beratende Tätigkeit hinsichtlichder Art
·

der Benutzung der Wohnungen weibliche Beamte

ganz besonders geeignet zu sein, während für die

Feststellungder technischenMängel bantechnisch vor-

gebildeteKräfte unentbehrlich sind. Dementsprechend hat
denn auch z. B. Schöneberg für die Wohnungspflege
und Aufsicht einen bautechnischgeschulten Wohnungs-
Pfleger und eine ihm in der Kompetenz eoordinierte .

Wohnungspflegerinbestellt. Zu den Aufgaben des

Wohnungsamtessoll außer der eigentlichenWohnungs-
aussichtund der Verwaltung des Wohnungsnachweises
auch die Beobachtung des Wohnungsmarktes, der

Bautätigkeitund der Bewegung der Mietspreise, wie

überhaupt alles gehören, was zum Wohnungswesen
gehört. Das Wohnungsamt soll der Mittelpunkt
aller Bestrebungen zur Verbesserung der,
örtlichen Wohnungsverhältnisse bilden. Der

Umfang der ihm obliegenden Aufgaben würde Zeit
und Kraft ehrenamtlich im Nebenamt tätigerBürger
bei weitem übersteigen. Damit soll freilich nicht gesagt
sein, daß für die Tätigkeit ehrenamtlicher Kräfte auf
diesem Gebiete kein Raum bleibt. Jm Gegenteil hat
sich gezeigt, daß die Heranziehung von Bürgern im

Es gilt auf diesem Ge-
i

Ehrenamte unter allen Umständen zu empfehlen ist,
weil bei ihrer Mitwirkung es sehr oft viel leichter
möglichist, die Beteiligten auch ohne polizeilicheMaß-
nahmen zur Ausführung der notwendigen Änderungen
zu bewegen. Es kann deshalb nur gebilligt werden,
wenn der Gesetzentwurf im § 1 des Art. IV aus-

drücklichhervorhebt, daß dem Wohnungsamt neben

den anzustellendenBerufsbeamten auch ehrenamtlich
tätige Personen als Mitglieder angehören können-

Zweifelhaft erscheint nur, ob es nicht sogar richtiger
wäre, diese Mitwirkung ehrenamtlicher Kräfte obliga-
torisch vorzuschreiben.Hat sich doch auch auf anderen

Gebieten, z. B. in der Armenpflege, nach den neuer-

dings gemachtenErfahrungen das Zus amm enwirken

von Berufsbeamten und ehrenamtlichen
Kräften aufs beste bewährt. Und die dort damit

erzielten Erfolge reizen entschieden zur Nachahmung
auf dem Gebiete der Wohnungspflege und -Aufsicht.
Ohne die Mitwirkung von ehrenamtlichen Kräften
würde die Tätigkeit des Wohnungsamtes, jedenfalls
nach dem Eindruck der davon Betroffenen, hauptsächlich
einen polizeilichen Charakter erhalten, während die

gemachten Erfahrungen lehren, daß man bei weitem

bessere Erfolge erzielt, wenn man den pfleglichen
Charakter der Einrichtung betont.

Aus diesem Grunde kann es auch allein für richtig
gehalten werden, daß die Handhabung der Wohnungs-
Aufsicht und -Pflege in die Hände der Gemeinde-

verwaltung gelegt wird. Diese steht mit den davon

Betroffenen in viel engerer Fühlung, als die staatliche
Polizeiverwaltung, und wird dementsprechendauch viel

leichter und besser als diese in der Lage sein, die

ganze Handhabung der Einrichtung den berechtigten
Wünschenund Bedürfnissender Beteiligten anzupassen
und sich ergebende Unzuträglichkeitenabzustellen. Der

Gesetzentwurfüberträgt denn auch verständigerWeise
die Aufsicht über das Wohnungswesen grundsätzlich
dem Gemeindevorstand. Leider hat der Entwurf
sich aber gescheut, diesen Grundsatz in allen Be-

stimmungen voll und konsequent zur Geltung zu

bringen. So ist schon oben hervorgehoben, daß die

Aufsicht über das Wohnungswesen dem Gemeinde-

vorstand nur übertragen wird unbeschadet der

allgemeinen gesetzlichen Befugnisse derOrts-

polizeibehörde. Es sollen also hier für dasselbe Gebiet

anscheinend 2 Behörden nebeneinander in gleichbe-
rechtigter Weise zuständigsein, ein Zustand, der wohl
in keiner Weise als erwünschtbezeichnet werden kann,
weil er leicht dazu führt, daß entweder beide Be-

hörden in derselben Angelegenheit tätig werden, was

naturgemäß die Gefahr unerwünschterReibungen zwi-
schen diesen Behörden mit sich bringt, oder daß keine

von beiden etwas tut, weil eine sich auf die andere

verläßt. Ferner sollen die mit der Wohnungsaufsicht
betrauten Beamten zwar berechtigt sein, zum Zwecke
der Ausübung der Wohnungsaufsicht die in Frage
kommenden Räume während der dafür festgesetzten
Stunden zu betreten. Die Gemeindebehördensollen
aber nicht ohne weiteres in der Lage sein, die von

ihnen für notwendig erachteten Abänderungenev entl.

zwangsweis e durchzusetzen,müssenzu diesemZwecke
4



vielmehr die Hülfe der staatlichen Polizeiorgane in

Anspruch nehmen. Ja, der § 4 geht sogar so weit,
daß er für die Festsetzung der Dienstanweisung,
durch welche die Ausübung der Wohnungsaufsicht
geregelt werden soll, die Zustimmung der Orts-

polizeibehörde verlangt. Damit kommt ganz klar

zum Ausdruck, daß nach den Bestimmungen des

Gesetzentwurfs die Gemeinden zwar die ganzen Ein-

richtungen zu treffen und die dadurch entstehenden
Kosten zu tragen haben, die bestimmende, zwingende
und ordnende Gewalt aber fast uneingeschränktdem

Staate verbleiben soll. Wo da noch die Selbst-

verwaltung bleibt, ist schwer zu sagen. Aber wir

haben uns ja leider daran gewöhnenmüssen,daß diese

zwar bei allen möglichenoffiziellen und nichtofsiziellen
Gelegenheiten in den höchstenTönen gepriesen wird,
daß sie aber fast regelmäßigzu kurz kommt, wenn es

einmal gilt, sie in Leben und Tat bei einer sich
bietenden Gelegenheit umzusetzen. So war es in-

zwischenbei dem gescheitertenGesetzentwurf über das

Fortbildungsschulwesen, so ist es auch hier.

Zu den in der Selbstverwaltung schlummernden

Kräften, die sich doch in schwerer Zeit als der

Urquell für die Erneuerung des schwer danieder-

liegenden Vaterlandes erwiesen haben, hat, wie es

scheint, die Regierung auch jetzt nach einer mehr wie

hundertjährigenGeschichte, die viele und glänzende

Beweise dafür erbracht hat, wie Großes die Selbst- s

verwaltung leisten kann, wenn man sie nur gewähren

läßt, noch immer kein rechtes Vertrauen gewinnen
können. Und so hat sie denn auch hier, — um ein

von Preuß in seiner Abhandlung über »Offentliches
und Privat-Recht im Städtebau« verwendetes Wort

zu gebrauchen — sich zu einem »Verzicht auf das

eifersüchtigzum Schaden fruchtbarer Stadtverwaltung

behütete staatliche Polizeireservat«nicht entschließen
können. Und doch ist es wahr, was Preuß ebenda

über das Verhältnis von Gemeindeverwaltung und

Polizeigewalt ausführt, wenn er sagt: »Jede öffent-

liche Verwaltung hat als solche ein polizeiliches
Element, wenn man mit dieser traditionellen Bezeichnung
die Tatsache ausdrücken will, daß ein seinen Gliedern

übergeordnetes Gemeinwesen tätig wird, das seine

Funktion nicht lediglichin den Formen des auf Gleich-

ordnung seiner Subjekte beruhenden Privatrechts

zu erfüllenvermag. Die Herausreißungdes polizeilichen
Elements aus dem entsprechendenZweige öffentlicher

Verwaltung ist in Wahrheit nicht durchzuführen;die

Aufstellung des unmöglichenPrinzips erzeugt eine innere

Unwahrhaftigkeit der Organisation, einen chroni-

schen Reibungszustand zwischen einer ihrer

Schlagkraft beraubten Verwaltung und einer

aus das unfruchtbare Zwangsmoment be-

schränkten Polizei, die sich gegen solcheVerödung

sträubt, indem sie tatsächlichdie Oberleitung der Ver-

waltung an sich reißt.«
Deshalb muß unbedingt verlangt werden, daß,

wenn den Gemeinden die Wohnungsaufsicht und die

Durchführung der dazu erforderlichen Maßnahmen

übertragen wird, sie auf ihren Antrag auch die dazu-

gehörigeWohnungspolizei überwiesen erhalten,
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damit es nicht auf diesem Gebiet wie bereits aus ver-

schiedenenanderen Gebieten, insbesondere auf dem der

Schule, dazu kommt, daß es heißt (wie Herr Dr.

Schiele-Naumburg in seinem Vortrag über den

Wohnungsgesetzentwurf auf dem Berbandstage der

Haus- und Grundbesitzervereinegesagt hat): »Der
Staat befiehlt und die Gemeinde bezahlt.«
Gewiß muß dem Staate auch auf diesem Gebiete,

wie auf allen anderen Gebieten kommunaler Selbst-
verwaltung das Aussichtsrecht verbleiben, aber

Aussichtsrecht ist etwas anderes wie Mitverwaltuug.
Sehr zutreffend sagt Preuß, um noch einmal seinen
bereits oben angeführtenAufsatz über Offentlichesund

Privat-Recht im Städtebau zu zitieren: »Das Gegen-
teil rechtlichnormierter Aufsicht ist die konkurrierende

tatsächlichdiscretionär eingreifendeMitverwaltung.
Sie zerstört jede klare Verantwortlichkeit,die eine Vor-

bedingung fruchtbarer Erfüllung öffentl. Funktionen
ist. Kann und will der Staat ans einem Gebiete der

Verwaltung nicht die Verantwortlichkeit, mit Aktiven

und Passiven sozusagen, auf seine Schultern nehmen,
so muß er die Verantwortung, damit aber auch die

volle Zuständigkeitder kommunalen Selbstverwaltung
überlassen. Denn die Verantwortlichkeit folgt der Zu-
ständigkeit;und die privatrechtliche Sonderung von

Berechtigung und Verpflichtung widerspricht dem

innersten Wesen alles öffentlichenRechts.«
Nach alledem würde die Trennung von Wohnungs-

amt und Wohnungspolizei ein schwerer Fehler sein.
Auf dem Verbandstag der Haus- und Grundbesitzer-
vereine, der sich gleichfalls mit dem vorliegenden Ge-

setzentwurf beschäftigte,hat man freilich umgekehrt
Bedenken gegen die Vereinigung von Wohnungsamt
und Wohnungspolizei geäußert, indem man der Be-

fürchtungAusdruck gab, daß, wenn eine solche Ver-

einigung stattfinde, die Wohnungsaufsicht aus einer

Wohlfahrtseinrichtung der Stadt zu einer polizeilichen
Institution werden und ihren pfleglichen Charakter
verlieren würde, während man den größten Wert

darauf glaubte legen zu müssen, in erster Linie durch
Belehrung und nicht etwa durch polizeilicheMaß-
nahmen zu wirken. Demgegenüberhat aber m. E.
der Geschäftsführer des Preuß. Städtetages,Herr
Stadtrat Dr. Luther, schonrichtig darauf hingewiesen
daß es sich bei Ubernahme der Wohnungspolizeidurch
die Gemeinde nicht darum handeln könne, einen

polizeilichen Geist in die Wohnungspflege
hineinzubringen, sondern umgekehrt einen pfleglichen
Geist in die Wohnungspolizei Wenn dabei
von anderer Seite hervorgehoben ist, daß ja heute
schonverschiedeneStädte, wie z. B. Schönebergund

Charlottenburg ein Wohnungsamt eingerichtethätten
ohne die Wohnungspolizei zu haben, und daß sich
Unzuträglichkeitenhieraus bisher nicht ergeben hätten,
so ist dabei übersehen,daß bis heute der vorliegende
Gesetzentwurf, welcher eine besondereWohnungsaufsicht
undWohnungspolizei als gesetzlicheEinrichtungenerst
ins Leben rufen will, noch garnicht zu Recht besteht,
daß infolgedessendie Polizeibehördenauch in größeren
Städten eine besondere wohnungspolizeilicheTätigkeit
mit der erst durch den GesetzentwurfbegründetenBe-



sugnis noch garnicht entfaltet haben, und daß sich
infolgedessenKonflikte und Unzuträglichkeitenaus der

Trennung zwischenWohnungsamt und -Polizei bisher
noch garnicht recht haben zeigen können.

Eins bleibt jedenfalls klar: daß die Städte mit

ganz anderer Freudigkeit auf diesemGebiete arbeiten
können und werden, wenn ihnen nach den Grundsätzen
der Selbstverwaltung hierin volle Selbständigkeit
eingeräumtund ihnen nicht nur die Rolle des gehor-
samen Untertanen zuerteilt wird, der die Befehle der

Regierung auszuführen hat, mit der Vergünstigung,
die dadurch entstehenden Kosten zahlen zu dürfen.
Wenn aber die Städte eine Sicherheit dafür haben
wollen, daß ihnen die Wohnungspolizei, sobald sie es

verlangen, auch wirklichübertragenwird, so muß dies

unbedingt durch Gesetz festgelegt werden. Sind doch
die Anträge,die Städte wie Berlin und Frankfurt a. M.
an den Herrn Minister auf Übertragungder Wohnungs-
polizei mit Rücksichtauf die von ihnen beabsichtigte
Einführungder Wohnungsaufsicht unter der Herrschaft
des jetzigen Gesetzesgestellt haben, glatt abgelehnt.

Was die Einrichtung eines Wohnungsamtes den
Städten für Kosten verursachen wird, läßt sich natür-
lich heute zahlenmäßignoch nicht angeben. Daß es

sich dabei aber, wenn man bedenkt, daß zur Be-

wältigung der durch das Gesetz gestellten Aufgaben
zweifellos eine ganze Anzahl von beamteten Kräften
erforderlichsein werden, nicht um geringe Summen

handeln kann, dürfte auf der Hand liegen. Frank-
furt a. M. hat z. B., obwohl es die Wohnungs-
aUssicht zunächst nur für 2 Bezirke einrichten will,
fÜk Wohnungsaufsichtund Wohnungsnachweis einen

Betrag von rd. 17 000 M in den Etat eingestellt-
Für kleinere Städte würden die Aufwendungeu natür-
lich entsprechendgeringer sein, immerhin aber bei Ein-

richtung eines Wohnamtes mit beamteten Aufsehern
doch einige Tausend Mark pro Jahr sicher erfordern.
Jch bin aber überzeugt, daß die Städte, wenn man

ihnen nur die zur Erhaltung der Arbeitsfreudigkeit
unbedingt erforderliche Selbständigkeitläßt, die damit

verknüpftengroßen Opfer gerne auf sich nehmen
werden, angesichts der ungeheuren Wichtigkeit,
welche die Wohnungsfrage für sie hat. Kann

man doch m. E. die Wichtigkeit dieser Frage für die

Städte und freilich auch für den Staat kaum über-

schätzen.Denn alle die sonstigen Fragen, die uns im

öffentlichenLeben beschäftigenund von weittragendster
Bedeutungfür unser ganzes Volksleben sind, wie die

Alkoholfrage,die Tuberkulosenfrage, die Sittlichkeits-
und Verbrechersrage,nicht minder die Jugendfürsorge-
fkagehängenmehr oder weniger eng mit der Wohnungs-
frage zusammen. Und deshalb ist es auch eine Auf-
gabe von gewaltiger Bedeutung, vor die der Preußische
Landtag mit diesemGesetzentwurfgestelltist. Hoffen wir,
daß er sich der Größe dieser Aufgabe gewachsenzeigen
wird. Dazu wird gehören, daß er diesen Entwurf
noch einer sehr gründlichenRevision und Ergänzung
unterzieht. Jch würde es freilich auch beklagen, wenn

der Gesetzentwurfdarüber auch diesmal wieder, wie
im Jahre 1904 sein Vorgänger, scheitern oder wenn

er, wie ein besorgter Freund sich neulich in der
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Danziger Mieter-Zeitung ausdrückte, »die Gesetz-
gebungsmaschine als ein völlig gerupfter und seiner
besten Federn beraubter Hahn verlassen sollte.« Aber,
meine Herren, dieser Vergleich lenkt etwas stark ab.

Um ein so unschuldiges Tier, wie einen Hahn mit

schönem Federschmuck, der Niemandem etwas zu
Leide tut, handelt es sich bei diesem Gesetzentwurf
leider nicht. Es ist vielmehr, wie Sie gesehen haben,
ein Geschöpfmit ganz bösartigen Giftzähnen.
Sollte es gelingen, ihm die auszubrechen und damit

die für die Städte unannehmbaren Besteuerungen über
die Abänderung des § 12 Gesetz betreffend Bau-

verbot und über die polizeilichenReservatrechte in der

Wohnungsaufsicht zu beseitigen, so bin auch ich der

Ansicht, daß der Entwurf zum Gesetz erhoben werden

müßte, auch wenn es nicht möglichsein sollte, alle

im Interesse einer gründlichenWohnungsreform ge-

äußertenWünschein ihm zu berücksichtigen.Zu solchen
Wünschenrechne ich auch die beiden zum Schluß von

mir noch kurz zu berührendenPunkte, betreffend:
1. die Frage, ob es angezeigt erscheint, auch für
Städte mit erheblich weniger als 100 000

Einwohnern, also etwa für alle Städte mit

mindestens 50 000 Einwohnern, die Einrichtung
eines Wohnungsamtes obligatorischvorzuschreiben,
und

die Frage, ob es sich empfiehlt, neben den ört-

lichen Wohnungsämtern als Zentralinstanz ein

Landeswohnungsamt einzurichten.
Jch möchte für meine Person beide Fragen be-

jahen.

Bezüglich der ersteren Frage bin ich freilich der

Ansicht, daß die Städte als solche keine Veranlassung
haben, das Zwangsrecht des Staates, die Einrichtung
eines Wohnungsamtes zu verlangen, auch noch auf
kleinere Städte, als wie sie der Gesetzentwurf vor-

schlägt,auszudehnen, da es ihnen ja unbenommen ist,
ein solches Wohnungsamt einzurichten, wenn sie es

für wünschenswerthalten«

Zu Frage 2 halte ich die Einrichtung eines Landes-

wohnungsamtes für zweckmäßig. Jch habe dabei

freilich nicht eine mit polizeilicherBerfügungsgewalt
ausgestattete neue Aufsichtsinstanz im Auge, sondern
nur eine Zentralstelle, welche alle Vorgänge auf dem

großen Gebiete des gesamten Wohnungswesens genau

verfolgt, über die gemachten Beobachtungen und Er-

fahrungen von Zeit zu Zeit regelmäßigBerichteerstattet
und so anregend und befruchtend auf die von den

Gemeinden zu entfaltende Tätigkeit zur Förderung des

Wohnungswesens wirkt.

Damit bin ich am Schluß meines Referates und

bitte nur noch die beiden Leitfätzeverlesen zu dürfen,
die ich mir erlaubt habe, bezüglichdes von mir be-

handelten Teils des Gesetzentwurfs,auszustellen. Sie

sind bereits gedruckt in Jhren Händen und lauten:

Die Art. 111 und 1V des Gesetzentwurfs, betr.

den Erlaß von Wohnungsordnungen und die

Einrichtung einer geregelten Wohnungsaufsicht
bedürfen einer Ergänzung und Abänderung

nach der Richtung hin, daß



1. entsprechend den Grundsätzen der Selbst-
verwaltung die Gemeinden, die nach dem

Gesetz die Wohnungsaufsicht durchzuführen
und die damit verknüpftenKosten zu tragen

haben, auch mit den dazu erforderlichenMacht-
befugnissendurchÜbertragungder Wohnungs-
polizei ausgestattet werden,

. unter Zuziehung von Vertretern der kommu-

Landeswohnungsamt gebildetwird, wel-

ches das gesamte Wohnungswesen beobachtet,
darüber regelmäßigeBerichte erstattet, auf die

Tätigkeit zur Förderung des Wohnungswesens
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anregend wirkt und auf Anfrage sachlichenJ

Rat gibt.
Stadtverordneter Stahl-Danzig: Bei dem Wieder-

streit der Interessen, der naturgemäßdurch ein solches

vorzulegen. Sind es doch in der Hauptsache Gründe,
die lediglich Kautelen gegen die Betätigung einer ein-

seitigen Grund- Boden- und Baupolitik in solchen
Gemeinden schaffensollen, in denen die Interessenten
dominieren. Von diesemGesichtspunkte betrachtet, wird

man es verständlichfinden, daß das Gesetz eine ein-

seitige Vertretung der Baupolitik in den Gemeinden

s
verhindern will. Es würde nun zu weit führen, im

nalen Verwaltung mit Sitz und Stimme ein I einzelnen aus die Ausführungendes Herrn Referenten
einzugehen; ich muß mich daher auf das Wenige be-

schränken,was ich mir notiert habe. Der 1. Referent
warf die Frage auf: Bestehen denn Mißstände,die das

Gesetz in dieser Fassung notwendig machen?, und er

hat dann einen Vergleich gezogen mit dem Entwurf
von 1904. Jch glaube, der Referent hat die Frage

Gesetz wie das vorliegende ausgelöst werden muß, darf »

es nicht Wunder nehmen, wenn sehr verschieden-
artige Auffassungen über den Wert oder Unwert der

einzelnen Bestimmungen zum Ausdruck kommen. Die

eine Jnteressentengruppe sind die Gemeinden. Sie haben

gehört,daß der Referent schwere Bedenken gegen das
»

Gesetz geltend machte, für die er seine Gründe angab.
Sie sind auch zu verstehen vom Standtpunkte der Ge-

meindevertreter, ohne daß man deswegen alle akzeptieren
kann. Die zweite Gruppe bilden die Haus- und

Grundbesitzer mit dem Schutzverbande. Diese haben

noch viel weniger Freude an diesem Gesetz. Aus den

Tagungen dieser Kreise ist bekannt, wie dort noch viel

schwerere Bedenken laut wurden, und daß der Haus-
und Grundbesitzerverband kein rechtes Interesse für das

Zustandekommendieses Gesetzes hat. Die dritte Gruppe

ist die der Wohnungs- und Bodenreformer mit den

angeschlossenenMieterorganisationen, und von dieser
dritten Gruppe darf man wohl sagen, daß sie dem

Gesetz mindestens sehr sympathischgegenübersteht.Jch
bin ein Anhänger dieser dritten Gruppe aber kein

anragierter Draufgänger und auch kein Vertreter der

weitgeheudstenForderungen. Jch bin mir als Mitglied
einer städtischenKörperschaftwohl bewußt, daß das

Selbstverwaltungsrecht der Städte nicht zu ihrcmj
Schaden geschmälertwerden darf. Jch möchte nun:

auf die Ausführungen des ersten Referenten eingehen
und im übrigen kurz die Stellungnahme der Gruppe

kennzeichnen, von der ich eben sprach. Bei dem Leit-

gedanken des Gesetzes handelt es sich offenbar um ein

zwiefaches, einmal um die Eindämmung der ungesunden s
Boden- und Bauspekulation durch Ergänzung und

Änderungdes Baufluchtliniengesetzesvon 1878, durch

Ausdehnung der lex Adickes aus die ganze Monarchie
und Erlasfuug von Bauordnungsbestimmungen über
das Baugelände, ferner um Vorschriften über die Woh-
nungsbenutzung und die Wohnungsaussicht. Bezüglich
des ersten Punktes meine ich, daß Herr Stadtrat

Goeritz doch etwas grau in grau gemalt hat. Die

Befürchtung, die er bezüglichder Einschränkungder

gegenwärtigenGerechtsameder Gemeinden geäußerthat,
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selbst beantwortet mit dem Anerkenntnis,daß die Ver-

hältnissesich seit 1904 geändert haben. Dann kann

man aber auch keinen Vergleich ziehen mit dem da-

maligen Entwurf,ganz abgesehen davon, daß der jetzige
Gesetzentwurfauch unter ganz anderen äußerenAuspizien
das Licht der Welt erblickte. Der Anstoß ging ja vom

Reichstage aus. Er beruhte in einer Resolution, die

am 22. Mai 1912 beschlossen und in der ein-

stimmig, was ja nicht allzu oft im Reichstagepassiert,
ganz bestimmte Forderungen für ein Wohnungsgefetz
erhoben wurden. Wir wissen, daß der jetzt vorliegende
Entwurf aber doch nur teilweisedie der Staatsregierung
auferlegte Pflicht ein·löst,mit der Betätigung der Woh-
nungsfürsorgevorzugehen. Kein geringerer als Graf
Posadowsky war es, der im Reichstage bei dieser Ge-

legenheitden Ausspruch tat: Es handelt sich in diesem
Falle nicht um eine soziale Frage, sondern um die

soziale Frage. Er wollte damit die Tragweite und

Bedeutung dieses für die weitesten Volksschichtenun-

gemein wichtigensozialpolitischenGesetzeskennzeichnen.
Wennman das vorliegende Wohnungsgefetzhiernach
gewissermaßenals Abschlagszahlungbetrachtet, so wird
man sich vielleicht eher mit seinen Schwächenabfinden,
die auch ich nicht von der Hand weisen kann. Und
wie es im Leben oft geschieht, so wird es auch hier
ohne Kompromifsenicht abgehen. Jch selbst würde es

als Vertreter einer großenMietervereinigungtief be-

klagen, wenn dieser Gesetzentwurfaus Anlaß von Be-

stimmungen, die das Mißfallen mancher Gemeinden
erregt haben, in der Versenkung verschwände.Aber

dahin wird es wohl in keinem Falle kommen. Der

Referent hat ja auch im letzten Teile seiner Aus-

führungen zu meiner Freude hingewiesenauf den Wert
der in den Bestimmungenüber die Wohnungsbenutzung
und Wohnungsaufsicht enthalten ist. Der zweite
Referent hat allerdings auch bei diesen Bestimmungen
mancheBedenken geltend gemacht, aber ich glaube, wir

sind uns alle einig, daß ein Gesetzentwurfkein Noli
me tangere darstellt, sondern verbesserungssähigist.
So hoffe ich, daß es gelingen wird, — ich will nicht
wie der Herr Referent Dr. Mayer von Giftzähnen
sprechen—- Anderungenherbeizuführen, die die Interessen-
gegensätzetunlichst beseitigen. Bei gutem Willen auf

will mir doch nicht so bedeutsam erscheinen,namentlich beiden Seiten wird man unbedingt dazu kommen,be-

nicht im Hinblick auf die Grundgedanken, die dazu sonders wenn man sich vor Augen führt, daß es sich
führten, den Entwurf in seiner jetzigen Fassung

«

um eine weitzügigesoziale Fürsorge handelt, die man



nicht an kleinlichenBedenken scheiternlassen darf. Von
den Leitfätzenhätte ich gewünscht,daß solcheSchärfen
vermieden wären wie am Schlusse des zweiten, der

einige Bestimmungen »als durchaus unbegründetzu-
rückweis«. Ich hätte gewünscht,es wäre eine mildere

Fassung gefunden worden. Es ist immer das bessere
Teil, wenn man nur in der Sache scharf aber in der

Form verbindlich ist. Ich hätte weiter gewünscht,die

Leitsätzewären auch ausgedehnt worden auf die Punkte,
die noch der reichsgesetzlichenRegelung harren, die

auch Herr Stadrat Dr. Mayer angeschnitten hat und
die in der Resolution der Reichstags-Wohnungs-
kommifsion zum Ausdrucke kamen. Das von dieser
Kommission ausgearbeitete, sehr eingehendeWohnungs-
gesetzprogrammhat der Reichstag, wie ich bereits betont

habe, in seiner Sitzung vom 22. Mai 1912 einstimmig
angenommen. In dieserResolution werden fünfPunkte
als der Regelung bedürftigbezeichnet. Die Resolution
verlangt:

diebesonderen Verhältnissein Stadt und Land;
2. Vorschriften über eine amtliche Wohnungs-

aufs icht durch Orts-, bezw.Bezirks- und Landes- i

wohnungsämtermit einem Reichswohnungsamte
als Zentralstelle für das gesamte Wohnungs-
wesen;

Z. Errichtung von Pfandbriefanstalten im An-

schluß an die Landesversicherungsanstalten zu
dem Zweck, um unter Reichsgarantie nach festen

Normativbestimmungen möglichst hohe Pfand-
briefsdarlehen auf Hausgrundstückemit Klein-

wohnungen sowohl an Baugenossenschaften
als auch an Privatpersonen zu gewähren;

Gebrauch desselben im Interesse des Klein-

wohnungsbaues.
Diese Forderungen sind zum Teil noch nicht erfüllt

und harren ihrer Erledigung, wie ich hoffe durch die

Reichsgesetzgebung.Man darf sich vielleicht nicht mit

Unrecht von der reichsgesetzlichenRegelung mehr ver-— »

sprechen,als von der landesgesetzlichen,weil der Reichs-
«

tag, wie man unumwunden zugeben wird, mit dieser

ganze Materie bekundet hat, und weil auch der Staats-

sekretärDr. Delbrück erklärt hat, daß das Reich ge-

sonnen sei, auf diesem Gebiete vorzugehen, wenn die

Staatsregierungen nicht eingreifen.
Da der Städtetag nur alljährlicheinmal zusammen-

kommt, so ist es fraglich, ob noch eine Gelegenheit;
vorhanden fein wird, noch zu den unerledigtenPunkten J

Stellung zu nehmen. Jch bitte daher zu erwägen, ob

es nicht angezeigt wäre, die Diskussion schon jetzt auf
diese Punkte mit auszudehnen. Ich will keine be-

stimmten Anträge stellen, da es ja nicht möglichist,
sie im Handumdrehen zu formulieren, bitte Sie aber

unter Berücksichtigungaller Gesichtspunkteden Entwurf
wohlwollend zu prüfen. Ich hoffe, Sie werden zu
dem Schlusse kommen, daß es wohl möglichist, mit

Vertrauen an die Beratung des Entwurfes heran-

;

in Thorn und Graudenz.

zutreten, und daß man nicht durch eine scharfeStellung-
nahme seineAnnahme verhindernund ihm jenes Schicksal
bereiten soll, das dem Vorgängerdes Entwurfes vielleicht
mit Recht zu Teil geworden ist. Ich wünschte,daß
der Städtetag dem Gesetzentwurfals solchenim Prinzip
zustimmte, vorbehaltlich der Änderungen,auf deren

Vornahme in den LeitsätzenGewicht gelegt wird.

(Beifall.)
RegierungspräsidentHrhilling- Marienwerder: Ich

freue mich besonders über den Schluß der Aus-

führungen des Vorredners, der wieder eine mildere

Stimmung in die etwas kriegerischenAusführungen
der beiden Referenten gebracht hat. Jeder, der sich
mit der Wohnungsfrage und der Frage der Wohnungs-
reform beschäftigthat, weiß, wie außerordentlich
schwierig dieses Gebiet ist. Deshalb ist es für alle,
die sich mit der Sache beschäftigen,ob sie der städtischen

Verwaltung oder der Staatsregierung angehören, in

· ; erster Linie Aufgabe, diese Fragen von einem möglichst
1. Mindestvorschriften über Beschaffenheitund ;

Benutzungder Wohnungen unter Anpassung an E

objektiven Standpunkte aus zu beurteilen und alles

Persönlichebeiseite zu lassen. Es ist mir sehr auf-

gefallen und ich habe es noch auf keinem Städtetage

erlebt, daß in so scharfer und nicht einmal im einzelnen
begründeterWeiseKritik an den Behörden der Staats-

regierung geübt ist. Ich erinnere an das Wort des

ersten Referenten, daß die Regierungsinstanz Herren
zu Beratern wähle, denen jegliche Praxis abgehe.
Man bedenke, den technischenBeamten der Staats-

regierung soll jede Praxis fehlen! Noch viel schlimmer
und krasser waren die Ausführungenüber den Bezirks-
ausschuß. Es wurde von ihm sogar gesagt, er sei
eine Instanz, die keine Kenntnis von Gemeindeverhält-
nissen habe. Meine Herren, ich will mich nicht rächen

; und Sie auch nicht mit Gegenausführungenlangweilen,
4. Regelung des Wohnungsnachweiswesensz
D. Ausbau des Erbbaurechts zum ausgiebigeren ?

denn jeder von Ihnen weiß,daß heute in der preußi-
schen Gesetzgebung der Bezirksausschußsoweit wie

möglichvon den Parlamenten eingefügtwird als die-

jenige Instanz, die am besten mit der Praxis vertraut

ist, weil ihr so und soviel Laienmitglieder angehören;
— ich möchteSie nur auf eins aus den Ausführungen
des Referenten hinweisen, um danach die Bedeutung
zu ermessen, die diese für die gesamten Städte des

Bezirks haben. Er ging davon aus, daß nur die

» städtischenBehörden genaue Kenntnis hätten und sach-
Resolution doch ein sehr weitgehendesInteresse für die E

verständigeMänner, die kraft ihrer Erfahrung die

Arbeiten gut ausführen könnten. Das sind Worte,
die gerade nur für die wenigen großen Städte zu-

treffen. Ich habe in meinem Bezirk 42 Städte. Von

diesen haben eigene Baumeister, soviel ich glaube,
überhaupt nur 10—12; und von diesen 10 oder 12

Baumeistern sind bewährt und erfahren auf diesem
Gebiet wieder nur höchstens2, nämlich die Herren

Den anderen Herren trete

ich durchaus nicht zu nahe, wenn ich sage: Das ge-

hört nicht in den Bereich ihrer Tätigkeit, also wo

sollen sie die Erfahrung her haben? Sie arbeiten

sehr redlich, aber wo die große Erfahrung herkommen
soll, die der Referent für sie in Anspruch nimmt, das

wird er selbstnichtwissen. Die gesamtenAusführungen,
die ich im einzelnen nicht kritisieren will, denn ich war

noch nicht in der Lage, mich mit den Einzelheitendes



Wohnungsgesetzesjetzt zu beschäftigen,gehen von der

Voraussetzungaus, daßgerade den städtischenBeamten
die sachlicheReife und Erfahrung auf diesem Gebiete

zuzusprechen sei. Meine Erfahrungen sind ganz andere.

Ich rufe alle Herren Bürgermeisteran — ich bemühe
mich sehr auf dem Gebiete der Baufluchtenfrage — ich
habe ganz im Gegensätzezu den Referenten gefunden,
daß die Bürgermeister stets dankbar sind, wenn die

Staatsregierung ihnen einen erfahrenen Berater sendet.
So leicht, wie der Referent sichdie Frage der Wohnungs-
reform gemacht hat, ist sie nicht. Ich schließemich
dem Vorredner an. Ich bin auch der Hoffnung, daß f

aus diesemGesetzeetwas wird, daß aber noch Schwierig-
keiten zu überwinden sind, die wir heute nicht zum

Austrag bringen können. Ich habe vor etwa zehn
Jahren an den ersten Beratungen über die Wohnungs-
fürsorge als Kommissar teilgenommen. Einige Er-

fahrungen habe ichvielleichtauch hier im BezirkMarien-

werder gesammelt, und ich meine, jeder weiß, daß man

Schwierigkeiten nicht durch kriegerischeWorte aus der

Welt schaffen kann. Auch der zweite Referent, der ja
sehr viel milder in der Form war, fühltesichverpflichtet
hervorzuheben, die Selbstverwaltung werde nur im

Munde geführt von der Staatsregierung ; wenn es

hart auf hart ginge, ließe man sie außer acht und

nähme den Städten alles. Ich habe aus dem Ent-

wurfe diesen Eindruck nicht gewonnen und habe auch
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nicht das Gefühl, daß die heutigeStaatsregierung auf
dem Standpunkte steht, der Selbstverwaltung etwas

nehmen zu wollen.

jetzigen Gesetzgebung und Verwaltung immer den Ein-

druck gehabt, daß die Vertreter der Regierung bemüht
sind, bezüglichder Selbstverwaltung entgegenzukommen,
soweit es nur irgend möglichist. Ich habe, wenn ich
nun auch einmal persönlichetwas sagen darf, in meinem

Bezirk den Eindruck gewonnen, daß meine Herren
Bürgermeistermit dem persönlichenVerhältnis mit mir

immer sehr zufriedenwaren und es mir von den kleineren

wie von den größeren Städten aus zum Ausdruck

brachten, daß ich die Selbstverwaltung anerkenne und

bemüht sei, selbst wo sie einmal nicht daran dächten l
die Selbstverwaltung der Städte auf allen Gebieten H

zur Geltung zu bringen. Wie man bei der heutigen
Zusammensetzng des Landtages fürchtensollte, daß ein

Wohnungsgesetz in die Selbstverwaltung eingreifen
würde, ist mir nicht verständlich. Diese Befürchtung
brauchen wir nicht zu haben. Ich habe den Wunsch,
aber auch das Gefühl, daß, wenn aus diesemEntwurf
natürlichmit Abänderungen etwas wird, jedenfalls die

Selbstverwaltung nicht zu kurz kommen wird. Ich habe «

nur eine Bitte an die Herren des Städtetages. Sie
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Jch habe im Gegenteil von der ;

mögen bei unseren Verhandlungen jeden sachlichenEin-

spruch vorbringen — darüber freue ich mich —, aber

sie sollten es vermeiden, die Behörden so scharf zu

kritisieren, die doch nur bedingt in der Lage sind, sich
zu verteidigen. Wären die Worte nur im Laufe der

Verhandlungen gesprochen worden, ich hätte sie nicht
so aufgefaßt,aber sie lagen schriftlich vor und wurden

,

verlesen. Ich appelliere an den Vorstand des Städte- s
tages: Es würde den Vertretern der Staatsregierung s

Interesse beizuwohnen, wenn sie gefaßt sein müßten,
schwere persönlicheAngriffe zu hören. Ich habe keine-

Veranlassung gegeben zu solchen scharfen Ausfällen.
Jch werde immer scharfe Angriffe gegen ihre Ver-

waltungen vermeiden, und ich bitte Sie dringend, tun

sie ihrerseits dasselbe. Lassen sie die Angriffe sachlich
sein, aber nicht in dieser Form erscheinen. Wenn der

Vorredner in dem richtigenGefühl hierfür gebeten hat,
auf solche Schärfen, wie sie sogar an einer Stelle der

Leitsätze zum Ausdruck kommen, zu verzichten, so bin

ich ihm dankbar dafür und würde mich freuen, wenn

der Städtetag wenigstens zeigte, daß er in den Leit-

sätzensolcheSchärer vermieden wissen will. (Beifall.)
Vorsitzenden Der Beifall, den der Herr Regierungs-

präsident soeben bekommen hat, zeigt schon, daß nicht
die geringste Absicht vorgelegen hat, eine persönliche
Kritik an den Behörden zu üben. Ich muß sagen,
daß ich die Schärfen, die der Herr Regierungspräsident

«

erwähnt, auch garnicht aus den Referaten herausgehört
habe. Jch habe nicht gehört,daß der Referent gesagt
hat, daß den Baubeamten der Regierung jeglichePraxis
fehle· (Zuruf des RegierungspräsidentenSchilling:
Wöktlich!) Ich habe nur gehört, es fehle ihnen die

eingehende Erfahrung in den Fällen, die der Referent
einzeln anführte. Selbstverständlichlag ja den ganzen
Ausführungen des Referenten die Großstadt zugrunde.
Es ist überhaupt schwer, für den Städtetag solche
Themen auszuwählen, die für alle Zuhörer völlig
gleich interessant sind und dies Wohnungsgesetzgreift
doch in erster Linie in die Verhältnisseder Großstädte
ein, Jch glaube auch, daß das Wohnungsgesetzin dem

Bezirke des Herrn RegierungspräsidentenSchilling
kaum zur Anwendung kommen wird; jedenfalls kann
alles das, worauf der Referent nach meiner Ansicht
durchaus sachlichund ohne den Gedanken, daß es als
persönlicheKränkung angesehen werden könne, hin-
gewiesen hat, nur in großen Städten zur Anwendung
kommen. Mit dem Herrn Regierungspräsidentenstimme
ich übrigens darin nicht voll überein,daß die Selbst-
verwaltung überall gewahrt werde. Wir haben doch
sehr schwereEingriffe in die Selbstverwaltungbekommen
Jch erinnere nur an das Zweckverbandsgesetz,ich er;
innere auch an das Wohnungsamt im Wohnungsgesetz
das aus der Konstruktion der Städteverfassungdurchaus
herausgerissen wird. Der Herr Regierungspräsident
hat ja auch anerkannt, daß man sachlichdarauf hin-
weisen kann; und ich finde es nicht scharf,wenn etwas
als unbegründetzurückgewiesenwird. Jedenfalls kann
ich im Namen der Referenten konstatieren,daß es
ihnen ferngelegen hat, eine persönlicheKritik zu üben.
Daran hat Niemand gedacht.

gerichterstaiter Stadtrat Qoetiü-Danzig:Der Herr
Regierungspräsidenthat die kriegerischeStimmung
meines Referats bemängelt. Ich will sie nicht be-

streiten,aber dieser Wohnungsgefetzentwurfist wohl
geeignet, kriegerischeStimmungen auszulösen,und als

Referenthabe ich meines Erachtens die Pflicht gehabt,
mit aller Schärfe darauf hinzuweisen,inwieweit wir
uns mit den Bestimmungendes Entwurfes nicht ein-
verstanden erklären und dagegenFront machenmüssen.

schwierigsein, den Verhandlungen mit dem bisherigen Ich kann es aber bestätigen,was der Herr Vorsitzende



eben ausführte,daß es mir durchaus ferngelegen hat,
die Staatsregierung in dieser kriegerischenStimmung
persönlichanzugreifen oder irgend welche konkreten

Personen einer mangelhaften Amtsführung zu be-

schuldigen.Insbesondere habe ich auch durchaus nicht
die allgemeine Sachkunde der Regierungsbaubeamten
bemängelt. Ich verkenne auch nicht, daß diese Herren
auf dem Gebiete der Boden- und Baupolitik über die

maßgebendenGesichtspunkte unterrichtet sind; aber in

dem Rahmen, um den es sich hier handelt, kann ihre
Kenntnis lediglich aus Büchern und nicht aus täglicher
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Anschauunggeschöpftsein. Wir, die wir uns Tag für
Tag mit den widerstrebenden Interessen herumfchlagen !

müssen,werden durch die täglichePraxis darin geschult,
die einzelnenInteressen zu vergleichenund abzuwägen.

Wirkliche Erfahrung auf diesem Gebiete setzt, wie ich
von mir selber sagen kann, — ich bin seit 10 Jahren
auf diesem Gebiete tätig, — voraus, daß man täglich j
zulernt und eine lange Praxis hat, um erfolgreichmit-

zuarbeiten. Diese Praxis geht den Herren Regierungs-
baubeamten ab, sie stehen nicht im täglichenKampf

"

der verschiedenen Interessen. Als Referent glaubte ich
verpflichtet zu sein, das auszuführen,ohne damit der

allgemeinen Tüchtigkeitder Herren irgendwie zunahe
zutreten. Wenn ich in der Form etwas scharf geworden
bin, so bitte ich um Entschuldigung, in der Sache selbst
kann ich meine Ansicht nicht modifizieren. hat mir

jedenfalls durchaus ferngelegeu, irgend eine Behörde

zu kränken.

Herr Stahl hat Recht mit seinem Hinweise, daß
wir uns in den Referaten auf den Wohnungsgesetz-
entwurf beschränkthaben. Wir haben nicht alle Wünsche

vorgetragen, die man haben kann. Gewiß könnte der

Ausbau des Erbbaurechts, des Enteignungsrechts und I

manches andere zur Verbesserung der Wohnungsver-
hältniffebeitragen. Wenn ich das nicht erwähnt habe,
so liegt es nicht daran, daß ich daran nicht gedacht
hätte, fodern weil ich glaubte, mich auf diesen Gesetz-
entwurf beschränkenzu sollen, und weil wir die un-

angenehme Erfahrung gemacht haben, daß alle neueren

Gesetze,wenn sie den Landtag passieren, mit Beschrän-

kungen unserer bisherigen Selbstverwaltungsbefugnifse
verknüpftwerden. Darum fürchteich die Gesetzgebung,
selbst wenn ich neue Gesetze an sich für wünschenswert
halte. Ich habe deshalb sogar Bedenken, auch nur für
eine Reform des Bausluchtlinienwesens einzutreten.
Ich habe die stille Sorge, daß, wenn damit vorgegangen

wird, uns noch weit schlimmere Eingriffe drohen. Ich
befürchtez. B., daß

«

das Recht auf Anliegerbeiträge,
das für die ftädtischenFinanzen so wichtig ist, weiter

beschränktwird. Unter solchen Umständen hält man

mit Wünschen,die Gefetzgebungsmaschinein Bewegung
zu setzen, wo es nicht absolut nötig ist, gern zurück.
Dem Herrn Regierungspräsidentenkann ich nicht darin

beistimmen, daß die Behandlung der Selbstverwaltung
in den letzten Jahren besonders wohlwollend gewesen
sei. Damit soll den praktischen Regierungsorganen
nicht zu nahe getreten werden« Die Herren Regierungs-
präsidenten,die den besten Einblick in die Nöte der

Städte haben, sind gewiß gern bereit, der Selbstver-
waltung zu helfen. Namentlich auf dem Gebiete der
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Eingemeindungen haben wir ja selber diese Erfahrung
gemacht. Ganz anders ist aber die Stellung des Landtags
zu diesen Fragen.

Den Ausführungen des Herrn Stahl kann ich im

Ganzen nicht beistimmen. Ich habe die Darlegung
vermißt, inwieweit denn dieser Gesetzentwurf so geeignet
ist, die Wohnungsreform zu fördern, die Wohnungs-
verhältnisfezu bessern. Was bringt denn der Gesetz-
entwurf eigentlich? Er bringt Verstärkungenpolizeilicher
Befugnisse. Was kann man damit gegenüberStädten,
die nicht wollen, erreichen? Man kann erreichen, daß
sie einzelneFluchtlinienplänefestsetzen. Eine ausreichend
informierte Instanz ist aber vielmehr in der Lage, auf
die Städte einzuwirken, daß sie sachgemäßeFluchtlinien
festsetzen,als alle gesetzlichenBestimmungen. Ich meine,
daß auch jetzt schon die Regierungsinstanzen die Mög-
lichkeit haben, solchen Ausgaben der Städte in giitlicher
Form und ohne polizeilichenZwang Geltung zu ver-

schaffen. Das wird namentlich für die kleineren Städte

gelten. Dort werden Fluchtlinien überdies so selten
gezogen, und die Feststellung der Pläne ist meist so
einfach, daß man dort keine besonderenBeamten braucht.
Der Gesetzentwurf zielt aber in erster Linie auf die

größeren Städte und auf die mittleren Städte, wo die

Verhältnissesich zu einer besonderen Bebauungspolitik
verdichten. Auch ich lege großenWert darauf — das

habe ich ja eingehend dargelegt — daß die Städte mit

starkem Bevölkerungszuwachssichdas erforderlicheLand

für eine gesunde Bau- und Bodenpolitik sichern. Das

Wichtigste ist, daß durch Angebot billigen Baulandes

und gegebenensalls durch Kreditvermittelung die Bau-

tätigkeit angereizt wird und neue Wohnquartiere
entstehen. Wenn gute gesunde Wohnungen für so
und soviel Familien neu entstehen, so zieht die Be-

völkerung auch hinein. Die besten Wohnungen werden

sehr begehrt und es tritt eine Entlastung der schlechteren
Quartiere ein. Das ist die natiirliche Entwicklung.
Sie wird durch eine gesunde Boden- und Bebauungs-
politik erreicht, nicht aber durch eine Bevormundung
der Gemeinden von oben. Zu einer solchen Politik
gehört nicht staatlicher Zwang, sondern Einsicht und

Lust der Gemeinde selbst. Eine solchePolitik, die von

einheitlichen Gesichtspunkten getragen sein muß, kann

nicht dadurch gefördertwerden, daß außerhalbstehende
Organe der Gemeinde hineinreden! Ich kann darum

nur bitten, sich auf eine Verwässerung der Leitsätze,
wie Herr Stahl sie wünscht,nicht einzulassen, sondern
meine Thesenso anzunehmen, wie sie vorliegen (Beifall.)

Vorsitzenden Ich möchte anregen, die Redezeit auf
zehn Minuten zu beschränken(Zuruf: Füns!). Das

ist wohl ein bischen kurz. Ein Widerspruch gegen die

Beschränkung der Redezeit wird nicht erhoben; die

Redezeit ist also auf zehn Minuten verkürzt.
OberbürgermeisterDr.åafse-Thorn: Ich bin Ihrer

Zustimmung sicher,daß wir alle es auf das tiefste be-

dauern würden, wenn der Herr Regierungspräsident
die Ausführungender Berichterstatter als persönliche
Kränkung der Vertreter der Kgl. Staatsregierung auf-
faßte. Der Vorsitzende hat schon zum Ausdruck ge-

bracht und auch der Referent hat gesagt, daß eine solche
Absicht absolut nicht vorgelegen hat. In der Sache
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selbstmeine ichist es garnichtSchuld der Staatsregierung,
daß sehr oft Eingriffe in die Selbstverwaltung erfolgen,

sondern es liegt vielmehr an der Zusammensetzungder

Parlamente. Darüber sind wir doch wohl im Klaren,

daß leider die Interessengegensätzeoft mehr als genug

betont werden und in den Parlamenten oft entscheidend
sind. Diese Interessengegensätzehaben auch mancherlei
Eingriffe in die Selbstverwaltung veranlaßt. Eine

Trennung der polizeilichenTätigkeit von der verwalt-

lichen tritt bei den Städten unseres Verbandes kaum

in Erscheinung. Unter den 51 Städten, die zum west-

preußischenStädtetag gehören,ist eine einzige, in der

die KöniglichePolizeiverwaltiing eingeführtist. Das

ist Danzig. In allen anderen Gemeinden ist die örtliche

Polizei verbunden mit der Gemeindeverwaltung. Ich

habe in zwei Städten gearbeitet, wo das nicht der

Fall war, wo die polizeilicheTätigkeit von der ver-

waltlichen getrennt war, und ich muß sagen: Ich be-

finde mich jetzt im siebenten Himmel, nun ich als Ge-

meindebeamter die Polizei mit in der Hand habe-
Die Dinge greifen eben zu sehr ineinander, als daß

man eine Trennung für erwünschthalten könnte. Wenn

die polizeilicheTätigkeit mit der Gemeindeverwaltung
verbunden ist, und wenn die Interessen der Polizei

richtig abgewogen werden, so wirkt eine solche Ver-

einigung durchaus segensreich und läßt keine Klagen

aufkommen. Die Ausführungen des Referenten über

entstandene Schwierigkeiten können sich also wohl nur

auf große Städte beziehen. Herr Regierungspräsident

Schilling, dem wir so viel zu danken haben, der

für seine Person die Interessen der Städte vertritt

und ihnen zu helfen sucht wo es irgend geht, hat solche

Eingriffe auf polizeilicheinGebiet nicht zur Anwendung

gebracht.
Der zweite Referent hat die Wohnungsaufsicht er-

wähnt iind auch die Städte genannt, die sie eingeführt

haben. Ich habe aber den Namen Breslaii nicht gehört.
Dort habe ich die Wohnungsaufsichteingeführt und

ich kann versicheru, ein solcher Kampf und eine so

kriegerische Stimmung hat sich wohl selten in einer

Stadt geltend gemacht wie bei dieser Einführung

Zahlreiche Hausbesitzer widersetzten sich ihr. Aber nach
einem Iahr verstummten alle Klagen. Es kommt eben

darauf an, daß nicht das Polizeiliche in den Vorder-

grund gestellt wird, sondern die Fürsorge für die

Wohnungen. Die Hausbesitzer, die anfangs sehr da-

gegen sind, merken sehr bald wie wesentlichihnen selbst

die Einrichtung hilft, wenn die Mieter darüber belehrt

werden, wie sie die Wohnungen zu behandeln haben.
Wenn die Kommission so zusammengesetztist wie in

Breslau, daß darin Hausbesitzerund Mieter nebst einem

Bautechniker und einem Arzt vertreten sind, dann

können alle Meinungen zur Geltung kommen, und ich
kann Ihnen versicheru, daß sich die Sache in Breslau

sehr gut bewährt hat. Ich glaube, daß auch in mitt-

leren und kleineren Städten auf diesem Gebiete sehr
viel zu machen ist. Sobald die Hausbesitzerund Mieter

merken, daß die Einrichtung zu ihrem Besten ist, dann

gehen sie gern darauf ein iind öffnen den Wohnungs-

revisoren und Beratern gern ihre Tür. Die Schwierig-
keit der Fürsorgetätigkeitliegt namentlich bei den ganz

alten Häusern, an denen nicht mehr viel zu ändern ist,
und diese Frage hängt wieder zusammen mit der des

Realkredits, die wir heute wohl nicht lösen werden.

Stellv. Stadtverordneten-Vorsteher Münstcrbcry
Danzig: Nach den Ausführungen deridrei Vorredner

dürfte es wohl unbedingt feststehen, daß niemand aus

der Versammlung den«Eindruck gehabt hat, daß eine

überdas berechtigteMaß hinausgehendeKritik an der

Regierung hat geübt werden sollen. (Zustiminung.)
Es ist mir sehr erwünschtdies festzustellen,weil ich
genau wie die Vorredner aus dem Standpunkte stehe,
daß alle Fragen, die unsern Städtetag beschäftigen,nur
gelöstwerden können, wenn zwischenden aussührenden
Organen der Regierung und den Organen der Selbst-
verwaltung die freundlichen Beziehungen bestehen, die

notwendig sind zum Gedeihen des Ganzen. (Beifall.)
Auf der andern Seite liegt es in der Natur der Dinge,
daß eine Vertretung der Selbstverwaltungbei der Kritik
von Gesetzen immer zugleich zu einer Kritik der Aus-

führung der Staatsgesetze gezwungen sein wird. Die

schärfsteKritik an der bisherigen Gesetzgebungübt ja
die Regierung selbst, indem sie den neuen Gesetzentwurf
einbringt und damit erklärt, daß die bisherigenEin-

richtungen nicht ausreichten. Das notwendige Maß
der Kritik wird immer geübt werden müssen,da ja
Selbstverwaltung und Staatsverwaltung in mancher
Beziehung doch in einem gewissen Gegensatzezu ein-
ander stehen.

Es wurde darauf hingewiesen,daßDanzig die einzige
Stadt in Westpreußenmit KöniglicherPolizei sei.

.

Wir haben in Danzig keinen Anlaß,über die Hand-
habung der KöniglichenPolizei zu klagen, aber es läßt
sich doch nicht verkennen, daß immer wieder der Wunsch
laut geworden ist, wenn es auch darüber nicht zu
offizieller Verhandlung kam, daß gewisse Zweige der

KöniglichenPolizei, als naturgemäß in das Gebietder

städtischenVerwaltung fallend, insbesondere die Wohl-
fahrts- Wohnungs- und Baupolizei allmählichwieder
in die Hände der Stadt übergehenmöchten,wie es in
den kleinen Städten des RegierungsbezirksDanzigder Fall
ist. Ich meine, diese Entwicklung muß früheroder

später kommen. Jedenfalls ist auch bei uns in weiten
Kreisen der Wunsch vorhanden, daß dieser Wandel
erfolgt.
Bezüglichdes Bezirksausschiissesist es vollständig

richtig, daß gerade die Parlamente, das Abgeordneten-
haus mehr noch als das Herren·haus,bei manchen
neueren Gesetzentwürfenden Wunsch zum Ausdruck
gebracht haben, eine unabhängigerichterlicheInstan.
für solche Fälle einzuschieben,in denen dem freien Erz:
messen der Behörden ein größerer Spielraum gelassen
war. Es war das Bestreben, diesem freien Ermessen
ein gewissesHemmnis entgegenzusetzendurch den richter-
lichenBeschlußdes Bezirksausschusses.Jch halte das

fur ein ganz richtiges Vorgehen, weil auf diese Weise
eine UnabhängigeInstanz zwischenden Regierenden und

Regierten geschaffenwird.
«

Zum Schluß habe ich noch eine Bitte, auf die

Gefahrhin, daß ich mich mit Herrn Stadtrat Goeritz
in Widerspruch setze,der den Wunsch äußerte, daß an

seinen Leitsätzennichts geändertwerden möge. Gerade
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weil ich der Meinung bin, daß wir in der Sache stark I mit diesem Gefetzentwurs hauptsächlichdas Klein-

sein sollen, fehlt uns jede Notwendigkeit, einen Ausdruck

stehen zu lassen, der Anstoß erregt hat. Wenn wir in

dem zweiten Leitsatz die letztenWorte »sind als durch-
aus unbegriindet zurückzuweisen«dahin umändern,
daß wir sagen »sind abzulehnen«so sagen wir, wie ich
glaube ganz dasselbe. Die Behauptung, daß etwas

»durchausunbegründet«sei, braucht der ganze Städtetag
doch nicht sich zu eigen zu machen.
diese Änderungvor und hoffe, daß Herr Goeritz sie
nicht als zu schmerzlichempfinden wird-

Vorsitzenden Herr RegierungspräsidentSchilling
sagte vorhin, der Berichterstatter habe ausgeführt, der

Bezirksausschußhabe keine Kenntnis der Gemeinde-

verhältnisse.Ich erinnere mich nicht, daß das Wort

so gefallen ist. Es muß wohl ein Mißverständnissein, :

denn das kann ja niemand behaupten, daß der Bezirks-
ausschuß keine Kenntnis der Gemeindeverhältnissehat.
Eins ist aber vielleicht doch zu erwähnen, ob es nicht
wünschenswertwäre, wenn die städtischenVertreter

größeren Einfluß im Bezirksausschussehätten. (Sehr
richtig.) Der Bezirksausschußist die Instanz, die be-

ständigvom Landtag eingeschobenwird in die Gesetz-
gebung, aber eine ideale Instanz ist er noch nicht.
Die städtischeVertretung im Bezirksausschusseist noch
nicht so ausgebaut, wie sie sein müßte; und ichglaube
der Bezirksausschußselber muß es manchmal erkennen,
daß es für ihn sehr erwünschtwäre, aus den Kreisen
der Städte mehr Vertreter zu haben. Auch hier kann

man zweifellos eine Kritik als berechtigt anerkennen.

Jch muß sagen, wenn ich in den Gesetzen das Hinein-
bringen des Bezirksausschussesfinde, so habe ich kein

sehr angenehmes Gefühl. Ich spreche hier nicht über
die Bezirksausschüssevon Marienwerder oder Danzig,
sondern ganz allgemein.

grrichtetstatter StadtratGoeritz: Ich möchtewörtlich
den Satz wiederholen. Sie werden sich überzeugen,
daß ich lediglich das gesagt habe, was der Herr Vor-

sitzende eben dem Sinne nach ausführte. Ich sagte
wörtlich: »Auch die Kreis- und Bezirksausschüssesetzen
sichüberwiegendaus Personen zusammen, die mit den

Fragen des Städtebaus, namentlich mit den Problemen
der großstädtischenEntwickelung keine oder nur geringe
Fühlunghaben«. Jch glaube, das haben die Vorredner

durchaus bestätigt und wenn man weiß, daß die Be-

zirksausschüssesich überwiegend aus Vertretern der

kleinen Städte und Landkreise zusammensetzen,so wird

man meiner Behauptung zustimmenmüssen.
Stadtverordneter stahl-Danzig: Da nach den Aus-

führungenvon DI-. Has s e 50 westpreußischeStädte
die Polizei in eigener Verwaltung haben und nur

Danzig eine KöniglichePolizei besitzt, da ferner auch
in Danzig wiederholt der Wunsch laut geworden ist,
daß die Baupolizei in die städtischeVerwaltung über-

gefühtt werden möchte und die Realisierung dieses
Wunsches zu erwarten steht, so dürften damit auch die

letzten Bedenken des Referenten wegen der gefürchteten
PolizeilichenBevormundung aus dem Wege geräumt
Werden- Im übrigen hebe ich noch besonders hervor,
daß die Absicht der Staatsregierung doch dahin geht,

Jch schlage also
I

wohnungswesen zu fördern. Diese Förderung ergibt
tssich als Notwendigkeit, wenn man die Wohnungs-
fürsorgeals Ganzes ins Auge faßt, und das sollte mit

ein Grund sein, den Gesetzentwurf anzunehmen. Man

s soll nicht allzu schwarz sehen; ich hoffe wir werden

E auf einen Weg gelangen, auf dem alle Differenzenaus-

geglichenwerden und damit die Besorgnisseverschwinden,
daß auch dieser Entwurf an dem Widerstande der

Städte scheitert. Mit Herrn Münsterberg stimme
ich ganz überein, daß man dem letzten Absatz des

zweiten Leitsatzes in der von ihm vorgeschlagenen Art

die scharfe Form nehmen sollte.

Yorsitzendm Das Wort wird nicht mehr gewünscht,
ich schließedie Verhandlungen. Jch betone, daß wir

bis jetztüber Leitsätzeniemals abgestimmt haben, sondern
nur über Anträge. Jch frage den Berichterstatter, ob

er gegen die vom Herrn Münsterberg angeregte
Änderungseiner LeitsätzeBedenken hat.

gerichtersiatietz Stcidtrattgoctitz: Ich habe kein Be-

denken.

garstig-endenJch stelle fest, daß die Leitsätze mit

MünsterbergscherÄnderungkeinen Widerspruch ge-

funden haben.

Witberichtcrftattey Stadtrat Dr. Mauer-Danzig: Mit

Bezug auf die Ausführungen des Herrn Regierungs-
präsidentenDr: Schilling kann ich auch für meine

Person nur bestätigen,daß mir alles Persönlichefern-
gelegen hat und ich nur die Sache im Auge gehabt habe.

VorsitzendenIch schlageIhnen vor, jetzt eine halb-
stündigeFrühstückspauseeintreten zu lassen.

Pause.

Yorsttzenden Die Sitzung ist wiedereröffnet.Wir

kommen zu Punkt 5:

Yie durch die Yeichsversiäjerungsordnung und die

YtivatangestelltensVersicherung bedingte Zim-
«

gestaktung der Verhältnisse der Gemeindebeamtew

Hierzu waren eingereichtfolgende

Leitsiitze:
1. Die auf Kündigung mit Pensionsberechtigung

angestellten Gemeindebeamten sind zweckmäßiger-
weise dadurch von der Versicherungspflichtnach
dem Angestelltenversicherungsgesetzzu befreien,
daß ihnen im Falle einer Kündigung, zu der ein

wichtiger Grund im Sinne des § 626 B. G.B.

nicht vorliegt, ein Rechtsanspruch auf Zahlung
an Ruhegeld und Hinterbliebenenrente in der

Höhe des § 9 des Angestelltenversicherungsgesetzes
und der Bekanntmachungdes Bundesrats vom

29. Juli 1912 gewährleistetwird, sofern sie an

dem Tage, an dem die Kündigungwirksam wird,
für den Fall der Dienstunfähigkeitaus dem

Kommunalbeamtengesetz oder aus einem Dienst-
vertrage einen Anspruch auf Ruhegeld gehabt
haben würden.
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Erfolgt die Kündigung aus einem wichtigen
Grunde, so fällt der genannte Anspruch weg.

Als endgültig entscheidendeInstanz über die

Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, ist der

Vorstand des PreußischenStädtetages zu wählen.

II. Jn gleicher Weise ist die Versicherungsfreiheit
derjenigen ohne Pensionsanwartschaft angestellten
Beamten oder Privatdienstverpflichtetenherbei-
zuführen,bei denen es nach der Art ihrer Dienst-

stelle, ihrem Alter und einer mehrjährigenBe-

währung im Dienst der Stadt sicher ist, daß ihre

Tätigkeit eine dauernde sein wird.

Die Leistungen der Angestellteuversichemngsind

tunlichst auf die städtischeuRuhegehälter usw-

anzurechnen, soweit jene Leistungen auf städtischen

Beiträgen beruhen. Die Angestellten sind zu ver-

pflichten, bei Übertritt aus einer versicherungs-
pflichtigen in eine versicherungsfreieBeschäftigung
die Versicherung auf eventuelles Verlangen der

Stadt gegen Übernahmeder gesamten Beitrags-

leistung auf diese freiwillig fortzusetzen.
Es empfiehlt sich für die Städte, Verlängerung
der Zahlungsfristen für die Beiträge der An-

gestelltenversicherungauf ein Jahr bei der Reichs-
versicherungsaustalt zu beantragen.

V. Eine Befreiung städtischerAngestellter von der

Jnvalidenversicherungspflichtdurch die Gewährung
einer Anwartschaft auf Ruhegehalt usw. nach
J1284 Reichsversicherungsordnungempfiehlt sich
nur insoweit, als gleichzeitig nach den obigen
Grundsätzen eine Befreiung von der Angestellten-
versicherung eintreten soll.
Den mit Pensionsrechtangestellten und daher der

Unfallversicherungspflichtnicht unterliegenden
städtischenBeamten ist billigerweise bei einem

dienstlichenUnfall eine der Unsallsrente der ver-

sicherungspflichtigenAngestellten gleichkommende

Pension nach den Bestimmungen des Reichsunfall-

fürsorgegesetzes fürBeamte usw. vom 18. Juni 1902

als Mindestmaßzuzubilligen.
Die städtischenAngestellten sind zweckmäßigvon

der mit dem 1. Januar 1914 ganz allgemein
eintretenden Krankenversichemngspflicht dadurch

zu befreien, daß ihnen gemäß§ 169 R. V. O.

bei Krankheit nach Wahl der Stadt ein Anspruch
entweder auf Krankenhilfe in Höhe und Dauer

der Regelleistungeuoder für die gleicheZeit auf

Fortzahlung ihres bisherigen Diensteinkommens

gewährleistetwird.

Auszunehmen hiervon sind
a) die nach § 172 R. V. O. versicherungs-

freien Angestellten,
b) die zu vorübergehendenDienstleistungen

und auf Probe Angestellten,
c) die städtischenArbeiter.

Die obigen Leitsätze hat der Berichterstatter jetzt

ersetzt durch folgende
Neue Fassung:

I. Die auf Kündigung mit Pensionsberechtigung
angestelltenGemeindebeamten sind zweckmäßiger-

III.

1V.

vL

VII.

weise dadurch von der Versicherungspflichtnach
dem Augestellteuversicheruugsgesetzzu befreien,
daß eine Kündigungseitens der Stadt von einem

wichtigen Grunde im Sinne des §626 B. G.-B.

abhängig gemacht wird. Dagegen ist nicht zu

empfehlen, die Versicherungsfreiheitdadurch herbei-
zuführen,daß den Angestellten ein Rechtsanspruch
auf Zahlung an Ruhegeld und Hinterbliebenen-

rente in der Höhe des § 9 des Angestelltenver-
sicherungsgesetzesund der Bekanutmachung des
Bundesrats vom 29. Juli 1912 gewährleistet
wird, sofern sie an dem Tage, an dem die

Kündigung wirksam wird, für den Fall der

Dienstunfähigkeitaus dem Kommunalbeamten-

gesetz oder aus einem Dienstvertrage einen

Anspruch auf Ruhegeld gehabt haben würden.
Als endgültig entscheidende Jnstanz über die

Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, ist der

Vorstand des PreußischenStädtetages zu wählen.

Zerichiersiaitey Stadtrat DI-. Hoffmann-Thom:
Meine Herren! Die aus den beiden letzten Jahren
stammenden großenReichsgesetze,die Reichsversicherungs-
ordnung und das Angestellteu-Versicherungsgesetz,haben
eine derartig weitgehende Ausdehnung der sozialen
Zwangsversicherung gebracht, daß man zu der Fest-
stellung berechtigt ist, daß heute geradezu sämtlichein
abhängigerStellung befindliche Personen grundsätzlich
in irgend einer Form der Versicherungspflichtunterliegen.

Die Krankenversicherungspflicht ist nicht mehr an

besondere vom Gesetz im einzelnen aufgezählteGewerbe
und Betriebe gebunden, sondern umfaßt alle in ab-

hängiger Stellung befindlichen Personen mit einem

Jahresarbeitsverdienst bis zu 2500 M. Der Invaliden-
und Altersversicherung ist mit wenigen Ausnahmen der-

selbe Personenkreis unterworfen, soweit der«Arbeits-
verdienst 2000 M nicht übersteigt,und die Unfallver-
sicherunghat die Zahl der versicherungspflichtigenBetriebe

«

derart ausgedehnt, daß nur relativ wenige der kranken-
und invalideuversicherungspflichtigenGruppen nicht auch
ihr unterliegen. Neu hinzugekommenist außerdem die

Versicherungspflichtsder sogenannten Privatangestellten
nach dem schonerwähntenAugestelltenversicherungsgesetz
vom 20. Dezember 1911.

« «
"

Indem diesesGesetzähnlichder Invalidenversicherung
den Versicherten durch Gewährungvon Heilbehandlung
und Geldrenten gegen die Folgen der Berussunsähigkeit
und des Alters schützenwill, unterwirft es dem Ver-
sicherungszwangsämtlicheAngestelltein wirkender oder

gehobenerStellung mit einem Einkommen bis zu
5000 M und läßt nur diejenigen Angestellten aus

welche der handarbeitenden Bevölkerungangehörenwie
Arbeiter,Gehilfen, Gesellen, Lehrlinge,Dienstbotenund
die
in«

den Schreibstubeu mit niederen oder lediglich
mechanischenDiensten beschäftigtwerden.

.

« Grundsätzlichin den Versicherungszwangeinbezogen
send nach beiden Gesetzenanch die sämtlichenstaatlichen
und kommunalenAngestellten,soweit die vorstehenden
Voraussetzungen auf sie zutreffen. Aber wie schon
nach den bisherigen Bestimmungen die Freiheit dieser
Gruppen von der Kranken-, Unfall- und Invalidenver-



sicherungspflichtunter gewissenBedingungen eintreten

konnte, sehen auch die neuen GesetzesolcheAusnahmen
vor, wenn die genannten öffentlich-rechtlichenKörper-
schaften ihre Angestellten gegen Krankheit, Unfall, In-
validität, Berufsunfähigkeit und Alter ausreichend
geschützthaben.
Für die Städte erhebt sich damit die Frage, inwie-

weit sie ihre Angestellten von der Versicherungspflicht
befreien oder zweckmäßigerweisedarin belassen sollen.

Die gesetzlicheGrundlage für die Befreiung der

kommunalen Angestellten von der Angestelltenversiche-
rungspflicht bildet § 9 Abs. 3 des Gesetzes und der

auf Grund dieser gesetzlichenBestimmung ergangene

Bundesratsbeschlußvom 29. Juni 1912. Hiernach
sollen die in Betrieben oder im Dienst der Gemeinde

Beschäftigtenversicherungsfreisein, wenn ihnen Anwart-

schaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenteim Mindest-
betrage nach den Sätzen derjenigen Gehaltsklasse des

Angestelltenversicherungsgesetzesgewährleistetist, welche
ihrem tatsächlichenStelleneinkommen zur Zeit des Ein-
tritts der Versicherungsfreiheit entspricht. Ob eine

solcheGewährleistungbesteht, hat die oberste Verwal-

tungsbehördezu entscheiden.
In Ausführung dieser gesetzlichenBefugnis hat der

Minister des Innern festgesetzt,daß die Entscheidung
über die Freiheit der Kommunalangestellten nach fol-
genden Grundsätzenzu erfolgen hat.

Bei den auf Lebenszeit Angestellten gilt die An-

wartschaft als gewährleistet,wenn ihnen die eben

genannten Mindestbeträge an Ruhegeld und Hinter-
bliebenenrente zustehen.
Daß demzufolge alle nach dem Kommunalbeamten-

gesetzmit Pensionsanwartschaft lebenslänglichangestellten
Beamten versicherungsfrei sind, ergibt sichohne weiteres

aus der Tatsache, daß die genannten Mindestbeträge
der Angestelltenversicherungzahlenmäßigweit hinter dem

Mindestmaß der nach dem Kommunalbeamtengesetzzu

gewährendenRuhegehälter und Hinterbliebenenrenten
zurückbleiben.

Denn nimmt man einen Beamten, der mit einem

Anfangsgehalt von 1800 M pensionsfähigangestellt
wird, ohne daß Gehaltszulagen vorgesehenwerden, so
beträgt dessen Mindestpension nach dem Ablauf von

10 Jahren 20j60 = 600 M. Nach dem Angestellten-
Versicherungsgesetzstellt sich der Mindestsatz des Ruhe-
gehalts auf ein Viertel der in 120 Beitragsmonaten
entrichteten Beiträge, die in diesem Falle monatlich
9,60 M betragen. Er würde also hiernach ein Ruhe-
geld von 9,60 . 30 = 288 M erhalten und damit um

mehr als die Hälfte hinter der Beamtenpension zu-

rückbleiben.

Anders dagegen steht es mit den aus Kündigung
mit Pension angestellten Beamten-

Diese sollen nach den Erlassen der Minister nur

dann versicherungsfreisein, wenn außer der Pensions-
anwartschaft noch folgende Bedingungen erfüllt sind.

Die Kündigungmuß entweder vom Vorhandensein
eines wichtigenGrundes im Sinne des §626 B· G. B.

abhängig und über die Frage, ob ein solcher Grund

vorliegt, eine Nachprüfung durch eine außerhalb der

Kommune stehende Instanz möglichsein.
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Oder aber es muß dem Angestellten im Falle einer

Kündigung ein unbedingtes Recht auf die erwähnten
Mindestsätzevon Ruhegeld und Hinterbliebenenrente
nach dem Angestelltenversicherungsgesetzzugebilligt sein,
wofern er im Augenblick der Kündigung die Wartezeit
zur Erlangung eines Pensionsanspruchs bereits er-

füllt hatte-
Was die erste Bedingung —- die Abhängigkeitder

Kündigung von einem wichtigen Grunde — betrifft, so
kann zwar der auf Kündigungangestellte Beamte bis-

her formell jederzeit auch nach Erwerb des Pensions-
anspruchs ohne Angabe und Nachprüfungder Gründe

entlassen werden und damit seiner Pensionsansprüche
verlustig gehen. Das Kommunalbeamtengesetzhat aber

gegen eine mißbräuchlicheAnwendung des Kündigungs-
rechts Kautelen geschaffen, indem es in § 9 für die

Kündigung eine Plenarentscheidung des Magistrats
fordert und damit voraussetzt, daß nur beim Vorliegen
von schwerwiegendenGründen eine solcheausgesprochen
werden soll.

·

Diese Annahme des Gesetzgebershat sich durch die

Praxis der Städte als richtig erwiesen. Denn es kann

ohne Übertreibunggesagt werden, daß von dem Kündi-

gungsrecht im allgemeinen eigentlich nur da Gebrauch
gemacht wird, wo die Verfehlung des Beamten die

Einleitung des Disziplinarverfahrens mit dem Endziel
der Entlassung geboten hätte.

Mithin werden durch eine solche Abänderung der

Anstellungsbedingungen die Gemeinden in ihrer bis-

herigen Bewegungsfreiheit gegenüber den Beamten nur

insoweit beeinträchtigt,als sie sich nunmehr, um die

Versicherungsfreiheitihrer Beamten herbeizuführen,einer

außerhalb stehenden Nachprüfungsinstanzunterwerfen
müssen-

Die Auswahl dieser Instanz ist den Kommunen

überlassen und demzufolge schon jetzt in verschiedenster
Weise erfolgt, so daß bald die ordentlichen Gerichte,
bald der Bezirksausschuß,bald auch der Regierungs-
präsidentals solche bezeichnetist.

Am zweckmäßigstenerscheint jedoch die vom Vor-

stand des PreußischenStädtetages gewordene Anregung,
ihn selbst unter Ausschluß des Rechtsweges dazu zu

bestimmen. Denn hierdurch wird eine zentrale Instanz
geschaffen,die mit eingehender Sachkenntnis der eigen-
artigen kommunalen VerhältnisseSchnelligkeitund Billig-
keit verknüpft. Daß dabei auch die berechtigtenInter-
essen der Angestelltennicht hintenan gesetztwerden, kann

bei der Zusammensetzungdes Vorstandes des Städte-

tages Zweifeln erst nicht unterliegen.
Nachdem dieseInstanz die ministerielleGenehmigung

gefunden hat, dürfte sie daher den Kommunen allgemein
zu empfehlen sein, um die Versicherungsfreiheitihrer
auf Kündigung angestellten Beamten herbeizuführen
und damit die zwecklosenGeldopfer der hohenBeiträge
zu sparen.

Anders liegt es dagegen mit dem zweitenwahlweise
vom Minister zugelassenen Weg, durch den derselbe
Endzweckerreicht wird.

Nach ihm soll, wie schon hervorgehoben, die Ver-

sicherungsfreiheitauch dann eintreten, wenn dem Ange-
stellten für den Fall der Kündigung Ruhegeld und



Hinterbliebenenrente nach den Sätzen des Angestellten-
versicherungsgesetzeszugebilligt werden, wofern er in
dem Augenblickder Kündigung einen Pensionsanspruch
für den Fall eintretender Dienstunfähigkeitbereits er-

worben hatte.
Da ein solcher Pensionsanspruch regelmäßigerst T

10 Jahre nach dem Diensteintritt entsteht, kann der

Beamte mithin während der ersten 10 Jahre auch ohne

Vorliegen eines wichtigen Grundes entlassen werden

und erst nach diesemZeitpunkt tritt eine größereSicher-

heit durch die Garantierung jener Mindestsätzeiui Falle
der Kündigung für ihn ein.

Macht die Gemeinde von ihrem unbeschränkten

Kündigungsrechtwährendder ersten 10 Jahre Gebrauch,

so verliert damit der Beamte seine Pensionsanwart-

schaft. Verloren sind aber gleichzeitigdie Dienstjahre
bei der Kommune auch für die vorgeschriebene10jährige

Wartezeit der Angestelltenversicherung,da währenddieser

Zeit Beiträge für ihn nicht entrichtet find. Geht man

nun von dem durch das AngestelltenversicherungsgesetzZ

neu geschaffenen Grundsatz aus, daß jeder Angestellte

durch seine bestimmteZeit dauernde Tätigkeit unbedingt ;

einen Pensionsansprucherwerben soll, so wird dieser

Grundsatz durch den obigen Rechtszustand für die

Kommunalbeamten auf Kündigung völlig ausgeschaltet
und dieser Beamte während seiner ersten zehn Dienst-

jahre dauernd in der Furcht gehalten, daß ihm jede

Dienstunfähigkeits-und Altersversorgung verloren geht,

ohne daß andererseits der Gemeinde daraus wesentliche
Vorteile erwachsen.

·

Denn da nach der bisherigen Praxis der Gemeinden,

wie schon hervorgehoben, bereits jetzt nur wegen eines

wichtigen Grundes gekündigtwird, so gibt dieser zweite

zur Herbeiführungder Verficherungsfreiheit zugelassene

Weg gegenüberdem ersten den Gemeinden nur für den

Fall eine größereBewegungsfreiheit, daß die über den

wichtigen Grund entscheidendeletzteJnstanz diesen ver-

neint, währenddie Gemeinde ihn für vorliegend erachtet.

Berücksichtigt man jedoch das Vertrauen, das der

Vorstand des PreußischenStädtetages als letzte ent-

scheidende Instanz zu seiner Rechtsprechung von den

Städten beanspruchen kann und andererseits die dar-

gelegten wirtschaftlichenNachteile, die den Angestellten
ans einer solchenKündigung entstehen müßten, so wird

wohl keine Gemeinde billigerweise jemals von jenem

erleichterten KündigungsrechtGebrauch machen, falls

sich der Vorstand des Städtetages gegen das Vorliegen
eines wichtigen Grundes ausgesprochenhat.

Umgekehrt aber bedeutet die Zusicherung eines un-

bedingten Pensionsanspruchsfür den Fall einer späteren,

nach Ablauf von 10 Jahren erfolgten Kündigung

geradezu eine Prämie auf schlechteFührung, wenn es

der Beamte auf eine Kündigung abgesehenhat und es

ist kaum anzunehmen, daß eine Stadt jemals diesen

Weg beschreitenwird.

Vielmehr dürfte die richtigste Art, um sich vor

schlechtenBeamten zu schützen,darin bestehen, der ver-

sicherungsfreienAnstellung eine längere versicherungs-

pflichtigeBeschäftigungvorangehen zu lassen, während

deren genau festgestelltwerden kann, ob sich der An-

gestelltezum Beamtendienst eignet oder nicht.
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Daher vermag ich diesen Weg zur Herbeiführung
der Versicherungsfreiheit zu empfehlen, und habe den

Leitsatz nach nochmaliger Erwägung dementsprechend
geändert.

s Nach den ministeriellen Erlassen stehen den auf
Lebenszeit oder Kündigung angestellten versicherungs-
freien Beamten ferner gleich alle auf Probe angestellten

Beamten,wenn ihre Anstellung für eine solche ver-

sicherungsfreie Stelle in Aussicht genommen ist, und

endlich alle diejenigen, welche eine Anstellung erlangt
haben, die als Vorstufe für eine versicherungsfreieend-
giltige Anstellung nach Ablauf einer höchstenszwölf-
jährigenFrist oder bei Eintritt eines bestimmtenLebens-
alters und zwar höchstensdes vollendeten dreißigsten
Lebensjahres regelmäßigin eine Anstellung der letzteren
Art übergeht.

.

Hiernach liegt es in der Hand der Gemeinden, einen

großen Teil ihrer Privatdienstverpflichtetenvon der

Versicherung zu befreien. Denn es gibt eine ganze
Reihe, insbesondere von technischenAngestellten,denen

zsich bei längerer Bewährung die Aussicht auf eine

pensionsberechtigteund versicherungsfreieAnstellung bei
der Kommuneeröffnet. Bei der Prüfung, ob die

Voraussetzungen für die Versicherungsfreiheiterfüllt
sind, werden die Gemeinden indessen sehr vorsichtig zu
Werke tgehennnd im eigenen wie in des Angestellten
Interesse möglichst lange die Versicherungspflichtan-

nehmen müssen. Denn dem Angestellten bleibtdadurch

wieschonoben hervorgehoben, die Anwartschaftauf
die Leistungen des Angestellten-Versicherungsgesetzes
erhalten und andererseits bewahren sich die Gemeinden
dadurch ihre volle Unabhängigkeitbezüglichder Ent-

schließungüber- die Kündigung. Auch usede sich bei

angenommenerVersicherungsfreiheit die Städte aus

Billigkeitsgründenhäufig verpflichtet fühlen,solche
gestelltemöglichstlange zu halten. Daher empfiehlt es

sich,diese erst dann durchfestereAnstellungversicherungs-
freizu machen,wenn durch die Art ihrer Beschäftigung
eine mehrjährigeBewährung und ihr Alter sicher ist,
daßihre Tätigkeit eine dauernde bei der Stadt seiii
wird. Ebenso wie bei den Beamten wäre die festere
versicherungsfreieAnstellungalsdann am zweckmäßigsten
dadurchherbeizuführen,daß der wichtige Grund als

Kiindigungsbeschränkungeingeschobenwird.

Finanzielle Bedenken bezüglicheiner Anstellungvon

derartigen Privatdienftverpflichtetenbestehen in den

meisten Fällen nicht.
,

. Dennschon jetzt bestehen für diese Angestellten in

vielenvStädtenRuhegehaltsordnungen,die in Anlehnung
an die staatlichen Pensionsgesetzennd meistens auch
in Höhe der Leistungen aus diesenGesetzenRuhegehalt
undHinterbliebenenfürsorgegewähren. Und wo dieses
nicht der Fall, pflegen die Städte solchen Angestellten
oder derenHinterbliebenen,die nach längererDienstzeit
wegenDienstunfähigkeitausscheiden oder sterben, frei-
willigeine Fürsorge angedeihen zu lassen, die jene
staatlichen Pensionssätzenicht nur erreicht, sondern
häufig sogar übersteigt.

Eine »Mehrbelastungder Stadt wird
·

eine solche Anstellung nicht herbeigeführt.
aljo durch



Umgekehrt hat aber die Belassung aller dieser An-

gestellten in der Versicherungspflichtfür die Stadt den

erheblichenNachteil, daß sie die Feststellung der Dienst-
unfähigkeitvöllig dem Machtbereich der Stadt entzieht
und lediglich der Reichsversicherungsanstalt überläßt-
Diese wird zweifellos die Berussunfähigkeithäufig ver-

neinen, wo die strengeren Anforderungen des öffentlichen
Gemeindedienstes sie schon für vorliegend erachten
werden. Alsdann wird die Stadt in die schwierige
Alternative versetzt werden, entweder den nicht mehr
leistungsfähigenAngestellten, der anderswo kaum eine

Stelle erhalten wird, weiter zu behalten oder ihn
lediglich aus eigenenMitteln ein Ruhegeld zu gewähren
und damit die doppelten Lasten sowohl des Ruhegehalts
wie der Beitragsleistung auf sich zu nehmen.

Deshalb kann die versicherungsfreieAnstellung lang-
jährig bewährterPrivatdienstverpflichteter grundsätzlich
empfohlen werden und dasselbe muß für die mit Be-

amteneigenschaft versichertenPersonen gelten, die gemäß
§ 12 des K. A. mit Genehmigung des Bezirks-
ausschufses ohne Pensionsanwartschaft angestellt sind.

Ob nun aber eine solche Anstellung vorgenommen
wird oder nicht, jedenfalls sind aus die freiwillig oder

kraft RechtsanspruchsgewährtenstädtischenRuhegehälter
die etwaigen Leistungen der Angestelltenversicherung
zweckmäßigerweifeanzurechnen; denn anderswie käme

man zu dem nichtbefriedigenden Ergebnis, daß der

kommunale Beamte, der von vornherein in einem nicht
versicherungspflichtigenfesten Anstellungsverhältniszur
Stadt gestanden hat, mit niedrigeren Pensionsbeziigen
dastände,als derjenige, welcherlediglichoder wenigstens
lange Jahre in einer nur ganz lockeren versicherungs-
pflichtigenStellung bei der Stadt gewesenwäre. Letzterer
würde nämlich neben seiner städtischenPension außerdem
noch die Leistungen der Angestelltenversicherungerhalten,
während sich der erste lediglich mit der Pension be-

gnügen müßte.
Bei den freiwillig gewährtenRuhegehälternist solche

Anrechnung ohne weiteres zulässigund gewöhnlichauch
in den fraglichen Ruhegehaltsordnungen vorgesehen-
Das Gleiche ist möglich, wo künftigRechtsansprüche
eingeräumt werden sollen. Doch auch soweit Rechts-
ansprücheauf Ruhegehälterbestehen, ist die Anrechnung
nach § 389 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes
entsprechend der Dauer und Höhe der Beitragsleistung
seitens der Stadt möglich.

Die Anrechnung darf daher in diesem Fall nur in

dem gleichenVerhältnis erfolgen, in welchem die Bei-

träge der Gemeinden zu denjenigen der Angestellten
stehen.

Mit dieser Anrechnung werden die Gemeinden in

vielen Fällen ein erheblichesInteresse daran gewinnen,
daß die Versicherung bei Übergangeines Angestellten
aus einer versicherungspflichtigenin eine versicherungs-
freie Beschäftigungfreiwillig wieder fortgesetzt wird-

Daher wird sich die Aufnahme einer ortsstatutarischen
Bestimmung oder privatrechtlichen Vereinbarungdes

Inhalts empfehlen, daß bei einem solchen Ubergang
die Angestellten, falls sie die Versicherung nicht auf
eigeneKosten fortsetzenwollen, dieses im Interesse und

auf Verlangen der Stadt zu tun haben, falls diese
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die gesamteBeitragsleistung übernimmt Ob ein solches
Verlangen seitens der Stadt zu stellen ist, wäre vom

Standpunkt des finanziellen Vorteiles in jedem Falle
besonders zu prüfen. Ein Zwang zur Fortsetzung des

Versicherungsverhältnisseszu Gunsten der Stadt zur

Durchfetzung der Leistungen und zur Abgabe der dazu
nötigen Erklärungen könnte unschwer dadurch herbei-
geführtwerden, daß die Anrechnung auch für den Fall
vorgesehen wird, wenn die Leistungen infolge irgend-
welcher fchuldhafterUnterlassungender Angestelltennicht
gewährt werden.

Soweit nach Maßgabe der vorangegangenen Aus-

führungendie Versicherungspflichtder Angestellten be-

stehen bleibt, fragt sich weiter, ob die Stadt etwa, wie

es vielfach geschehen ist, die Beitragsteile ihrer An-

gestellten auf eigene Schultern übernehmensoll. M. E.

ist diesesnicht zweckmäßig,da die Angestelltenversicherung
schließlichdoch in der Hauptsache im Interesse des

Angestellten selbst liegt und die Abnahme jeglicher Last
ihn ähnlichwie bei der Invalidenversicherung leicht zu
einer vollständigen Gleichgiltigkeit gegenüber feinen
eigensten wirtschaftlichen Interessen verleiten kann. Ob

indessen die Städte, um ihren Angestellten den augen-

blicklichenÜbergangin die neuen Verhältnissezu er-

leichtern, die Gehälter etwa um die auf den Angestellten
fallende Beitragshälfte erhöhenwollen, wird von den

besonderen Einzelverhältnissen,insbesondere der aus-

reichenden Höhe der Bezüge abhängen-
Was endlich das Verfahren zur Zahlung der Ver-

sicherungsbeiträgedurch die Städte betrifft, so hat die

Stadt die Beitragsteile der Angestellten bei der Gehalts-
zahlung abzuziehen und die Beiträge alsdann in ganzer

Höhe an die Reichsversicherungsanstalteinzuzahlen.
Umständlichbleibt dabei die Pflicht, diese Zahlung

der Beiträge allmonatlich portofrei zu bewirken. Des-

j halb ist die Bestimmung zu begrüßen, wonach die

:Reichsversicherungsanstaltauf Antrag Verlängerung
der Zahlungsfristen in der Weise zugestehenkann, daß
vierteljährlich,halbjährlich oder jährlich nur einmal

gezahlt wird. Es dürfte sich für die Städte empfehlen,
von diesem Antragsrecht Gebrauch zu machen und ent-

weder um der Gehaltszahlungen willen vierteljährliche
oder wegen des Etats jährlicheZahlungsfristen zu ver-

langen. Allerdings darf dabei nicht übersehenwerden,

daß die aus länger als einen Monat gestundeten Bei-

träge mit 4,8 Wo verzinst werden müssen,was bei einer

größerenMenge von Angestelltennicht unerheblich ins

Gewicht fallen kann.

ÄhnlicheErwägungen, wie bezüglichder Befreiung
einzelner Angestelltengruppen von der Angestelltenver-
sicherung kommen auch für das Gebiet der Invaliden-
und Krankenversicherungin Frage.
Gegenüber der bisherigen Rechtsordnung hat die

Reichsversicherungsordnungbezüglichder Invalidenver-
sicherung folgende grundsätzlicheÄnderunggebracht:
Während nach §5 des Invalidenversichetungsgesetzes
versicherungsfreinur Beamte waren, denen Anwartschaft
auf Pension im Mindestbetrage der Invalidenrente

gewährleistetwar, kann eine solcheBefreiung jetzt nach
§ 1234 R. V.O. hinsichtlichsämtlicherim Kommunal-

dienst Beschäftigten, also auch der Privatdienstver-



pflichteten eintreten, wobei hervorzuhebenist, daß zur

Herbeiführungder Versicherungsfreiheitdie Abhängig-

keit der Kündigung von einem wichtigen Grunde nicht

erforderlich ist.

Zweckmäßigerweisewerden jedoch die Städte von

dieser Befugnis nur insoweit Gebrauch machen, als
gleichzeitignach den oben genannten Grundsätzen eine

Befreiung von der Angestelltenversicherungbewirkt werden

soll, also nur bezüglichlangjährigbewährterAngestellter,
deren Verbleiben im städtischenDienst sicher ist. Denn

bei weitergehender Befreiung würden sich auch hier

die oben erwähntenNachteile einstellen.

Was weiter die Krankenversicherungangeht, die mit

ihren neuen Vorschriften erst mit dem 1. Januar l914
in Kraft tritt, so ist hier bereits die weitgehende Aus-

dehnung der gesetzlichenVersicherungspflichtauf die

staatlichen und kommunalen Angestelltenhervorgehoben.

Während bisher eigentlichnur die städtischenArbeiter

der Krankenversicherung unterlagen, werden gemäß

§ 164 R. V. O. mit dem 1. Januar 1914 auch sämt-

liche Büroangestellte einschließlichder Beamten mit

einem Einkommen bis zu 2500 M grundsätzlichkranken-

versicherungspflichtig.
Aber auch hier gibt der § 169 R. V. O. den Städten

die Möglichkeit,ihre Angestellten versicherungsfrei zu

machen, wenn sie diesen einen Anspruch mindestens

entweder auf Krankenhilfe in Höhe und Dauer der

Regelleistungen der Krankenkassen oder für die gleiche

Zeit, d. i. auf 26 Wochen seit Beginn der Krankheit,

Ansprücheauf Gehalt, Ruhegeld, Wartegeld oder ähn-

liche Bezüge im 11X2fachen Betrage des Krankengeldes

gewährleisten.
Es erhebt sich nun zunächstdie Frage, inwieweit

den städtischenAngestelltendiese Bezüge schon jetzt ge-

währleistetsind. Dabei kommt selbstverständlichnur

die Fortgewährungdes Gehalts usw. auf die Dauer

von 26 Wochen seit Ausbruch einer Krankheit in Frage·

Denn die Regelleistungender Krankenkassen in natura

haben die Städte bisher wohl selten oder niemals gewährt.

Schon bezüglichder lebenslänglichund auf Kündi-

gung mit Pensionsanwartschaftangestellten Beamten
muß diese Frage verneint werden, denn wennauch bei

diesen Gruppen im Falle einer Krankheit das Gehalt
regelmäßigmindestens ein halbes Jahr fortbezahlt wird,
ehe diese Bezüge durch Pensionierung oder Entlassung
unter den zu gewährleistendenBetragherabgemindert
oder gänzlichgenommen werden, so ist doch auchhier
immerhin die entfernte Möglichkeitgegeben, daß dieser

Zeitpunkt früher eintritt.
.

Nimmt man z. B. einen lebenslänglichangestellten
Beamten mit einem Gehalt von 2400 M und 10 Dienst-

jahren an, der plötzlichan einem unheilbaren Leiden

erkrankt, so kann u. a. die Pensionierung dieses Be-

amten so rasch gehen, daß er einen Monat nach Aus-

bruch der Krankheit bereits im Ruhestande ist. Alsdann

würden nach Beamtenrecht seine Bezüge für die ersten

6 Monate seit Ausbruch der Krankheit betragen:

200 M Gehalt für den ersten Monat, wo er noch

im Dienst war und 334 M Pension für die folgenden

5 Monate, zusammenalso 534 M.
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Würde dieser Beamte einer Krankenkasse zugehören,
so stände er höchstwahrscheinlichin der höchstenLohn-
klasfe mit 6 M durchschnittlichemTagesarbeitsverdienst.
Das Krankengeld betrüge demzufolge 3 M für den

Tag und er müßte für die 26 Wochen seit Ausbruch
der Krankheit 150 . 4,5= 675 M erhalten, wenn von.

einer Gewährleistungdes 172 fachen Krankengeldes die

Rede sein soll. Da aber die oben genannten Gehalts-
und Pensionsbeziige nur 534 M betragen, ist eine

solche Gewährleistungnicht gegeben.
Jst es unter diesen Umständenohne weiteres klar,

daß den Privatdienstverpflichteten ein solcher Anspruch
erst recht nicht gewährleistetist, so fragt sich weiter, in

welchem Umfange die Stadt eine solcheGewährleistung
künftigvornehmen soll.

·

Bezüglich der lebenslänglichoder auf Kündigung
angestellten Beamten ist eine solche vom Standpunkt
der Stadt unbedenklich. Denn dieseKategorien erhalten
schon jetzt im Falle vorübergehenderDienstunfähigkeit
ihr Gehalt regelmäßigfort und bei dauernder zur Ent-

lassung mit oder ohne Pension führenderDienstunfähig-
keit pflegt jene erst so spät nach dem Eintritt der

Krankheit zu erfolgen, daß der Beamte, wie schon an-

gedeutet, regelmäßigmindestens 6 Monate von diesem
Zeitpunkt ab noch sein volles Gehalt bezieht.

Aber auch soweit die Entlassung bisher früher
erfolgte und demzufolge mit jener Gewährleistungin

einzelnen Fällen höhereAusgaben als bisher für die

Stadt verbunden sein sollten, werden diesen Mehrans-
gaben regelmäßig so bedeutende Ersparnisse an den

wegfalleuden Versicherungsbeiträgengegenüberstehen,
daß die Stadt auch dann noch Ersparnisse macht, wenn

sie ihren Beamten das Gehalt nicht nur im anderthalb-
fachen Betrage, sondern in ganzer Höhe auf die Dauer

von 6 Monaten gewährleistet.
Die gleichenGrundsätzegelten aber auch mit wenigen

Ausnahmen für die Privatdienstverpslichteten, denn

auch bei ihnen pflegt bei Krankheit schon jetzt das Ge-

halt regelmäßigsolange fortgezahlt und die Kündigung
erst so spät ausgesprochen zu werden, daß unter Berück-

sichtigungder wegfallendenBeiträge keine Mehrbelastung
für die Stadt aus einer Gewährleistungzu befürchtenist.

Eine Ausnahme bilden die im Ausbildungsdienst
begriffenen sowieso versicherungsfreien Angestellten,die

zu vorübergehendenDienstleistungen oder auf Probe
angenommenen Privatdienstverpflichteten, sowie die

städtischenArbeiter.

Das Verhältnis der Städte zu diesenGruppen von

Angestellten ist regelmäßig viel lockerer und leichter
lösbar, so daß sich die lange Bindung der Stadt auf
6 Monate der Erwerbsunfähigkeitnicht empfiehlt.

Bei den Arbeitern entsprichtaußerdemdie Befreiung
von der Versicherungspflichtnicht ihrem eigenstenInter-
esse, da diese die verschiedenenLeistungen der Kranken-

kasse wie Krankengeld, Arzt- und Wochenhilfein viel

stärkeremMaße für sich und ihre Familie in Anspruch
nehmen, als die meistjüngeren,festenBeamtenstellungen
zustrebendenPrivatdienstverpfli«chteten,die zum großen
Teil eine Familie noch nicht begründethaben-

Um ihren Angestellten in geeigneten Fällen anstelle
des Bargehalts auch Krankenhilfe in natura gewähren



zu können,empfiehlt es sichendlichnoch für die Städte,

nach ihrer Wahl anstelle der Barleistungen die Regel-
leistungen der Krankenkasse in Gestalt von Kranken-,
Sterbegeld und ärztlicherBehandlung nebst Heilmitteln
treten zu lassen. Schwierigkeiten oder große Kosten
dürften den Städten daraus nicht erwachsen, wenn sie
entweder über eigene Krankenhäuserverfügen oder in

der Lage sind, mit anderweitenKrankenhäusernmäßige
Tarifsätze abzuschließen,und weiterhin stellen sie sich
damit unabhängig von der Krankenkasseund auch von

solchen Angestellten, welche ihre Krankheit zum Nachteil
der Stadt ausnutzen wollen.

Die pensionsfähigeAnstellung einer Reihe von bis-

herigenPrivatdienstverpflichtetenentsprechendden obigen
Ausführungen zeitigt endlich auch für das Gebiet der

Unfallversicherungdie Folge, daß eine Reihe von bis-

her unsallversicherungspflichtigenBetriebsbeamten ver-

sicherungsfrei werden. Denn auch hier sieht das Gesetz
die Befreiung vor, wenn Beamte mit festem Gehalt
und Ruhegeld in kommunalen Betrieben angestellt sind-
Damit kommen aber diese Beamte für den Fall, daß
ihnen ein Dienstunfall begegnet, vielfach in Nachteil
gegenüberihren Kollegen, die noch keine derartige An-

stellung erlangt haben und daher versichert find. Denn

die Unfallversicherung verschafft bei einem Betriebs-

unfall und dadurch bedingter Dienstunfähigkeithöhere
Rentenbezügeals die Pensionsberechtigung,sofern der

Unfall in jüngeren Dienstjahren eintritt. Geschieht
dieses nämlich, z. B. im Laufe der ersten 10 Dienst-
jahre, so beträgt die staatliche Pension nur 1-3 des

Gehalts, während die Berufsgenossenschaft2X3desselben
gewährleistet Denselben Nachteil hat auch der in einer

nicht unfallversicherungspflichtigenVerwaltung tätigej
städtischeBeamte bei einem Dienstunfall, denn auch er Recht zu behalten- den Beamten- die sie AUfKÜUdigUUg

erhält nur die niedere Beamtenpension.

Zur Beseitigung dieser offenbaren Unbilligkeithaben
bereits eine Reihe von größeren Städten ihre nicht
unfallversicherungspflichtigenAngestelltenim weiten Um-

fange jene höheren Ansprüche,wie sie im § 14 des

Reichsunfallfürsorgegesetzesfür Beamte und Personen
des Soldatenstandes vom 18. Juni 1902 näher be-

zeichnet sind, für den Fall eines dienstlichenUnfalls
gewährleistet
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Da, wie sich bei den einzelnen Gemeinden statistisch z

unfchwer nachweisen läßt, ein großes Risiko für diese s

daraus kaum erwächst,so dürfte das Inkrafttreten der ?

R. V. O. und des A. G. V. G. ein geeigneter Anlaß
sein, auch in denjenigen Städten, in denen diese Für-
sorge bisher nicht bestand, an dieseFrage heranzutreten.

Ich bin damit am Ende meiner Ausführungen,
deren wesentlicher Inhalt Ihnen in den gedruckten
Leitsätzenvorliegt.

Es ist nicht zu verkennen, daß die neuen Bestim-
mungen den Städten zu Gunsten ihrer Beamten viel-

fache neue Lasten und Beschränkungenauferlegen.

Hoffen wir, daß diese neuen Lasten das Gute mit

sich bringen, das Verhältnis zwischenden Städten und
«

ihren Angestellten noch immer vertrauensvoller als

bisher zu gestalten. (Beifall.)

Vorsitzenden Ich eröffne die Verhandlungen. Ich
möchtezunächstselbst das Wort nehmen. Es ist heute
soviel von Eingrifer in die Selbstverwaltung gesprochen
worden. Ich glaube, kaum ein Gesetz greift mehr in

die Selbstverwaltung ein als das Angestelltenver-
sicherungs-Gesetz.Es hat mit einem Schlage, ich glaube
fast, ohne daß die Gesetzgeberes wollten, unser ganzes
Beamtenrecht umgewälzt. Es hat zu dem Ergebnis
geführt, daß Beamte auf Kündigung in Zukunft
tatsächlich kaum noch vorhanden sind, daß wir in

Zukunft tatsächlicheigentlich nur noch Beamte auf
Lebenszeit haben. Ich muß es nun sehr dankbar be-

grüßen, daß die KöniglicheStaatsregierung bemüht
gewesen ist, das Selbstverwaltungsrecht der, Städte

soweit wieder herzustellen, wie es nur möglichwar,

nämlich dadurch, daß sie den Vorstand des Preußischen
Städtetagesermächtigthat, als entscheidende Behörde
zu dienen. Ich erkenne dankbar an, daß darin eine

erheblicheUnterstützungder Selbstverwaltung von Seiten
der KöniglichenStaatsregierung liegt. Nun, meine

Herren, ist zu meinem großem Bedauern der Referent

innerhalb der letzten Stunden mit seinen Leitsätzen
umgefallen. Ich bedauere das, denn er kommt nach
meiner Ansicht mit seinen revidierten Leitsätzenzu einem

Ergebnis, das die Städte in keinem Falle mitmachen
können, er setzt sich auch in einen Gegensatz zu den

Ausführungendes Vorstandes des PreußischenStädte-

tages. Der Referent hat gesagt, wenn die Berufungs-
instanz der Vorstand des PreußischenStädtetages ist,
kann man ohne weiteres annehmen, daß er stets richtig
entscheidenwird, ob ein wichtigerGrund vorliegt. Das

ist gewiß anzuerkennen, aber worauf kommt es denn

für die Städte an? Es kommt für sie darauf an, das

angestellt haben, auch in Zukunft kündigenzu können.
- Und da hat uns die KöniglicheStaatsregierung den

Weg gewiesen, den wir gehen müssen; sie hat uns

nämlichgesagt: Wenn ihr einen Beamten auf Kündigung
loswerden wollt im Interesse der Verwaltung, z. B.
im Interesse der Organisationsoeränderung,so könnt
ihr es dadurch erreichen, daß ihr dem Beamten die

Ansprüchezusichert, die er ausgrund des Angestellten-
versicherungsgesetzesgehabt hätte. Das ist eine billige
Regelung, sowohl im Interesse der Städte wie im

Interesse der Beamten. Diesen Weg will der Referent
ausschalten. Ich verstehedas nicht; ich halte es gerade
für einen großenVorteil, daß wir die Möglichkeitbe-

halten, Beamten zu kündigen. Also ichbitte sie dringend,
sich meinem Widerspruch gegen die reformierten Leit-

sätze anzuschließenund in Übereinstimmungmit dem

Vorstande des PreußischenStädtetages zurückzukehren
zu den Leitsätzen,die uns zuerst vorgelegt waren·

gerichterstatiey Stadtrat Dr. Hosimaanhorm Ich
muß bei den abgeändertenLeitsätzenstehen bleiben· Wir

müssenjetztvon anderen Grundsätzenausgehen als früher,
ehe das Angestelltenversicherungsgesetzin Kraft war.

Vorher konnte von Unbilligkeit keine Rede sein, wenn

eine Stadt von ihrem Kündigungsrechtgegenüberein-

zelnen Beamten tatsächlichGebrauch machte. Ietzt ist
aber der allgemeine gesetzlicheGrundsatz ausgesprochen,
daß jeder Angestellte durch bestimmte Dienstzeiteinen



Anspruch auf Pension erwirbt. Dieses Recht wird

aber den Beamten durch ein so weitgehendes Kündi-

gungsrecht, wie es der Vorstand des PreußischenStädte-

tages vorsieht, erheblich beeinträchtigt. Wenn ein

Beamter z. B. neun Jahre in der Verwaltung ist und

dann ohne wichtigen Grund entfernt wird, so liegt
darin meines Erachtens eine großeHärte. Bei wichtigen

Organisationsänderungenkann eine Kündigung vielleicht

notwendig sein· Diese Umstände werden aber im Sinne

des BürgerlichenGesetzbuchesauch als wichtigeGründe

anerkannt werden (anuf: Sehr fraglich!) und jeden-

falls genügen,um eine Kündigungwirksam zu begründen.

Man kann in dieser Beziehung gewißdas Vertrauen

zu dem Vorstande des PreußischenStädtetages haben,

daß er die geeigneten Entschließungentreffen wird.

Vorsitzenden Jch kann nur wiederholen, wir haben
als Städte keinen Anlaß, Rechte aufzugeben die wir

haben. Es drängt nichts dazu. Deshalb ist mir der

Leitsatz des Referenten in der modisizierten Fassung

unannehmbar. Obwohl es ja zu einer Abstimmung

nicht kommt, möchteich das doch hervorheben.

Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Tkttenborn-Grau-

denz: Ich möchte die Ausführungen des Vorsitzenden

bestätigen.Beide städtischeKörperfchaftenin Graudenz
und eine besondere Kommission haben diese Frage ein-

gehend erwogen und sind zu dem Ergebnis gelangt,

daß die Stadtgenieinde sich auf alle Fälle das Recht

wahren muß, auch einen Beamten zu entfernen, ehe
die zehn Jahre um sind, welche ihm den Pensions- s

anspruch bringen, daß sie dann aber auch die Ver-

pflichtung auf sich nehmen muß, ihm aus freien Stücken

mindestens das zu gewähren,was das Angestelltenver-
isicherungsgesetzihm gewährenwürde, wenn er dieser

Versicherung unterstände. Jch glaube, daß wir nicht

unrichtig gehandelt haben. Bei so neuen und zweifel-

haften Fragen stehe ich aiif dem Standpunkte, daß
man sich seine Rechte wahren muß, selbst wenn sie im

einzelnenFalle ein Opfer erfordern. Auch ich empfehle

daher, dem Vorschlag des Vorsitzenden zu folgen und

nicht dem des Referenten.

Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Wüustkrberg-

Danzig: Jch verstehe von der Sache nicht genügend,

auf sie selber einzugehen. Mir liegt nur daran, fol-

genden Punkt aufzuklären: Es ist zwischender Auf-

fassung des Referenten und des Vorsitzenden eine sehr

wichtige Verschiedenheithervorgetreten, und ich meine,

wir können die Sache nicht in der Weise laufen lassen,

daß der Vorsitzendesagt: »Abgestinimtwird über Leit-

sätzenicht«. Wir verlangen doch voni Städtetage eine

Meinung und nicht blos eine Reihe aufeinandergehäufter

Papiere mit Leitsätzen,wenn nun gar der eine dem

anderen widerspricht. Jch inaße mir wie gesagt ein

zutreffendesUrteil in der Sache selbst nicht an, aber

die Ausführungen des Vorsitzenden und des Herrn
Tettenborn machen einen so überzeugendenEindruck,

daß ich ihnen zustimme,wenn diese Herren den vor-

geschlagenengeändertenLeitsatz für bedenklich halten.

Wir sind es uns selbst schuldig, das auch zum Aus-

druck zu bringen und in einer Resolution festzustellen,

daß der WestpreußifcheStädtetag dem abgeänderten

Leitsatze zu I) nicht zustimmenkönne. Sie mögen für
die Resolution eine etwas andere Fassung wählen,dein
Sinne nach wissen Sie, was gemeint ist, es handelt
sichfür uns darum, daß aus diesemRaume eine Meinung
hervorgeht und nicht eine gewisseZahl von Grundsätzen;
denen der Städtetag nicht ganz zustimmen kann. —-’

"

YoksitzenchDie Sache ist schwierig zu verhandeln-
weil wir den Grundsatz haben, daß über Leitsätzenicht
abgestimmtwird. Nun beantragt Herr Münsterberg
eine Resolution: »der Städtetag beschließt,dem ab-·

geändertenLeitsatzezu Nr. I nicht zuzustimmen«.Ich
stelle den Antrag zur Debatte. -

OberbürgermeisterDr. Halse-Thom: Darüber sind
wir uns wohl alle einig, wohl mit Einschluß des

Referenten, daß das Recht auf Seiten der Stadt ist
und daß es sich nur um eine Frage der Billigkeit
handelt, ob man den Beamten in allen Fällen ent-«
gegenkommenund sich daraufhin festlegen will. Jch
glaube auch, es ist zweckmäßig,wenn man sich alles

für den Einzelfall vorbehält und daher nurden ur-

sprünglichenLeitsätzenzustimmt, die abgeändertenaber
nur mehr als Material entgegennimmt.

Stadtrat Dr. Woher-Danzig:Jch habe noch immer?
die Hoffnung, daß der Referent sich jetzt dazu ent-

schließt,zu den Leitsätzender ersten Fassung zurück-
zukehren, namentlich nach den Ausführungen,die er

selbstgemacht hat. Jch bin in der Materie nicht sehr
versierr, glaube aber, den Referenten so verstanden zu
haben, daß er es als Unbilligkeitempfinde-,wenn ein
Beamter, demgekündigtwird, dadurch dessen verlustig
gehensoll, was er nach dem Angestellten-Versicherungs-
gesetz haben würde. Er will ihm also auf alle Fälle
für den Fall der Kündigung das Recht aus dein

Angestellten-Bersicherungsgesetzsichern. Nun verstand
ich den Herrnaus Graudenz so, daß er es für selbst-
verständlichhalte, daß dem gekündigtenBeamten die
nach dem Angestellten-Versicherungsgesetzsichergebenden
Bezüge auf keinen Fall verkümmert werden. ·Jst das
aber der Fall, so fällt damit doch eigentlich jeder
Grund für den Referenten weg, die Fassung der ersten

Leitsätzeaufzugeben. Gestehen die Städte aus Billig-
keitsgründenden Beamten aus jeden Fall das zu was
sie nachdem Versicherungsgesetzhaben würden,sobe-

greife ich nicht, warum man ihnen dann noch ein
Recht nehmen soll.

Herirhterstattey Dr. Hoffmann-Thom: Der

Ministerialerlaßgeht in diesem Spezialialle dahin
daßversicherungsfrei solcheBeamte sind, die im Fall;
einer Kündigung eine Mindestleistungnach dem An-

gestellten-Versicherungsgesetzzu verlangen haben wo-

fern «sieim Augenblickeder Kündigungschon,einen
Pensionsanspruch für den Fall der Dienstunfähigkeit
erworbenhaben. Diese Beamten sind versicherungs-
freivundkönnen in den ersten 10 Jahren ohne
wichtigen Grund entlassen werden. Erst nach Ablauf
vonl10Jahren kann die Entlassung nur unter der

Bedingungder Mindestleistungnach demAngestellten-
Versicherungsgesetzerfolgen.·Graudenz hat die«Mindest-
leistung auch·dann zugebilligt, wenn die 10 Jahre
noch nicht verstrichen sind. Soweit geht die Aufs



fassung des PreußischenStädtetages nicht, und aus
demselben Boden steht auch der Ministerialerlaß.

Ich habe vorhin ausgeführt, daß im allgemeinen
die Städte nur wegen triftiger Gründe zu kündigen
pflegen, daß also im allgemeinen die Angestellten auch
bei dem Vorbehalt des unbeschränktenKündigungs-
rechts für die ersten 10 Jahre nicht große Gefahr
laufen; bestehen bleibt jedoch eine unnötige Be-

unruhigung der Beamten während dieser Zeit, weil sie
nach formellem Recht jedenfalls auch ohne nichtigen
Grund entlassen werden können. Wenn aber der

WestpreußischeStädtetag sich auf den Standpunkt
stellen sollte, daß die Sache doch in gewissenFällen
von Bedeutung sei, so will ich mich dem nicht ver-

schließenund stelle anheim, der Resolution Münsterberg
zuzustimmen.

Bürgermeisterxkliiller-Dt. Krone: Wir haben uns

in Tt. Krone auch mit dieser Frage beschäftigtund

sind zu dem Beschlußgekommen, den der Referent in

seinem reformierten Leitsatze zum Ausdruck bringt-
Wir haben beschlossen,die betreffenden Beamten da-

durch gegen unbillige Kündigung zu schützen— der

Beschlußdes PreußifchenStädtetages war uns übrigens
unbekannt —, daß wir den Regierungspräsideuten
ersuchen wollen, in« solchen Fällen darüber zu ent-

scheiden, ob dem Mann zu Unrecht gekündigtist. Wir

sind dabei von der Ansicht ausgegangen, daß kein

Grund vorliegt, diese Leute besser zu stellen als alle

anderen, die keinen Dreier bekommen, wenn sie vor

10 Jahren Invalide werden. Warum sollen diese
Leute, wenn ihnen z. B. nach sechsJahren auf Grund .

eigenen Verschuldens gekündigt werden muß, besser
dadurch stehen, daß für sie auf die Zeit ihrer Tätigkeit
im Kommnnaldienste die Versicherungsgebührnach dem

neuen Versicherungsgesetzgeleistet wird. Wenn wir
mit Recht gekündigthaben, dann hat der Mann keinen

Anspruch gegen uns, wenn er noch nicht 10 Jahre in

unserm Dienste gestanden hat.

YorsilzendenDiese Frage ist von uns im Vorstande
des PreußifchenStädtetages eingehend beraten worden.

Wir haben uns sehr wohl überlegt, was wir vor-

schlagen wollten, und die Staatsregierung ist unseren
Vorschlägenbeigetreten. Ich werde veranlassen, daß
diese Beschlüssedes PreußischenStädtetages sämtlichen
westpreuszischenStädten zugesandt werden, damit sie
sie in Ruhe durchlesen können; denn heute, wo jeder
erklärt, er verstehe von der Sache nichts, werden wir

nicht zum Ziele kommen. Ich habe mich eingehend
mit der Frage beschäftigtund bilde mir ein, etwas

davon zu verstehen. Ich würde es für einen grund-
legenden Fehler halten, den veränderten Leitsatz des

Referenten anzunehmen, auch nach den Ausführungen
des Kollegen Müller. Wir würden hiernach die

Beamten auf Kündigung in der Tat besser stellen, als

die auf Lebenszeit angestellten. Wenn Sie dem neuen

Vorschlage des Referenten folgen, so heben Sie das

Institut der Beamten auf Kündigungtatsächlichauf.
Das ist die große Tragweite dieses Leitsatzes Ich
bin überzeugt,daß man bei den eiligen Beratungen
im Reichstage nicht daran gedacht hat, daß unsere
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Beamten unter dieses Gesetz fallen sollten. Wenn
man nun an die Ausführung des Gesetzes geht, so
meine ich, soll man den Weg wählen, der die Rechte
der Städte am wenigsten schniälert,und das ist der

Weg, den der PreußischeStädtetag in Übereinstimmung
mit dem Ministerium vorgeschlagen hat. Ich werde
die Beschlüssevervielfältigenlassen und sie allen über-

senden, damit Sie sie eingehend prüfen können.

Stadtrat Hauch-Danzig: Es handelt sich hier
darum, welchen von drei Wegen die Städte gehen
sollen. Es gibt erstens die Möglichkeit,unsere Be-
amten einfach den Bestimmungen des Versicherungs-
gesetzes zu unterwerfen, sie also zu versicheru. Der

zweite Weg ist, sie nicht zu versichern, und dieser hat
zwei Unterwege: Entweder man trifft eine Bestimmung,
wodurch man die Frage der Kündigung der Ent-

scheidung einer fremden Instanz unterwirst, oder man

behält sich das Kündigungsrechtvor, erklärt aber: für
diesen Ausnahmefall wollen wir unseren Beamten die

Mindestleistung des Angestellten-Bersicherungsgesetzes
zubilligen. Wenn wir nun diese drei Wege haben, so
meine ich, kann die Frage der Versicherung unserer
Beamten von vornherein ausscheiden, denn die Fälle
der vorzeitigen Kündigung sind außerordentlichselten.
Wir würden sehr unklug handeln, wenn wir wegen
dieser wenigen Fälle die großeMehrzahl der Beamten
der Versicherungspflicht unterwürer und für sie Bei-

träge zahlten. Es bleibt also nur übrig, daß wir sie
nicht versicheru, und da meine ich, statt daß wir dann
das Kündigungsrechteiner fremden Instanz überlassen,
ist es besser, wir wahren uns das Recht der eigenen
Entscheidung und greifen in den wenigen Fällen lieber-

in den Säckel, um den betreffenden Beamten das zu

geben, was das Angestellten-Versicherungsgesetzvorsieht.
Stellv. Stadtverordneten-Vorsteher Teitenborcw

Graudenz: Nachdem der Referent sich einverstanden
erklärt hat,«daß seine im letztenAugenblickabgeänderten
Leitsätze im Sinne des Herrn Münsterberg erledigt
werden, sollte der Städtetag als solcher seinerseits
Stellung nehmen, um denjenigen Städten, die noch
keinen Entschlußgefaßt haben, einen Leitweg zu geben-
Auch nach den Ausführungen der Herren Oberbürger-
meister Scholtz und Stadtrat Goeritz kann es keinem

Zweifel unterliegen, daß die Städte gut tun, sich alle

Rechte zu wahren. Deshalb ist es zweckmäßigzu

beschließen:Der Städtetag nimmt die ursprünglich
vorgelegten Leitsätze an und gibt die abgeänderten
Leitsätzezur Kenntnis. Auf die letzteren dürfen wir

uns keinesfalls festlegen.
Stellv. Stadtverordneten-Vorsteher Miinsterberg-

Danzig: Ich habe mich inzwischen davon überzeugt,
daß die Interessen der Städte nur durch den ursprüng-
lichen Leitsatz des Referenten gewahrt werden. Es
wäre am einsachsten,wenn der Referent jetzt sagen
wollte: Ich ziehe meinen abgeändertenLeitsatz zurück.
Das wäre jedenfalls viel zweckmäßiger,als für diese
Sache eine besondere Resolution zu fassen. Wenn

auch nicht abgestimmt wird, so weiß nun doch jeder,
daß der Städtetag nun der Meinung beitritt, die in

den ursprünglichenLeitsätzen zum Ausdruck gebracht
6



ist. Jch bitte den Referenten, den abgeändertenLeit-

satz zurückzuziehen;tut er das nicht, so empfehle ich,
meine Resolution anzunehmen.

Herichterstattey Stadtrat Dr. hossmaanhorm Ich
will den praktischen Erwägungen des Herrn Münster- ;
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t
i

berg Folge geben. Da ich sehe, daß die Versammlung ;

die Meinung des Herrn Vorsitzenden teilt, ziehe ich
den reformierten Leitsatz zurück·

VorsitzendenAlso der reformierte Leitsatz ist zurück-

gezogen. Jch schließedie Verhandlungen

Wir kommen zu Punkt 6:

Gemeindesteuerstatistiäder preußischenHtådte
für 1912.’k)

Herichterstatth BürgermeisterErdmann - Neustadt:
Meine Herren! Auf den Tagungen des Westpreußischen

Städtetages legte ich in den letzten Jahren Statistiken

vor, die die Gemeindesteuerverhältnisseder Städte West-

preußens zeigten. Jm vergangenen Jahre beabsichtigte

ich- einen Schutt weiter zu gehen Und Vergleiche mit
E diejenigenmit 10—25 000 Einw., Gruppe lV diejenigen

den ostpreußischenVerhältnissenzu zeigen, ließ diese

Absicht aber fallen, um in eingehenderer Darstellung
nochmals auf Westpreußens Städte zurückzukommen,

Jn diesem Jahre nun, das als Jubiläumsjahr
Sr. Majestät ein ganz besonders wichtiges ist, sollte
die Arbeit umfangreicher werden, und ich habe Auf-

stellungen gemacht, die sich nicht nur auf Ost- und

Westpreußen,sondern auf alle 12 Provinzen Preußens
erstrecken. Die Statistik umfaßt alle preußischenStädte,
ob groß, ob klein.

Jch hatte erst die Absicht, nicht allein eine Gemeinde-

stellerstatistikzU geben- sondern auch zu zeigen- welchen s schlägefür den ganzen Staat.
Druck Schulaufwendungen, Armenlasten usw. verur-

Eine Gegenüberstellungder Staatseinkommensteuer
und des verbleibenden umlegefähigenBetrages derselben

s nach Berücksichtigungdes Beamtenprivilegs usw. zeigt
die ungünstigeWirkung dieses Privilegs, dessenvöllige
Beseitigung bisher vergeblichangestrebt worden ist-

Um Vergleiche mit der staatlich veranlagten Grund-

steuer anstellen zu können,habe ich in die Tabellen
das Feldmarkgebiet (Areal) der Städte aufgenommen.
Diese Gegenüberstellungzeigt die großeUngleichmäßig-
keit der Grundsteuer und ihre Reformbedürstigkeit.

Weiter habe ich aufgenommen das Durchschnitts-
einkommen der Staatssteuerzahler für jede Stadt, er-

rechnet aus dem Mittel des versteuerten Einkommens

jeder Steuerstufe und der Zahl der Zensiten, ferner
die Zahl der Staatssteuerzahler jeder Stadt über-

haupt und auf 1000 Einwohner berechnet.
Die Städte sind für jede Provinz gruppiert nach

. Einwohnern, beginnend mit den Großstädten. GruppeI
umfaßt die Städte mit mehr als 100 000 Einw.,
Gruppe II diejenigenmit 25—100 000 Einw., Gruppe 111

i mit 5—10 000 Einw., Gruppe V diejenigenmit 2 500—

fachen, mußte dieses Vorhaben aber fallen lassen, weil z

die Auskünfte viele Lücken zeigten, weil die Arbeit dann 3

aber noch uinfangreichergeworden wäre, sodaß ichsie
nicht hätte bewältigenkönnen. Soweit Angaben erfolgt
sind, habe ich aber kurzeBemerkungen aufnehmen können

darüber, wie Überschüsseaus städtischenWerken (Gas-
werk, Elektrizitäswerkusw.), Reingewinne aus Forsten,

Sparkassengewinne usw. auf die Höhe der Zuschläge
mildernd einwirken.

Da mir eine Vervielfältigungder Statistik nicht z

möglichwar, habe ich, um eine Einsicht in dieselbehier
T

zu ermöglichen,25 große Tabellen gefertigt, die Sie

an den Wänden dieses Tagungsraumes und an der E

Staffelei neben mir aufgehängtfinden. Von den Ta-·

bellen sind 22 mit A, die weiteren 3 mit B, C und

D bezeichnet.
Auf den Tabellen A sind, gruppiert nach Pro-

vinzen,sämtlicheStädte Preußens aufgeführtmit Namen,
Einwohnerzahl und ihren Steuerverhältnissen,und zwar
umfaßt die Statistik die verschiedenenSteuerarten nach
Markbeträgen,die für die Berechnung der kommunalen

Zuschlägein Betracht kommen, sowie die kommunalen

Zuschläge,die erhoben werden, ferner den Prozentsatz
der Kreisabgaben.

»k)Hierzu zwei Anlagen am Schlusse des Verhandlungs-

berichtes.
«

Preußen: a) keine Zuschläge

5000 Einw., Gruppe Vl diejenigen mit weniger als
2500 Einw.

Tabelle B zeigt in graphischer Darstellung, wie-

viel Städte jede dieser Gruppen provinzweife umfaßt
und darunter die Angabe, welchekommunalen Zuschläge
zur Einkommensteuer,Grundsteuer, Gebäudesteuerund

Gewerbesteuer im Durchschnitt in jeder Gruppe erhoben
werden. Darunter wieder findet sich die Berechnung
des Durchschnitts der Steuerzuschlägealler Städte jeder
Provinz und zuletzt eine solche der Durchschnittsza-

Tabelle C gibt in graphischer Darstellung ein
Bild von den Durchschnittszuschlägender einzelnen
Gruppen der kreisangehörigenStädte bis 25000 Ein-

wohner, in derselben ist besonders ersichtlichgemacht
die Einwirkung der Durchschnittskreisabgabenauf die

Höhe der Zuschläge
Tabelle D endlich zeigt graphisch die Wirkungen

der Privilegien der Beamten usw. auf die kommunalen

Zuschlägezur Einkommensteuerim Durchschnitt in den

einzelnen Städtegruppen.
Aus den von mir angestellten Ermittelungen aller

Art will ich Jhnen folgendes vortragen:
Das Schwergewicht der kommunalen Zuschlägezur

Einkommensteuer liegt in Ostpreußenzwischen200 und

300«70,in Westpreußenzwischen200 und 300 0X0,in
Brandenburg zwischen100 und 200 Vo, in Pommern
zwischen150 Und 250 oJo- in Posen zwischen200 und

250 »Jo,in Schlesien zwischen 150 und 2000,-0, in

Sachsen zwischen100 und 200 M» in Schleswig-Holstein
zwischen 150 und 250 M» in Hannover zwischen150

und 200 OXWin Westfalen zwischen 150 und 250 0X0,
in Hessen-Nassau zwischen 100 und 150 M» in der

Rheinprovinz zwischen150 und 250 0-«

Die günstigstenSteuerverhältnissebestehen in Oeffen-
Nassau.

An Zuschlägen zur Einkommensteuer erheben in
4 Städte, b) bis



1000x0 = 75 Städte, c) 101—1500-o = 249 Städte,
d) 151—2000,-"«,= 555 Städte, e) 201—250 Oxo=

288 Städte, k) 251—3000-0 = 85 Städte, g) 301—
350 Wo = 13 Städte, h) 351——400 0X0= 6 Städte.

Sa. 1275 Städte.

Das Schwergewicht der kommunalen Zuschlägezur

Einkommensteuer liegt danach für ganz Preußenzwischen
151 und 200 »A»es neigt darüber etwas hinaus.
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Die Zahl der Städte mit hohen Zuschlägenist im :

Verhältnis zur Gesamtzahlder Städte nichtso bedeutend, »

als daß diesen Städten, die insbesondere den östlichen
Provinzen angehören,nicht geholfen werden könnte.

Von den vorher zu g) und h) ausgeführten19 Städten

entfallen allein 13 = 69 »Ja auf Westpreußen· Auf
Realsteuern« ;

«

»-
,

j «

OstPkeUBeUkommen z- auf Pommern-Schleslen«Ochles« in ganz Preußen — nahm Gorzno vor; es ist von
wig-Holstein und Westfalen je 1 Stadt.

Die Durchschnittszuschlägezur Einkommensteuer be-

tragen für alle Städte jeder Provinz: in Westpreußen:
249 »Jo,in Ostpreußen:243 »Jo,in Posen: 205 »Jo,in

Schleswig-Holstein: 201 (Vo, in Pommern: 200 »Jo,in

Westfalen: 1920X0, iu der Rheinprovinz: 186 M» in

Hannover: 179 "-o, in Schlesien: 177 »A» in Sachsen:
168 Wo, in Brandenburg: 166 M» in Hessen-Nafsau:
144 »Jo.

Die Durchschnittszuschlägesiir alle Städte des ganzen
Staates betragen: zur Einkommensteuer: 192 »A»zur

Grundsteuer: 203 0-««,,zur Gebäudesteuer:203 »Jo,zur

Gewerbesteuer: 201 «,-«.

Die höchstenKreisabgaben im Durchschnitt hat die

Provinz Ostpreußenmit 100 »Jo,die nächsthöchstenWest-
preußenmit 92 Wo. Es folgen: Pommern mit 64 »Jo,

Posen, Schlesien, Hannover mit je 54 (Vo,Brandenburg
mit 48 »Jo,Westfalen mit 38 0,«»,Sachsen und Schles-
wig-Holstein mit je 37 M» Hessen-Nassaui mit 30 »Jo,
die Rheinprovinz mit 20 »Jo.

Bezüglichdes Durchschnittseinkommensder Staats-

Nunmehr möchteich Ihnen noch einigeMitteilungen
machen über unsere Westpreußische Statistik:

Von den 57 Städten Westpreußens konnten 37

(Vorjahr 39) mit denselbenSteuerzuschlägenauskommen.

Steuererhöhungen brauchten nur 5 Städte (Vor-
jahr 8) vorzunehmen und zwar erhöhten: 3 Städte

die Zuschläge zur Einkommensteuerund zu den Real-

steuern (darunter Vandsburg von 291 aus 355 Ox»und

von 226 auf 250 «70),1 Stadt die Zuschlägezur Ein-

kommensteuer, l Stadt die Zuschläge zu den Real-

steuern. Ermäßigungen der Zuschläge waren in

14 Städten (Vorjahr 10) zu verzeichnen. Es setzten
herab: 9 Städte alle Zuschläge,4 Städte die Zuschläge
zur Einkommensteuer, 1 Stadt die Zuschläge zu den

Die bedeutendste Ermäßigung — wohl

450 Wo Zuschlag zur Einkommensteuerauf 330 »Jo,von

290 Wo zu den Realsteuern aus 230 OXOzurückgegangen
und hat nun nicht mehr den zweifelhaftenRuhm, die-

jenige Stadt in Preußen zu sein, welche die höchsten
Zuschlägeerhebt. (Jetzt steht mit 400 OXOKallies in

Pommern an der Spitze.) Eine Stadt (Garnsee) er-

mäßigte den Zuschlag zur Einkommensteuer von 250

auf 216 0j», erhöhte dagegen die Zuschläge zu den

Realsteuern von 185 auf 203 (Vo.
Es ist danach wieder ein kleiner Fortschritt zum

Bessern zu verzeichnen. Trotzdem steht Westpreußen
aber mit seinenZuschlägenzur Einkommensteuerimmer

noch am ungünstigstenda.
«

WelcheUmstände wirken nun günstig auf die Höhe
der Zuschlägeein?

Betrachten wir auf den Tabellen A die Steuer-

zuschlägeund die Eintragungen in Spalte Bemerkungen,
so finden wir, daß Überschüsseaus städtischenWerken
und Unternehmungen, aus Forstbesitz, aus sonstigem
Grundbesitz,Sparkassenüberschiisseusw. den Gemeinde-

steuerzahler sei hervorgehoben,daß unter 1275 Städten

in Preußen 46 vorhanden sind, in denen jeder Staats- 3

einkommensteuerpflichtigeein Durchschnittseinkommen
von 3000 Mark und mehr hat. Unter diesen46 Städten

befinden sich wieder 5, in denen das Durchschnittsein-
kommen mehr als 4000 Mark beträgt. Das höchste
Durchschnittseinkommengibt es in Dt. Wilmersdorf
mit 5400 Mark aus jeden Staatseinkommensteuerzahler.

Das Durchschnittseinkommender Staatssteuerzahler
allgemein als Maßstab für die Leistungsfähigkeitder

Städte anzusehen, erscheint nicht zutreffend. Jn vielen

Städten ist eine große Anzahl von Beamten vereinigt
und es kommt dort zwar ein angemessenesDurchschnitts-
einkommen heraus, aber der Ausfall infolge des Be-

amtenprivilegs setztdie Leistungsfähigkeiterheblichherab
und schraubt die Steuerzuschlägehinauf. Städte mit

einem niedrigen Durchschnitt und einer hohen Zahl
von Zensiten haben meistens eine große Arbeiterbevöl-

kerung aufzuweisen; die niedrigenSteuersätzeüberwiegen
dort, setzenden Durchschnittherab und es sind drückende

Schul- und Armenlasten zu verzeichnen. Dagegen lassen
eine hohe Zahl von Staatseinkommensteuerzahlernund

ein hohes Durchschnittseinkommenaus gute Verhältnisse
und Leistungsfähigkeitschließen.

haushalt günstig beeinflussen und die Steuerzuschläge
niedrig halten. Zu diesen Gemeinden gesellen sich
diejenigen, die infolge guter Lage Sammelpunkte für
Rentner und Pensionäre werden, deren Steuersoll von

Jahr zu Jahr in die Höhe geht, und die infolgedessen
wesentlicheAufwendungen zu machen in der Lage sind,
um immer mehr Kristallisationspunkte zu werden und

zu sein wegen der Annehmlichkeiten,die sie bieten.
Aber im Verhältnis zu der großenZahl der Städte

ist die Zahl dieser glücklichengering. Und unter den

glücklichenwieder sind im ganzen Staat nur vier,
die keine kommunalen Zuschlägeerheben; sie zählen zu
den kleinsten; eine von ihnen liegt in Hessen-Nassau,
eine in Pommern, zwei liegen in Posen, und in diesen
beiden dürfte von einer völligen Steuerfreiheit der

Bürgerschaft kaum die Rede sein, wenn man berück-

sichtigt,daß dort, wo in Posen Sozietätsschulenbestehen,
besondere Zuschläge von den Sozietäten als Schul-
beiträgeerhoben werden.

Wodurch nun würde eine Ermäßigungder Steuer-

zuschlägeherbeizuführensein?
Eine Ermäßigungder kommunalen Zuschläge zur

Einkommensteuer würde eintreten, wenn die Privi-
legien der Beamten, Geistlichen, Lehrer usw. gänzlich
zur Aufhebung gelangten. Diese Ermäßigung würde



namentlich iu den schwerbelasteten Städten der östlichen

Provinzen bedeutend sein (vergl. Anlage 1); sie würde

bis 1000Xo betragen. Und nach einer solchen Herab-
setzung könnten die Beamten usw. sehr wohl wie die

andern Bürger ohne Beeinträchtigungden verbleibenden

vollen Zuschlag entrichten.
Eine Ermäßigung der Zuschläge zu den staatlich

veranlagten Realsteuern würde zu verzeichnensein,

a) wenn die Grundsteuer zeitgemäßveranlagt und

b) die Gebäudesteuerveranlagungverbessert würde.

Eine zeitgemäßeGestaltung dieser Steuern ist

dringend erforderlich, denn der stehende Grund- und

Gebäudebesitzist und bleibt das Rückgrat der Gemeinde-

besteuerung.
Die Gründe für eine neue Veranlagung der Grund-

steuer sind so oft erörtert worden, daß sie hier nicht
wiederholt werden sollen.

Eine Verbesserung der Gebäudesteuerveranlagung
würde darin zu erblicken sein, daß
.1· die Dauer der Veranlagungsperiode, die jetzt

15 Jahre beträgt, auf etwa 5 Jahre herab-
gesetzt-daß

. zur Ermittelung des Nutzungswertes statt eines

Durchschnitts der Mietserträge der letzten zehn
Jahre nur ein solcher der letzten 3 Jahre ge-
nommen und daß

tO

ebenfalls wie die andern mit 4 OXOdes Nutzungs-
wertes herangezogen würden.

Von großer Bedeutung wäre es auch, wenn der

Grund- und Gebäudebesitzdes Fiskus zu den kommunalen
«
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Würde ferner eine anderweite Verteilung und er-

leichterte Aufbringung der Schullasten eingeführt,
würden auch den Gemeinden für die Erledigung

aller nicht rein gemeindlichen Aufgaben angemessene
Vergütungen gewährt werden, dann wäre eine wesent-
liche Verbesserung der Finanzverhältnisseerreicht und

die kommunalen Zuschlägewürden bis zu einer erträg-

lichen Grenze heruntergehen, auch die mittleren und

kleineren Kommunen würden wieder leistungsfähige
Glieder des großen Staatsgebildes sein.

Meine Herren! Sehr gerne hätte ich Sie in ein-

gehenderer Weise mit dem Inhalt der ausgestellten
Tabellen bekannt gemacht, aber die Kürze der Zeit und

der Umstand, daß der Vortrag von Zahlen sehr lang-
weilig ist, stehen dem entgegen. Vielleicht findet unser
Vorstand aber einen Weg, um die Tabellen und den

dazu gehörigenBericht trotz der hohen Kosten drucken

zu lassen, damit Sie davon genauere Kenntnis erhalten.
Von allen Seiten, insbesondere auch von den Stellen,

die Abhilfe schaffen können,ist die Finanznot der Kom-

munen anerkannt worden; möge in nicht zu ferner
Zeit auch wirklichAbhilfe geschaffenund den Gemeinden

aus ihrer Not geholfen werden, möge diese Arbeit in

bescheidenerWeise auch Material für das große Werk

z bieten-

. die gewerblichgenutzten Gebäude statt mit 20X0

Lasten herangezogen werden könnte· Durch eine solche
Besteuerung würde den Gemeinden eine wirksameStaats- E

hilfe zuteil werden. Ebenso bedeutungsvoll wäre es,
wenn die Steuerfreiheit des Grund- und Gebäude-

’

besitzes der Provinzen, Kreise und Kirchengemeinden,
soweit es sich bei diesen letzteren um Wohnhäuser für

Pfarrer usw. und Ländereien handelt, aufgehobenwürde.

könnte nach weiterer Ausgestaltung auch eine allgemeine

Jch erlaube mir, dem Städtetage zu empfehlen,
einen Beschluß zu fassen, der dahin geht, das statistische
Material nebst Bericht nach Drucklegung der Königlichen

Staatsregierung und dem Abgeordnetenhausevorzulegen.
(Lebhafter Beifall.)

Vorsitzenden Jch eröffne die Verhandlungen Ter

Herr Berichtetstatter hat uns ein sehr großesMaterial

gegeben und manche Wünscheausgesprochen, die man

ohne weiteres unterschreiben kann. Einige Wünsche
kann ich aber nicht unterschreiben, zum Beispiel die

Umgestaltung der Steuer nach dem gemeinen Wert.

i
Jch halte die Steuer so, wie sie ist, für durchaus gut,

Anstelle der bisherigen Grund- und Gebäudesteuer L

Einführung der Grundsteuer nach dem gemeinen Wert ?

erfolgen, aber ohne die beabsichtigteÄnderungdes

§ 25 des Kommunalabgabengesetzeshinsichtlichder land-

und forstwirtschaftlichoder gärtnerischgenutzten Grund-

stücke,von welcher Anderung abzusehenauch der Preu- ;

ßischeStädtetag im April 1913 die KöniglicheStaats-

regierung und die beiden Häuser des Landtages
gebeten hat.

Die kommunalen Gewerbesteuerzuschlägewürden ihre
Höhe verlieren, wenn auch staatlicheBetriebe, wie z. B.

der Betrieb der Eisenbahn, mit Gewerbesteuer belegt J
werden würden. Auch dieseswürde eine Staatshilfesein.

Sehr bedeutend sind in den östlichenProvinzen die
»

Kreisabgaben. Sie belasten die kreisangehörigenStädte
in Ostpreußen durchschnittlichmit 100 O-» in West-
preußen mit 92 0X0(vergl. Anlage 11). Eine Herab-
setzung derselben würde auch eine Ermäßigung der

Steuerzuschlägein den Gemeinden zur Folge haben.
Sie könnte erreicht werden, wenn diesen Provinzen
und ihren Kreisen erhöhteStaatsdotationen gewährt
würden.

wenn man sie verständig veranlagt. Jch kann von

Danzig feststellen, daß dort solcheHärten, wie sie oou

anderen Städten gemeldet werden, nicht vorgekommen
sind. Jch glaube aber, es ist nicht zweckmäßig,wenn

wir jetzt eine allgemeine Steuerdebatte eröffnen, und

den vielen Ausblicken in eine goldene Zukunft nach-
gehcn. Bei den Lehrerbesoldungskasseuhabe ich auch
meine Bedenken. Jch will nur dies wenige sagen,
damit es nicht scheint, als habe sich der Städtetag
mit sämtlichenAusführungendes Berichterstatters ein-

verstanden erklärt. Falls unsere Mittel dazu reichen
sollten, wird es gewiß gut sein, das Material des

Referenten zu drucken und weiterzugeben
BürgermeisterWüllrnDtKronc Der Berichterstatter

ist von vornherein von der Ansicht ausgegangen, daß

seine Tabellen auf Kosten des Städtetages gedruckt
werden würden. Es wäre auch bedauerlich, wenn

unsere ganze Kenntnisnahme darin bestände,daß wir

sie hier an der Wand hängen sehen. Auf diese Weise
können wir sie nicht studieren. Der Druck ist ja
etwas teuer, und auch unsere neue Steuerordnung für
den Städtetag wird vielleicht nicht den Erfolg haben,
daß die Kosten gedeckt werden. Wir würden wohl



wieder mit einem Minus abschließen;aber ich meine, .

die Arbeit ist es wert, daß wir Uns diesem Risiko
aussetzen. Jch stelle daher den Antrag, die Tabellen

drucken zu lassen, entweder als einen Teil des Be- ;

richtes oder als eine besondere Broschüre, die im

Verlage des Städtetages erscheint und im Buchhandel
verkauft werden kann. Da sich diese Statistik auf alle

Provinzen erstreckt, so wird sie nicht nur in West-
preußen Interesse erregen, sondern weit darüber

hinaus.

Herichterstattetz BürgermeisterErdmann-Neustadt:
Jch möchtezunächstauf die Steuer nach dem gemeinen
Wert eingehen. Es waren allgemeine Wünsche, die

ich hier vorbrachte. Jch habe gefunden, daß die

Steuer nach dem gemeinen Wert in ihrer heutigen
Form nicht den Anklang findet, den sie finden sollte.
III Ostpkeußcnhabe ich sie mit großer Begeisterung
eingeführt,in meinem jetzigen Wirkungskreiseist es

mir nicht gelungen; es wird mir immer gesagt: die

Arbeit können wir uns sparen. Wenn die Einführung

allgemein durch Gesetz vorgeschrieben wird, dann

bin ich ganz Init ihr einverstanden.

Weiter möchte ich noch bemerken, daß ich das

Material dem WestpreußischenSiädtetage zur Ver-

fügung stelle. Wenn er die Tabellen vielleicht als

Beilage zum Bericht herausgeben und dann vertreiben

will, so stelle ich das ganz anheim.

Stellv. Stadtverordneten-Vorsteher Münsterberk
Danzig: Ein Beschluß,diese ganzen Tabellen ver-

vielfältigenzu lassen, wäre doch bedenklich. Die Sache
könnte sehr wohl 1000—1500 M kosten, denn der

Truck von statistischenund besonders farbigen Tabellen

ist außerordentlichteuer. An sich will ich der Druck-

legung garnicht widersprechen, denn es handelt sich
nm eine Arbeit von ganz ungewöhnlichemFleiß und

großer Umsicht; aber wir sind bei der Zahlung auf
die Steuern der einzelnen Städte angewiesen, und ich
möchtenicht, daß wir sie Wieder erhöhen.

«

Jch würde

daher vorschlagen, daß Sie den Vorstand ermächtigen,
die Drucklegung zu bewirken, falls sie ihm nach Lage
der Dinge angängig erscheint. Vielleicht lassen sich

auch Vereinfachungen vornehmen, sodaß die Kosten

wesentlich verringert werden. Herr Bürgermeister
Erdmann könnte aber wohl auch daran denken, sich
etwa mit einer Firma, wie Duncker und Humblot in

Verbindung zu setzen, ob sie die Sache in Verlag

nehmen.

gerichterstattey BürgermeisterErdmann: Wenn der

Städtetag das Material nicht drucken läßt, so wird

es vielleicht der Reichs-verband deutscher Städte nach
und nach in seiner Rundschau bringen. Der Reichs-
verband hat leider auch kein Geld, um die Arbeit auf
einmal drucken zu lassen. Wenn sich der Städtetag

wegen Herausgabe mit einem Verlage in Verbindung
setzt, und etwa zusieht, daß eine Subskription eröffnet
wird,- so kann es ja sein, daß er gar noch ein Geschäft

macht, und die Beiträge demnächstwieder heruntersetzen
kann. (Heiterkeit.)

Vorsitzenden Das Wort wird nicht mehr verlangt,
ich schließedie Verhandlungen Herr Bürgermeister
Müller hat folgenden Antrag eingereicht:

Jch beantrage, dem Vorstande zur Erwägung zu

geben, ob nicht die statistischen Tabellen des

BürgermeistersErdmann auf Kosten des Städte-

tages in Druck zu geben sind-

Ich glaube, diesen Antrag können wir ruhig an-

nehmen; wir werden die Sache prüfen und sehen, wie

wir es am besten einrichten. (Zustimmung)
Jch schlage Ihnen vor, jetzt noch die

Entlastung der Rechnung
vorzunehmen.

Zrchnunggpriifey stellv. Stadtverordneten-Vorsteher
Teilenborn-Graudenz: Herr Liebetanz-Culm und

ich haben die Rechnung geprüft. An Bestand aus

dem Vorjahre waren noch 274,93 M vorhanden. Da

die Einnahmen — Mitgliederbeiträgefür 1913 —

noch nicht erhoben sind und an Ausgaben für 1912

bis 1913 noch 3247,19 M zu decken sind, so besteht
zur Zeit ein Defizit von 2972,26 M, welches durch
die inzwischen beschlosseneErhöhung der Beiträge
voraussichtlich ausgeglichen werden wird. Gegen die

Rechnungslegung sind Bedenken nicht zu erheben. Wir

beantragen die Entlastung des Kassensührers

Yorsilzenden Ein Widerspruch wird nicht laut. Die

Entlastung ist erteilt. Wir haben jetzt noch die Pflicht,
unseren Berichterstattern für die außerordentlichgroße
Mühe, die sie aufgewandt haben, herzlichenDank zu

sagen- Jch tue das hiermit und hoffe, daß Sie mir

alle zustimmen. (Beifall·) Jch schließedie Sitzung.

Schluß 374 Uhr.



46

Zweite Sitzung.

Dienstag, den 24. Juni 1913 — Haut des Yrtusbofes —- 10 glljr vormittag-.

Vorsitzenden Ich eröffne die

Sitzung.
Es ist folgendes Telegramm eingegangen:

Seine Majestät der Kaiser und König lassen für
den Huldigungsgrußbestens dankensz

Der Geheime Kabinettsrat

von Valentini.

Gesterii waren die Herren um Vorschlägefürdie

Teilnahme an den Städtetagen in Breslauund Köln

gebeten worden. Es sind in Vorschlag gebracht
worden für Breslaii die Herren Eggert und

Meinhardt, für Köln die Herren Born und

Kude. — Sind die Herren einverstanden? (Zu-
stimmung.) Die Herren sind gewählt.

Wir gehen über zu Punkt 7 der Tagesordnung:

Einiges über die eAusübung der zitnienpfkege
unter besonderer Retüäsiibtigung des Gesetzes
über Heranziehung säumiger Yährpflichtiger und

der Vergebung von oTand an Dime.

ZerichtctftaitcyStadtrat Dr. Evert-Danzig: Meine

Herren! Die volkswirtschaftlichenForschungen und

Statistiken der letzten Jahrzehnte haben allgemein die

Überzeugungerweckt, daß der Begriff »Armut« doch
weit über die Einzelerfcheinungendes Armenfalles
hinausgeht; man könnte sagen, daß die Armut ein

Fremdkörper,eine Krankheit in dem Organismus der

Meine Herren!

V lkswirt at ist und daß aus ihr sehr große Ge-
i

.

o sch f
pflege zu beschäftigen:Der Heranziehung der unter-fahren für das Allgemeinwohl erwachsen, Gefahren

sittlicher und wirtschaftlicherArt. Wenn man einzelnen
Armenfällennachgeht, der Entstehung sowohl wie den

Folgen des ersten Auftretens der Armut,sowird man
diese Auffassung ohne weiteres bestätigtfinden. lDie
Folgen machen sich auf den verschiedenstenGebieten

bemerkbar. Ich brauche nur an die Fürsorgeerziehung
zu erinnern, jenes traurige Gebiet, das die Unter-

bringung verwahrloster Kinder betrifft, ich brauchenur

zu erinnern an die Kriminalstatistih nur zu erinnern

an die schrecklichhohen Ziffern der Kosten für die

Unterbringung in Krankenhäusern,Jrrenhäusern und

anderen Anstalten. Das sind alles bekannte Tatsachen.
Während früher das einzige Mittel zur Gegenwehr
gegen die Armut die Armenpflegewar, die ursprünglich
von Privatpersonen und Vereinigungen, später von

der Gemeinde geübt wurde, ist heute dazugekommen
das Bestreben, den Ursachen der Armut das Wasser
abzugraben. Es ist dies das Gebiet der Sozialpolitik.
Das Hinzukommen dieses neuen Mittels hat die

Armenpflege nicht überflüssiggemacht; es hat der
Armenpflege aber sehr genützt, nicht in letzter Linie

dadurch, daß die Armenpflege jetzt besser gewürdigt
wird als früher. Früher war man leicht geneigt, alle

Schäden der Armut der Armenpflege zur Last zu
legen und von ihr zu verlangen, daß sie die Armut-
aus der Welt schaffe, und der Widerwille war recht
groß, wenn die Verwaltung erklärte: Das können
wir nicht!

Jetzt dagegen erkennt man an, daß der Armen-
pflege dadurch enge Grenzen gezogen, daß sie sich
lediglich mit den Einzelfällen bereits eingetretener
Armut zu beschäftigenund in treuer Sorge wie in

Berücksichtigungder Umstände und Ursachen dieses
Einzelfalls die Heilung des Falls anzustreben hat.
Man verschließtsich nicht mehr der Einsicht,daß es

neben heilbaren Fällen auch nicht selten unheilbare
Armenfälle gibt, mag die Unheilbarkeit in äußeren
Umständen oder Charakterdefektender Personen be-

gründet sein. Es hat sich die Anschauung durch-
gerungen, daß für den Erfolg der Armenpflege nicht
so sehr das Maß des Gebens, als die Art, das Wie
des Gebens entscheidend ist, und daß es oft Pflicht
der Armenpflege ist, zur durchgreifenden Heilung
energischeMaßnahmen anzuwenden, Maßnahmen,die

gleich bitterer Medizin dein Betreffenden nicht an-

genehm sind, aber durchaus in seinem eigenen wohl-
verstandenen Interesse liegen.

Meine heutigen Ausführungenhaben sich niit zwei
wichtigen Einzelfragen aus dem Gebiete der Armen-

haltspflichtigen Angehörigen eines Verarinten und
der Verteilung von Land an Arme als Armenunter-
stützung.

Die HeranziehungunterhaltspflichtigerAngehöriger
gehört zu den langwierigsten Aufgaben der Armen-
pflege. Wenn es nach dem bestehendenGesetz in erster
Linie Pflicht der Angehörigenist, dem im Daseins-
kampf unterliegenden Jndividium helfend zur Seite zu
treten, und die Armenpflegeerst dann einzutreten hat,
wenn auch die Leistungen der Angehörigenzur Be-
hebung der Armut nicht ausreichen, so ist diese
Stellung der Armenpflege nicht von siskalischenRück-
sichten diktiert, sondern durch das Bestreben, die

Selbstverantwortungdes Jndividiums und das Familien-
gefühl zu erhalten und zu kräftigen.Die Armenpflege
muß diese Grundsätzemit aller Energie durchsetzen,
denn jedes Zurückweichenund jeder Mißerfolg in der

Heranziehung der Angehörigenenthält die Gefahr,
daß das Gefühl der Familieneinheit bedenklichge-
schwächtwird, umsomehr, als die gesamten Verhältnisse
unseres heutigen Wirtschaftslebens dem Verfall der



Familie besonderenVorschub leisten. Die Beobachtungen
der Praxis lehren, daß die Angehörigen aus einem

erfolglosen Vorgehen der Armenpflege gar bald die

Lehre ziehen, daß sie ungestraft ihre Verwandten der

Armenpflege anheimfallen lassen können,und daß es

für sie-eine unnützeVerschwendung wäre, Unterhalts-
mittel aufzuwenden zur Entlastung der Armenpflege-
Das Allgemeinwohl hat ein reges Interesse daran,
daß dem Kampf der Armenpflege gegen die Angehörigen
ein durchgreifender Erfolg gesichert ist, denn Selbst-
verantwortung des Jndividiums und Pflichtgefühlder

gesunde Volkswirtschaft.
Man kann es nur bedauern, daß bis Vor kurzem

es der Armenpflege völlig an genügendenWaffen
fehlte- Inn diesen Kampf gegen die Versäumnis der

Familienpflichtmit Aussicht auf allgemeinen Erfolg zu

führen. Daß die Vorschriften des BürgerlichenRechts
über Unterhaltspflichten in Verbindung mit den

Zwangsvollstreckungsbestimmungender Z. P. O. und
I

dem 65 des U. W. G. nicht ausreichten, ist ohne
weiteres klar, wenn man sich an die zahlreichenMittel

erinnert, einer Zwangsvollstteckungdauernd auszu-

weichen, und wenn man an die Langsamkeitdes zwil-
pwzessualen Verfahrens denkt. Diese Vorschriften
vermögen dem öffentlichenInteresse, einem Verarmten

Hilfe der Angehörigenzu verschaffen,nicht entfernt
zu genügen. Bis Mitte der neunziger Jahre waren

weitere gesetzlicheMaßnahmen gegen Unterhaltssäumige
überhaupt nicht gegeben, und die Armenbehördewar

zu völligerOhnmacht verurteilt. Aber auch durch das

Inkrafttreten des § 361, Ziff. 5, 7 und 10 des

R. Str. G. B. änderte sich die Sachlage nur wenig.
Diese Bestimmungen sind zu eng gefaßt, das Straf- s

maß ist zu milde, vor allem aber hat die Recht-
sprechung auf diesem Gebiet in der Strafbemessung
völlig versagt, weil die erkennenden Gerichte nicht in

genügendemZusammenhangmit der Verwaltung stehen
und sich nicht die Auffassung angeeignet haben, daß
diese Strafbestimmungen eine sehr notwendige Stütze
der Armenpolitikbilden und daß sie nicht als neben-

sächlicheÜbertretunganzusehen sind, sondern als eine

im Interesse des Wohles der niederen Volksklassen
gegebene Waffe gegen diejenigen Persönlichkeiten,
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malige Bestrafung zu vermeiden. Die aus dem §361,
5 u. 10 gerichtlich erkannten Strafen waren in der

Mehrzahl der Fälle derartig niedrig, daß es fast
bedenklich erschien, erneute Anträge zu stellen. Auf
Freiheitsstrafen wurde sehr selten erkannt, die Geld-

strafen bewegten sich in der Hauptsache zwischen1 und

10 M, und zwar in den meisten Fällen betrugen sie
1——5M. Auch die Zahl der aus § 361 Ziff. 5

und 10 bestraften Personen ist sehr gering: Sie betrug
1908—10 77 0X0 aller Nährpflichtsäumigen. In
37 Städten, darunter 32 Großstädten,erfolgten 67 Be-

Familienmitgliedersind notwendigeGrundlage für eine H strafungen aus §361, 5 und 732 aus § 361, 10,
in 480 Fällen wurde nur auf Geldstrafe, in 252 auf
Haft, darunter in 100 auf Haft über 1 Woche,
erkannt. Die Gerichte erklären die Erwerbsmöglichkeit
noch nicht für ausreichend zu bestrafen, verurteilen

vielmehr nur den, welchem genügend Barmittel zur

L Verfügung stehen.

l

welche durch Versäumen ihrer Unterhaltspflicht im;

die wirtschaftlicheSchwächung wichtiger Teile des

volkswirtschaftlichenGanzen der Allgemeinheit einen

schweren Schaden zufügen. »

Die Gerichte pflegen die einzelnenFälle der Uber-

tretung losgelöstvon den allgemeinen Erwägungen zu

behandeln und das Maß der Strafe in erster Linie

davon abhängigzu machen, ob der Betreffende bisher
bestraft war oder nicht. Es wird hierbei verkannt,
daß der Zweck jener Strafbestimmungen in der Haupt-
sache Vorbeugung für die Zukunft ist, und daß dieses
Ziel nur erreicht werden kann, wenn dem betreffenden
Individium durch eine empfindlicheStrafe das Unrecht-
mäßige seines Handelns so klar vor Augen geführt

Die Verurteilungen machten auf die Personen so
schwachenEindruck, daß sie nur in sehr wenigenFällen
sich alsdann zur Erfüllung ihrer Unterhaltspflicht be-

quemten, meistens wurde ein abermaliger Strafantrag
erforderlich und nicht selten nach der zweiten Ver-

urteilung noch ein dritter und auch dieser dritten Ver-

urteilung blieb häufig ein Erfolg versagt. Die

z Zwischenräumezwischen den einzelnen Verurteilungen
im Augenblickunmittelbarer LebensgefährdungschleunigeHwaren recht beträchtlichbis zu 4 Monaten·

Der geringe Erfolg des Vorgehens aus dem

§ 361, 5 und 10 wird erklärlich,wenn man sich die

Auffassung der betreffenden Personen vergegenwärtigt,
daß es doch viel billiger und wirtschaftlichersei, in

vierteljährlichenZwischenräumenjedesmal etwa 5 M

Strafe zu zahlen, als mit den 10—20fachenOpfern
seiner Unterhaltspflicht ordentlich nachzukommen. Die

gezahlten Strafsummen wird der Verurteilte gewisser-
maßen als eine vorteilhafte AblösungseinerUnterhalts-
pflicht betrachten. Diese Verhältnisse,unter denen alle

Städte ziemlich gleichmäßigzu leiden haben, haben
dem Verein für Armenpflege und WohltätigkeitVer-

anlassung gegeben, für den Entwurf des neuen Reichs-
strafgesetzbucheseine erhebliche Verschärfungder Straf-
bestimmungen zu fordern, sowohl durch Erweiterung
der Fassung der Bestimmungen, als durch Erhebung
der Strafbestimmungen in die Reihe der Vergehen
(Gefängnisstrafe). Aber auch wenn diesem Wunsche

näherenKreis ihrer Familie und darüber hinaus durch Rechnung getragen würde, so würde damit doch der
l Hauptgrund des Versagens der strafgesetzlichenBe-

stimmungen auch auf diese Neuerungen übertragen
werden. Die schärfsten Strafbestimmungen werden

ihren Zweck nicht erreichen, solange nicht die erkennende

Behörde bei den Aburteilungen eine zusammenhängende
Strafpolitik betreibt, welche das den Bestimmungen zu
Grunde liegende Interesse vollaus würdigt. Dieses
kann aber nur dadurch erreicht werden, daß zwischen
erkennender Behördeund verwaltender BehördeFühlung
und Zusammenhangbesteht-

Nachdem in anderen deutschen Bundesstaaten schon
seit geraumer Zeit die Anordnung des Arbeitszwanges
gegen unterhaltssäumigeAngehörigeeingeführtworden

wird, daß er es vorzieht, für die Zukunft eine aber- I war, brachte endlich auch in Preußen das neue Gesetz



über die Heranziehung säumigerNährpflichtigervom

23. Juli 1912 die gewünschteHilfe.
Die wesentlichenBestimmungen des Gesetzes sind

folgende:
§ la.

Wer selbst oder in der Person seiner Ehefrau oder

seiner noch nicht 16 Jahre alten Kinder aus öffentlichen

Armenmitteln unterstütztwird, kann auch gegen seinen
Willen auf Antrag des unterstützendenoder des er-

stattungspflichtigenArmenverbandes durch Beschlußdes

Kreis- (Stadt-) Ausschusses für die Dauer der Unter-

stützungsbedürftigkeitin einer öffentlichenArbeitsanstalt ;

oder in einer staatlich als geeignet anerkannten Privat-

anstalt untergebracht werden; der Untergebrachteist ver-

pflichtet, für Rechnung des Armenverbandes die ihm

angewiesenenArbeiten nach dem Maße seiner Kräfte

zu verrichten. Als unterstützt gilt der Ehemann oder

der unterstützungspflichtigeElternteil —- oder bei un-

ehelichenKindern —- die Mutter —- auch dann, wenn

die Unterstützung der Ehefrau oder der Kinder ohne
oder gegen den Willen dieser Unterhaltspflichtigenge-

währt ist.
Die Unterbringung erfolgt nicht:

1. wenn die Unterstützungsbedürftigkeitnur durch
vorübergehendeUmstände verursacht ist;

2. wenn der Unterzubringende nicht arbeits- oder

erwerbsfähig ist;
Z. wenn er entsprechend seiner Arbeits- und Er-

werbsfähigkeitzu seinem und seiner Familie
Unterhalt beiträgt;
wenn die Unterbringung mit erheblichen, den Um-

ständen nach nicht gerechtfertigtenHärten oder

Nachteilen für das Fortkommen des Unterzu-

bringenden verbunden sein würde.

Anstatt der Unterbringung in einer Arbeitsanstalt
kann auch die Einweisung in eine Erziehungsanstalt
oder Heilanstalt (insbesondere auch Trinkerheilanstalt)

angeordnet werden, in welcher Gelegenheit gegeben ist,
den Eingewiesenenmit angemessenerArbeit zu beschäftigen.

§ lc.

Die Entscheidung des Kreis-(Stadt-)Ausschusses er-

geht auf Grund mündlicherVerhandlung. Vor der

Entscheidung ist der Unterzubringende, gegen den das

Verfahren sich richtet, zu hören, soweit dies ohne er-

heblicheSchwierigkeit geschehenkann.

Gegen den Beschluß des Kreis-(Stadt-)Ausschnsses
findet innerhalb zweierWochen der Antrag auf mündliche

Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahrenstatt.
Die Entscheidungdes Bezirksansschussesist endgültig.
Der Antrag auf mündlicheVerhandlung hat keine

ausschiebende Wirkung. Der Kreis-(Stadt-)Ausschuß
kann indessen die Vollstreckung auf Antrag oder von

Amts wegen bis zur endgültigenEntscheidung aussetzen. .

Vor der Aussetzung ist der Armenverband zu hören.
Der Unterzubringende ist über die ihm zustehenden

Rechtsmittel schriftlichzu belehren.
§ 1d.

Die Vollstreckungdes Beschlusses liegt dem antrag-

stellenden Armenverbande ob. Der vorläufig unter-

stützendeArmenverband ist berechtigt,sie dem erstattungs-

pflichtigenzu überweisen.
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I Die Armenverbände sind berechtigt, die einer

sArbeitsanstaltüberwiesenenPersonen in Anstalten

saußerhalb ihres Bezirks unterzubringen oder ihnen

sArbeitenauch ohne Aufnahme in eine geschlossene
s Arbeitsanstalt anzuweisen.

s le.

Die Entlassung aus der Arbeitsanstalt ist von dem

Armenverbande zu verfügen,sobald die gesetzlichenVor-

aussetzungen der Unterbringung weggefallen sind.
Beantragt der Untergebrachte die Aufhebung des

sUnterbringungsbeschlussesmit der Behauptung, daß
- dessen Voraussetzungen weggefallen seien, so entscheidet
über diesen Antrag der Kreis-(Stadt-)Ausschuß, der

den Beschluß erlassen hat; für das Verfahren gelten
die Vorschriften des § 1c.

§ 1f.

.

Der Armenverband kann den Untergebrachten für
eine angemesseneZeit beurlaubenz bleibt der Beurlaubte
währendder Beurlaubungunterstützungsbedürftig(§«1 a),
so kann auf Antrag des Urmenverbandes durchBe-

scheid des Vorsitzenden des Kreis-(Stadt-)Ausschusses,
der den Unterbringungsbeschlußerlassen hat, die Wieder-
einlieferung des Beurlaubten verfügt werden.

.

Wird währendder Beurlaubung eine Wiederein-

lieferung nicht verfügt,so gilt der Beurlaubte als end-

gültig entlassen.
Wird der Antrag aufBeurlaubung von dem Unter-

gebrachten nach Ablauf von drei Monaten seit der

Unterbringung oder der Wiedereinlieferungoder der

Ablehnung eines solchenAntrages gestellt, sohat, wenn

der Armenverband dem Antrage nicht entsprechenwill
der Vorsitzendedes Kreis-(Stadt-)Ausschusses,der deii
Unterbringungsbeschlußerlassen hat, einen Bescheid zu
erteilen. Auf das Verfahren finden Satz 2 und 3 des

Abs. 1. Anwendung-
«

Wenndie Unterbringung ein Jahr gedauert hat
muß der Untergebrachte auch ohne Antrag beurlanbi
werden. Eine erneute Unterbringung darf alsdann erst
nach Ablauf von drei Monaten beschlossenwerden.

«

Hiernach richten sich die Vorschriften des Gesetzes
gegen 2 Personenkategorieennämlich;

a) die Arbeitsscheuen, welche wegen Müßiggangs
Leichtsinns oder Trunkenheit u. dergl. der Armen:
pflege anheimfallen und

die sämuigenNährpflichtigen,d. h. Personen, die

ihre Ehefrauen oder ihre noch nicht 16 Jahre
alten Kinder entgegen ihrer Unterhaltspflichtnicht
versorgen, sondern der Versorgung durch die

Armenbehördeüberlassen.

Wichtig ist der Hinweis, daß der Begriff des Ge-

setzes»Unterstützungin der Person eines Angehörigen«
völligunabhängigist von dem im U. W. G. aufgestellten
Begriff der mittelbaren Unterstützung.Der Arbeits-
zwang tritt auch dann ein, wenn die der Verarmung
anheimfallende Ehefrau und deren Kinder in Bezug
auf den Erwerb des Unterstützungswohnsitzesselbständig
sind· Hätte man den engen Begriff der mittelbaren
Unterstützungdes U. W. G. in das neue Gesetz hinüber-

b)

genommen,so fwürdesman gerade die schlimmstenFälle
der Versäumnis der Nährpflicht freigelassen haben,



z. B. den Ehemann, welcher Frau und Kinder böswillig
verläßt-

Um der Gefahr vorzubeugen, daß ein säumiger
Nährpflichtigersich der Anwendung des Gesetzes durch
Verzicht auf die Armenunterstützungentziehen könnte,
ist die ausdrücklicheBestimmung in das Gesetzauf-
genommen, daß der säumigeNährpflichtigeauch dann

49

als unterstütztgilt, wenn die Unterstützungohne oder z

gegen seinen Willen gewährt ist.
Voraussetzung der Anwendung des Gesetzes ist

dauernde Hilfsbedürftigkeit,d. h. der Grund der Hilfs-
bedürftigkeitmuß ein nicht nur vorübergehendersein.
Die Regierungsvorlage hatte als Voraussetzung für die

Unterbringung eine »nichtnur vorübergehende«Unter-

stützungaus öffentlichenArmenmitteln vorgesehen. Jn
der Kommission des Herrenhauses wurden die Worte

der Regierungsvorlage gestrichen und in dem Abs· 2

durch folgende Fassung ersetzt:
·

»Die Unterbringung erfolgt nicht, wenn die Unter-

stützungsbedürftigkeitnur durch vorübergehendeUmstände
verursacht ist.«

Es sollte damit klargestelltwerden, daßdas Wesent-
liche für die Anordnung des Arbeitszwangessei, ob

der Grund der Hilfsbedürftigkeitnur ein vorüber-

gehender sei oder nicht«
Man denke an folgenden Fall: Ein Trunksüchtiger,

der seine geistigen und körperlichenFähigkeitenvöllig
henintergewirtschaftethat, läßt seine Familie darben,
sodaß sie dex Armenpflege zur Last fällt. Nun gelingt
es während einiger Zeit seiner Frau, soviel zu arbeiten

und zu verdienen, daß die Unterstützungzeitweise weg-

fallen kann, obgleichder Mann immer noch seineUnter-

stützungspflichtVernachlässigL Dann kommen aber

wieder Zeiten, in denen die Frau nicht arbeiten kann,
auch etwaige Beihiler aus privater Wohltätigkeitver-

sagen, sodaß die öffentlicheArmenpflegewieder ein-

treten muß.

Charakteristischist, daß in Fällen dieser Art, trotz
Fortdauer des Grundes der Hilfsbedürftigkeit,doch
seine Wirkung zeitweilig durch Hinzutreten anderer

Factoren ausgeglichen wird. Da die Mehrzahl aller

Fälle diesen Tatbestand aufweisen und die Fassung der

Regierungsvorlage in der Behandlungder Fälle nicht
zweifellos sicher stellte, so war die Anderungder Fassung
erforderlich, um nicht die Wirkungen des Gesetzes
ernstlich in Frage zU stellen-

««

der Behörde entziehen kann.

Über das Verfahren vor der erkennenden Behörde
I

(Stadtausschuß,Kreisausschuß)ist nur noch weniges
hinzuzufügen. Im Gegensatzzu den anderen Bundes-

staaten macht das PreußischeGesetz die Anwendung
des Arbeitszwanges nicht von der vorherigen Er-

schöpfung aller anderen gesetzlichenZwangsmittel ah-

hängig,sondern läßt den Arbeitszwang sofort nach
Eintritt der Hilfsbediirftigkeitzu. Hierdurch werden

unliebsame Verzögerungenvermieden und die Wirkung
des Gesetzes erheblichverschärft.Man darf wohl ver-

trauen, daß die Gemeinde nicht unnötig zu den scharfen
Maßnahmendes Gesetzesgreifenund daß die erkennenden

Behörden in gleicherUnparteilichkeitwie die ordentlichen
Gerichte dem Jndividium gegen etwa übereiltes Vor-

gehen der Armenverbände ausreichendenSchutzgewähren

J

werden. Empfehlenswert aber nicht unbedingt erforder-
lich ist es, der Einleitung des Verfahrens eine ein-

dringliche Verwarnung des Betreffenden vorausgehen
zu lassen. Jn besonderen Fällen wird man von dieser
Verwarnung absehen dürfen,z.B. wenn der Aufenthalt
bisher nicht zu ermitteln war, nunmehr der Betreffende
plötzlichauftaucht und es gilt, schnelldie Unterbringung
in das Arbeitshaus zu veranlassen, ehe er sich wieder

Die Vorschriften über
das Verfahren gewährenim wesentlichendie Möglichkeit,
in der Praxis den Gang des Verfahrens so schleunig
zu gestalten, wie es die Verhältnisseerfordern. Wenn
der KreisausschußseineSitzungen in kurzenregelmäßigen
Zwischenräumenabhält, so würde es möglichsein, ein

Verfahren in 2—3 Wochen zu Ende zu bringen; da in
der Regel die Verwarnung mit angemessener Frist vor-

ausgeht, würde die Gesamtdauer alsdann 4—5 Wochen
betragen. Aber trotz dieses an sich geringen Zeit-
raumes ist das vom Gesetz vorgesehene Verfahren zu

umständlichund langsam für die nicht seltenen Fälle,
in denen der Unterhaltspflichtige beabsichtigt,nach aus-

wärts zu verschwinden, und es gilt, schnellzuzufassen,
um nicht seineFamilie für lange Dauer der Verarmung
anheimfallen zu lassen. So erklärte ein Arbeiter, der

seine Ehefrau der Armenpflege überlassen hatte, bei

seiner Vernehmung im Armenbüro, er kümmere sich
überhaupt nicht mehr um seineFamilie, er reisemorgen
nach Westfalen und werde dort arbeiten. Der Beamte

händigteihm eine Verwarnung vor dem Arbeitshause
ein, der Arbeiter reiste tatsächlichfort und ist nicht
mehr aufzufinden. Hier versagt das neue Gesetzgenau
so wie die bisherigen Strafbestimmungen. Man wird
die Lücke schließenmüssen durch ein besonders be-

schleunigtes Verfahren in der Art, daß der Vorsitzende
des Kreisausschusses ohne Kollegium sofort einen sofort
vollstreckbaren Vorbescheid erlassen darf, welcher inner-

halb kurzer Frist vom Kollegium bestätigtwerden muß,
widrigenfalls er außer Kraft tritt. Man wird noch
weiter gehen müssen und der Armenverwaltung das

Recht einräumen, den Betreffenden sofort festnehmen
zu lassen, falls der Vorsitzende des Kreisausschusses
im Augenblick nicht zu erreichen ist; diese vorläufige
Festnahme würde innerhalb 24 Stunden durch Vor-

bescheiddes Vorsitzendenzu bestätigensein, anderenfalls
die Festnahme aufzuheben ist. Nur wenn diese Er-

gänzungen getroffen sind, wird die Behörde gegenüber
unterhaltspflichtigen Personen die Autorität so durch-
setzenkönnen, daß ihnen die erste Pflicht der Sorge
für die Familie wirksam eingeschärftwird.

Hat der Kreisausschuß auf Unterbringung erkannt,
so wird die Armenverwaltung sorgsam zu erwägen
haben, ob sie die Unterbringung sofort veranlassen oder
weitere Verhandlungen mit dem Betreffenden anknüpfen
will, in der Erwartung, daß das vorliegendeErkenntnis
des Kreisausschussesgenügenwird, um ihn zur Pflicht-
erfüllung zu veranlassen. Hier kann nur Würdigung
der Umständedes Einzelfalls die richtige Entscheidung
sichern. Ein zu scharfes Vorgehen in der Vollstreckung
ist unbedingt zu vermeiden, um nicht unnützdie Freiheit
des Jndividiums zu beschränken.Andererseits wird

man bei unzuverlässigenPersonen mit der Fluchtrechnen
7



und seine Maßnahmen schnell und energisch treffen
müssen-

Bei der Art der Unterbringung werden gefängnis-
ähnlicheAußerlichkeitenzu vermeiden sein. Die Er-

fahrungen in den anderen Bundesstaaten haben gezeigt,
daß es wohl möglichist, ohne verschlosseneTüren und

vergitterte Fenster den Untergebrachten zu halten und

daß bei verständiger, ruhiger, im Notfall fester Be-

handlung sich die Untergebrachten durchaus einwandfrei

führen.
Die Auswahl der Beschäftigunggewährt gute Ge-

legenheit, erzieherischenEinfluß zu üben, Erwerbswillen,

Erwerbsfähigkeit und Freude an der Arbeit zu heben.
Es wird zweckmäßigsein, nicht ungelernte Arbeiten,
wie Holzhacken oder dergl. leichte Leistungen, sondern
wenn irgend angängig eine leichter zu erfassende er-

lernte Arbeit zu wählen· Ob dies möglichsein wird,

richtet sich nach den Verhältnissen der Unterbringungs-
anstalt. In Danzig werden entsprechendeVersuche ge-

macht werden. Ich möchte empfehlen, den Unterge-
brachten dauernder psychiatischerBeobachtung zu unter-

stellen, um Anhalt über die Behandlung innerhalb und

später außerhalb der Anstalt zu gewinnen und zu be-

urteilen, ob etwa ein Entmiindigungsverfahren zu

dauernder Unterbringung des Betreffenden wünschens-
wert ist.

Bei Behandlung und Beschäftigung des Unter-

gebrachten möge man sich vergegenwärtigen,daß zwar

Charakterfehler den unmittelbaren Anlaß zur Unter-

bringung gegeben haben, daß aber diese Schwächeim

Charakter wiederum in der Hauptsache ihren Grund

in sozialen Ursachen, einer trüben Jugend, schlechten
Wohnungs- und Lebensverhältnissenhaben, und daß

nur besonders feste Charaktere sich bei diesen drückenden

Verhältnissenvon Fäulnis freihalten können. Es gilt
nun durch Änderungin der Lebenshaltung während
des Aufenthalts in der Anstalt diesen Charaktersehlern
entgegenzuwirken. Die Unterbringung soll für den

Untergebrachten eine Wohltat sein und ihm und seinen
Angehörigenzum Besten dienen.

Das Gesetz läßt auch statt Unterbringung in einer

Anstalt Zuweisung von Arbeiten außerhalb einer

Anstalt zu. Ob dieseMaßregel häufig zur Anwendung
gelangen kann, läßt sich z. Zt. schwer beurteilen.

Wenn man berücksichtigt,daß hierbei ein besonderes
erzieherischesMoment, der unfreiwillige Aufenthalt in

den umfriedeten Räumen einer Anstalt, fortfällt, so
werden wohl nur sehr leichte Fälle zur Beschäftigung
außerhalb einer Anstalt geeignet sein, in denen ein

leiser Druck bereits zur Erreichung des Ziels aus-

reicht.
Kleinere Gemeinden werden nicht in der Lage sein,

eigene Arbeitsanstalten zu errichten. Um aber auch
diesen die Wohltaten des Gesetzes zuteil werden zu
lassen, hat der Herr Landeshauptmann in Westpreußen
die Provinzial-Anstalt in Konitz zur Unterbringung
zur Verfügung gestellt, gegen einen Tagessatz von

90 Ps., von welchem der erzielte Arbeitsverdienst in

Abng gebracht wird; es sind z. Zt. bereits 7 Personen
dort untergebracht in einer besonderen Abteilung,
welche für 25 Personen Raum gewährt. Bei der Be-
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schäftigungwerden diese Personen von den Korrektions-
häuslern, soweit es der Betrieb der Anstalt zuläßt,
getrennt gehalten, die Art der Beschäftigungund der

Verpflegung ist abweichend von den Vorschriften der

Korrektionsanstalt den Anforderungen des Gesetzes
entsprechendbesonders geregelt, und es ist hierbei der

erzieherischenEinwirkung Rechnung zu tragen. Die
z. Zt. untergebrachten Personen sind in der Wäscherei,
derLandwirtschaftund bei den Bauarbeiten beschäftigt;
geeignetePersonen werden auch in gelernten Arbeits-
zwetgen unterwiesen werden.

Da seit dem Inkrafttreten des Gesetzeserst ZAJahr
verstrichen sind, so berechtigen die bisher gemachten
Erfahrungen noch nicht zu einem abschließendenUrteil
über die Wirkung des Gesetzes,immerhin hat die kurze
Praxis bereits gezeigt, daß die Verwaltungsgerichte
den Interessen der Armenpolitik voll gerecht werden,
daß sie aber entgegen den im Landtage geäußerten
Bedenken eine starke Unparteilichkeitbesitzen und nicht
etwa einseitig zu gunsten der Armenverwaltungdie
Interessen und die Verhältnisseder beklagten Personen
vernachlässigen. Im übrigen haben schon die Ver-
warnungen einen sehr guten Einfluß ausgeübt. Es
haben sich viele Eheleute oder Eltern bequemt, nun-

mehr ihren Verpflichtungennachzukommen. In den
Fällen, in welchen nach erfolgter Verwarnung das
Verfahren auf Unterbringungeingeleitet werden mußte,
hat oft bereits die Einleitung des Verfahrens die
Wirkung gehabt, daß Personen, welche seit langem
keine Beträge mehr zum Unterhalte gezahlt hatten
sichnunmehr eines Besseren bedachten· Soweit es zü
einer Erkenntnis aus Unterbringungim Arbeitshaus
kam, übte häufigschon die Tatsache diesesErkenntnisses
die genügendeWirkung aus, daß zur Vollstreckung
nicht geschritten werden brauchte. Die betreffende
Person leistet ihre Unterhaltsbeiträge,weil ihr deutlich
zum Bewußtseingekommen ist, daß sie die Unter-

bringungim Arbeitshaus zu gewärtigen hat, sobald
sie diese Zahlung ohne Grund wieder einstellt. Bei
einigen Personen, welche durch Trunksuchtschon soweit
gesunken waren, daß sie nicht mehr die genügende
Energie zur Besserung ihres Lebenswandels ohne
starkenAnreizaufbringen können,mußte das Erkenntnis
auf Unterbringung im Arbeitshaus vollstreckt werden.
Die Wirkung dieserUnterbringungläßt sich z. Zt. noch
nicht beurteilen, da noch nicht eine genügendeZeit-
dauer vorliegt. Die Führung der im Arbeitshaus
Untergebrachten gab bisher zu keinem Tadel Anlaß,
sie arbeiteten willig und gut, sodaß die Fälle doch
nicht als hoffnungslos angesehen werden können. Daß
durch Anwendung des Gesetzes auch der Widerstand
sehr hartnäckigerPersonen überwunden werden kann,
möge folgender Fall zeigen:

Ein selbständigerGewerbetreibender war von seiner
Frau geschieden,hatte sämtliche7 ehelicheKinder im

Stiche gelassen und sich in eine andere Stadt begeben,
in der er in wilder Ehe lebte. Alle Versuche auf
Grund des §361, 5 und 10, ihn zu seiner Ver-

pflichtung anzuhalten,s schlugen hierdurch kläglichfehl,
die geringen Strafen machten keinerlei Eindruck auf
ihn. Damit nicht mit Psändung etwas gegen ihn



erreicht werden könnte, wurde der Gewerbebetrieb im
Namenseiner Geliebten geführt,er selbst war angestellt .

gegen 30 M monatlich Taschengeld. Ein Versuch,
ihm durch den städtischenWaiseninspektor eins seiner
Kinder zuzuführen, scheiterte; er griff den Waisen-
inspektor tätlich an, wies das Kind von sich und

Kinde zurückzukehren.Als der Antrag aus dem neuen

Gesetz gegen ihn aus Unterbringung im Arbeitshaus
gestellt war, nahm er zunächst die Kinder zu sich,
schicktesie aber der Armenverwaltungsofort wieder
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zu, als diese den Antrag auf Unterbringung im!
Arbeitshaus nunmehr zurückgezogenhatte. Es wurde
alsdann auf erneuten Antrag auf Unterbringungim
Arbeitshaus erkannt. Eine Aufforderungder Armen-
verwaltung, innerhalb bestimmter Zeit die Kinder
herauszunehmen, widrigenfalls er Unterbringungim
Arbeitshause zu gewärtigen habe, ließ er völlig un-

beachtet. Die Armenverwaltung ließ ihn nunmehr
durch Vermittelung der Polizeibehördeunvermutet fest-
nehmen und ins Arbeitshaus schaffen. Dieses un-

erwartete Ereignis brachte ihn ganz außer Fassung.
Ein eintägigerAufenthalt im Arbeitshaus brachte ihm
den Ernst der Lage so deutlich vor Augen, daß er

nunmehr sich fest entschloß,seinen Verpflichtungen
nachzukommen und seine sämtlichenKinder sofort aus
der Armenpflege herauszunehmen. Es steht zu er-

warten, daß er die Armenpflegeniemals wieder in
Anspruch nehmen wird. Es handelte sich hier um

einen leistungsfähigen,aber böswilligenFamilienvater,
der bisher die Schwäche der Armenverwaltungerkannt
und ausgenutzt hatte und dessenWiderstand nur durch
die scharfen Maßnahmen des neuen Gesetzesgebrochen
werden konnte.

Dieser Fall zeigt auch, wie weit die Zerrüttung
des Familiengefühlsgedrungen·ist,und daß es die
Pflichtvergessenheitwesentlicherleichtert,wenn man das
Bewußtseinhat, daß für die notleidenden Angehörigen
die Allgemeinheitim genügendenMaße eintreten müsse,
und daß einem selbst aus der Pflichtvergessenheitkein
Schaden erwachse, wenn man es versteht, durchzweifel-
hafte Rechtsgeschästesein Vermögenso zu decken,daß
jeder Akt der Zwangsvollstreckungin das Vermögen
fehlschlägt.

Wie schon ausgeführt, ist nach dem Gesetz der
Untergebrachte spätestensnach einem Jahr von Amts
wegen zu entlassen, Und es darf seine nochmalige
Unterbringung nicht vor Ablauf weiterer drei Monate
erfolgen. Man hat die Befürchtunggeäußert, daß
durch diese dreimonatliche Pause in den besondersschweren Fällen der vielleicht bisher mühsamerzielte
Einfluß der Unterbringung auch den Charakter wieder
zerstört und so eine dauernde Besserung aus-

geschlossenist.

Diese Bedenken sind insofern nicht soerheblich,als
in diesen Fällen — meistens wird es sich um Trunk-
sucht oder Geistesschwächehandeln —

nebender Unter-

bringung im Arbeitshaus die Entmündigunggegeben
ist, welche eine dauernde Unterbringungbis zur Heilung
ermöglicht.

.—K———
l

Auch das neue Gesetz zur Heranziehungsäumiger
Nährpflichtigerenthält zwei fühlbare Lücken,es erfaßt
nicht die unehelichenVäter und nicht die erwachsenen
Kinder, welche ihre Eltern durch Vernachlässigung
ihrer Unterhaltspflichtder Armenpflegeanheimfallen
lassen. Die unehelichenVäter sind in den Bestimmungennötigte den Inspektor, unverrichteter Sache mit dem des B. G. B. besonders scharf behandelt worden.
Während alle anderen Unterhaltspflichtigenrückständige
Unterhaltsraten für die Vergangenheitnur dann nach-
zuzahlen haben, wenn sie durch besondere Mahnungin Verzug gesetzt find, hat das B. G. B. diese
wesentlicheEinschränkung,welche in der Praxis fast
stets die Einziehung rückständigerRaten verhindert,
für die unehelichenVäter nicht getroffen. Die ehelichenEltern sind berechtigt,ihre Unterhaltspflichtdurch Auf-
nahme der Kinder in den Haushalt, also durch
Materialleistungen,zu erbringen; dem unehelichenVater steht dieses Recht nicht zu, er ist stets ver-

pflichtet, die Unterhaltsbeiträgein Geld zu leisteu.Nur bei dem unehelichenVater ist die Unterhaltspflicht
für vererblich erklärt worden. Diese besonders scharfe
Behandlungder unehelichen Väter besteht aber leider
nur in der Theorie, in der Praxis dagegen istdie Sachlage völlig umgekehrt. Der unehelicheVater genießt tatsächlicheinen Schutz wie kein
anderer Unterhaltspflichtiger.Die ordentlichen Ge-
richte im OberlandesbezirkMarienwerder legen die
§§ 361, 5 und 10 des Strafgesetzbuchesso eng aus,
daß eine Bestrafung des unehelichen Vaters wegen
Verletzung der Unterhaltspflichtnicht erfolgen kann.
Diese Auffassungder Gerichte ist für die Volkswirtschaft
von verhäiignisvollerBedeutung, da es für den un-

ehelichen Vater eine Prämie seines pflichtvergessenen
Verhaltens bildet. Wenn man bedenkt,daß die un-

ehelichenVäter in der Umgehungihrer Unterhalts-
pflicht durch Vermögensverschiebungen,durch Ver-
schleierungder Lohnzahlung,durch ständigesNieder-
legen der Arbeit, durch raffinierte Herstellung des
Tatbestandes der exceptio plurjum sich nicht scheuen,das junge Menschenkind,für dessen Ursprung sie ver-

antwortlich find, dem Elend auszuliefern, so kann der
aus dem Versagen der Gerichte erwachsende soziale
Schaden garnicht überschätztwerden. Es wird bemerkt,
daß in den anderen Oberlandesgerichtsbezirkendie
Gerichte den unehelichen Vater aus § 361, 5 u. 10
bestrafen,und daß nur das Kammergerichtund ihm
folgend vereinzelteOberlandesgerichtsbezirkeder engen
Auffassungder zitierten Paragraphen huldigen. Bei
Beratung des neuen PreußischenGesetzeszur Heran-
ziehung säumigerNährpflichtigerwar der Antrag
gestellt, auch den unverheirateten unehelichen Vater,sobald seine Unterhaltspflichtdurch Gerichtserkenntnis
festgestellt ist, der Unterbringungim Arbeitshaus zuunterwerfen. Leider ist dieserAntrag abgelehntworden,doch darf eine Erweiterungdes Gesetzesin der Zukunftwohl erhofft werden. Solange diese Lücke in dem
PreußischenGesetzbesteht,bedeutet sie eine Verlockung,die Eheschließungzu vermeiden und in außereheliche
Beziehungzu treten, denn der Ehemann und Vater
kann durch das Gesetz zur Erfüllungder Unterhalts-
pflicht gegenüber Frau und Kind nachdrücklichver-



anlaßt werden. Der uneheliche Vater ist gegenüber
Kind und Mutter aller Pflichten so gut wie ledig. Er

braucht sich in der wilden Ehe Unterhaltslasteu für
Kind und Mutter nicht länger zuzumuten, als es ihm

fein guter Wille gestattet. Bei dieser Sachlage kann

man wohl sagen: Es ist eine Lust, unehelicher Vater

zu fein, eine Last, ehelicherVater zu sein! (Große

Heiterkeit.)

Auch ein Antrag, die unverheirateten erwachsenen
Kinder den Bestimmungen des Gesetzes zu unterwerfen,

ist nicht durchgedrungen, obwohl gerade auf diesem
Gebiete die Armenverwaltungen es sehr empfinden,

daß ihnen eine erste Waffe fehlt gegen junge Leute,

welche ihren verhältnismäßigguten Lohn zu Ver-

gnügungen verwenden und den Eltern wenig oder

garnichts zum Unterhalte gewähren; ferner gegen jene

jugendlichenPersonen, welche verwahrlost und arbeits-

scheu find, nur gerade soviel arbeiten, wie für den

eigenenLebensunterhalt eben ausreicht und jeder ernsten

Arbeit aus dem Wege gehen, ja, die sich nicht schämen,

auf Kosten ihrer Eltern zu leben, welche Armen-

unterstützung beziehen und hiervon sogar noch einiges

für diese Kinder ans schwacher Elternliebe erübrigen.

Es sind die Fälle nicht so selten, in denen alte, sehr

erwerbsbeschränkteEltern laufende Armenunterstützung

beziehen und bei wiederholten Besuchen festgestelltwird,

daß die erwachsenenSöhne und Töchter arbeitslos im

Hause herumlungern und noch des Morgens spät im

Bette liegend aufgefunden werden. Ohne die An-

wendung des neuen Gesetzes ist diesen Existenzen

schwer beizukommen. Entziehung oder Rückzug der

an die Eltern gewährtenArmenunterstützungist bei

weitem nicht in allen Fällen das geeignete Mittel, um

diese jugendlichen Personen aufzurütteln. Es kann

hiergegen nicht streng genug vorgegangen werden.

Wenn auch nach dem eben Gesagten noch einige

Verbesserungen und Ergänzungen des Gesetzes anzu-

streben find, so wird doch das Gesetz von allen in der

praktischenArmenpflege stehenden Gemeinden, Vereinen

und ehrenamtlichenPersonen als eine wahre Hilfe in

der Not, in der leiblichen und sittlichen Not weiter

Bevölkerungsklassenangesehen. Wenn man bei den

parlamentarischenBeratungen das Gesetzals unsoziales
Ausnahmegesetzgegen die Ärmstender Armen bezeichnet,
so will ich im Gegensatz zu dieser Auffassung nur

hervorheben, daß sich die Angehörigender arbeitenden

Klasse des sozialen Nutzens des Gesetzes sehr wohl
bewußt sind. Häufig erklären mir die von ihren
Ehemännern verlassenen Frauen: »Ich möchtewohl,
daß mein Mann ins Arbeitshaus kommt, nur das

kann ihm und mir noch helfen, es ist im Guten nichts
mehr mit ihm anzufangen.«

Wir dürfen hoffen, daß das neue Gesetz in weiten

Kreisen der Bevölkerung der Anschauung den Weg
bahnen wird, daß dem Jndividium nicht nur ein

Recht auf Armenunterstützungim Falle der Not zu-

steht, sondern daß er der Allgemeinheitgegenüberauch
die strenge Verpflichtung hat, für sich selbst und seine

Angehörigen mit allen Kräften zu streben und zu
arbeiten und sich nicht sorglos darauf zu verlassen,
daß ein Notstand überhaupt nicht eintreten könne,
sondern die Allgemeinheit für ihn sorgen müsse.

Der zweite Teil meiner Ausführungenbetrifft die

Verteilung von Land an Arme. Jn den letztenJahren
wird aus zahlreichen Städten berichtet,daß man ver-

suche, den Armen statt Barunterstützungein Stück
Land zur Bebauung mit Kartoffeln und Gemüse zu

gewährenund daß man hoffe, dauernd günstigeErfolge
zu erzielen, den Fleiß und die Freude an eigenem
Besitz anzuregen, den Armen für den von der Bar-

unterstützung zu kürzendenPachtpreis weit mehr an

Lebensmittelwerte zu schaffen,als sie für das gleiche
bare Geld hätten kaufen können.

Angesichts dieser Berichte dürfte es interessant sein
zu hören, daß gleiche Versuche bereits vieler Orten
vor etwa 80 Jahren um 1830 gemacht sind. Aus
den Akten der Danziger Armenverwaltung ist zu ent-

nehmen, daß Berlin 1837 mit der Landgewährungan

Arme begonnen hat und daß sich die ersten Berichte
sehr freudig und begeisternd über die Erfolge äußern.
Es heißt dort: »Eine Musteranstalt, auf urbarem

Boden mit Umsicht und Sachkenntnis eingerichtet-
zuerst mit den Wohlgesinnten unter den Armen be-
völkert und mit uneigennützigemEifer beaufsichtigt,
würde vorläufiggenügen,-und Zeit, Erfahrung und

Beispiel das Ubrige tun, um eine den örtlichenVer-

hältnissen angemessene Verbreitung herbeizuführen,
während zugleich, unterstützt von der Kraft vieler

Menschenhände,manche Zweige ländlicher Betrieb-

svamkeit,als Zuckerfabrikation,Seidenbau und andere
Gewerbe zum Vorteil der Anstalt und des Ganzen
hier Begründungund Beförderungfinden könnten.

Aber nicht bloß für die Ernährung und Erhaltung
der Armen, auch fiir die Fortschritte der Volks-Erziehung
ist die Einführung von Armenkolonien wichtig. Auf
dem Lande, entfernter von Vergnügungssuchtund mo-

ralischer Verderbnis, wächstdie Jugend natürlich,ein-
fach und kräftigempor; die Natur, die sie umgibt, die

täglichunter ihren Augen vorgehenden Beschäftigungen
auf Feld und Wiese, im Walde und auf Seen, «bei
Jagd- und Viehzuchtbelehren fie, bessern und entfalten
verständigereBegriffe als die Bilder-Tafeln des voll-
kommener-en ftädtischenElementarunterrichts, und für
alle Erziehungshäuserder ärmeren Jugend wäre die

Versetzung auf das Land ein bedeutender Gewinn. Wir

glauben, daß alle hier aufgezähltenGründe die oben

angedeutete Behauptung rechtfertigen, daß in der An-

gelegenheit,über welche gegenwärtigRechnung abgelegt
wird, Keime enthalten find, die den Wert des Guten,
welches sie bereits erzeugt hat, noch übersteigen.«

Auch in Danzig hat man 1839 mit Landvergebung
an 60 Familien mit zusammen 244 Familienmitgliedern
begonnen und anfangs günstigeErfolge gehabt. Aber

schon 1843 forderte die Danziger Stadtverordneten-

versammlungSchaden für Kontrolle, weil einige Arme

mißbräuchlichdas Land an Dritte weiter verpachtet
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hatten und 1866 beschloßdie Danziger Stadtverordneten- Armenpflegesteht hier vor ihrer höchstenAufgabe, durch
versammlung, die Mittel für die Landverteilung vom

Etat abzusetzen, da erfahrungsgemäßdie durch Her-
gabe von Kartoffelland erzielten Wohltaten sehr be-

schränkt und den dazu verwendeten Mitteln nicht
entsprechend seien. Also eine wohl verklauselierte
Rückzugserklärung.Da ich nicht habe feststellenkönnen,
daß die Berliner Landverteilung in die neuere Zeit
fortgedauert hat, glaube ich annehmen zu dürfen,
daß man auch dort eine ziemlicheEnttäuschunger-

fahren hat.

Stellt man diese geschichtlicheEntwicklungmit den

heutigen Berichten zusammen, so gewinnt man wohl
die Überzeugung,daß es sichdochum ein sehr schwieriges
Problem handelt und daß die Gefahr eines Scheiterns
der Bestrebungen heute noch größer ist als damals, zu
einer Zeit, in welcher die Verhältnisseleichter zu über-

sehen waren, und in welcher die Bevölkerungmit der

Landwirtschaft noch engere Fühlung hatte, als heute
in städtischenOrten. Wie damals sind auch heute die

ersten Berichte voller Lob und Zuversichtlichkeit,aber

in keiner Zeit liegen so lange Erfahrungen vor, daß
ein dauernder Erfolg gewährleisteterscheint. Die meisten
Städte fällen ihr erstes Urteil über die ersten kleinen

Anfänge und schon prophezeien begeisterteAnhänger,
wie damals vor 80 Jahren, das Entstehen großer
Kolonien und eine systematische Agrarisieriing der

Armen.

Unzweifelhaftkönnen alle jene gewünschtenErfolge
eintreten, denn in der Tat vermag die Landverteilung
einen sittlich stärkendenAnreiz zur Arbeit für eigenen
Besitz auszuübenund die gesundheitlichenVorteile sind
unverkennbar. Aber aus der Möglichkeitfolgt noch
nicht, daß nun jene segenskeichenWirkungen auch un-

fehlbar gesichertsind, wie man in der ersten Begeisterung
annehmen möchte-

Bei der Beurteilung und praktischenAnwendung
der Landverteilung darf man wie überall in der prak-

tischenArmenpflege den bedeutenden Faktor menschlicher
Unvollkommenheit der Armen niemals außer Augen
lassen.—Mögen die Armen auch im Anfang in eigener
Begeisterung an der guten Neuerung den ehrlichen
Willen haben, alle Hoffnungen zu erfüllen, die auf sie

gesetzt werden, so pflegt doch jede außergewöhnliche

Begeisterung unter dein Druck»des Alltags rasch ab-

zuebben und die normalen Eigenschaftenund Fehler
der Persönlichkeitentreten wieder wirksam zu Tage.
Armut, auch wenn ihr Entstehen nicht auf Charakter-

fehler zurückzuführenist, schwächtdie Charaktereigen-
schaften und regelmäßiggenügt nicht schonein so leiser
Anstoß, wie ihnen die Tatsache des Landbesitzesallem
gewährt,um den Charakter dauernd zu«heben.Hierzu
bedarf es vielmehr einer liebevollen erzieherischenEin-

wirkung, die sich den EigenschafteneinesjedenArmen
anpassenmuß, nie ermüden darf, und nie sich in Sicher-
heit wiegen lassen darf, daß nun alles gut seiund

man sich nicht weiter um die Person zu kummern
brauche, da alles wohl von selbst gehen werde. Die

i

l
i

die Art ihrer Unterstützungund die Sorge für die

Person sittlicherzieherischeinzuwirken,die schlummernden
Kräfte zu wecken, zu hegen und zu pflegen und vor

dem Wiederuntergangezu bewahren. Die Armenpflege
muß stets gewärtig sein, daß alle Erziehungsversiiche
an einer Person scheitern und wieder von neuem be-

ginnen. Wenn man auch wohl berechtigt ist, das

große Problem einer systematischenKolonisierung der
Armen sich als Ziel zu setzen, so ist es doch zunächst
erforderlich, die Augen auf die Gegenwart zu lenken
und jene mühsameKleinarbeit zu vollbringen, die uns

den künftigengroßen Zielen langsam näher bringen
wird.

Schon bei der Auswahl der Personen ist sorgfältig
zu verfahren und es muß vor allein von ihnen ein

Mindestmaßvon landwirtschaftlichenKenntnissenverlangt
; werden, da unkundige Personen bei Mißerfolgenleicht

den Mut verlieren und den anderen ein schlechtesBei-
spiel geben können. Bei der ersten Landverteilung sind
möglichst nur ganz eiiiwandfreie Persönlichkeitenaus-

zuwählen, um für die späterenVerteilungen gute Vor-
bilder an der Bewirtschaftung des Landes und der

Erzeugnisse zu gewinnen. Mißerfolge schon bei der

ersten Verteilung stellen eine günstigeEntwickelung des

Unternehmens von vorneherein ernstlich in Frage, sie
gefährdendie allgemeine Autorität der Armenpflege, da
die Armen hierin eine Schwäche der Verwaltung er-

blicken und geneigt sind, aus dieser Schwächefür sich
Vorteile zu erringen, welche mit den erzieherischenBe-

strebungen der Armenpflege unvereinbar sind. Jm
übrigen wird man bei der Auswahl der Personen
Wert darauf zu legen haben, daß die Personen oder
deren AngehörigegenügendZeit zur ordentlichen Be-

wirtschaftung des Landes zur Verfügung haben; vor-

zuziehen sind Witwen mit größerenKindern und er-

werbsbeschränktePersonen, die nicht ständig Arbeit

finden. Jn Danzig befinden sich unter den mit Land

bedachten Personen 19 Witwen mit 69 Kindern, von

welchen 53 Kinder unter 14 Jahren sind, 16 erwerbs-

beschränktePersonen mit 48 Angehörigen, darunter
24 Kinder unter 14 Jahren und 3 Haushalte, welche
wegen großer Kinderzahl Landunterstützungerhalten,
mit insgesamt 30 Familienangehörigen,darunter
19 Kinder unter 14 Jahren.

Wie man im übrigen bezüglichGewährung der

Aussaat, Größe der einzelnenParzellen und der weiteren

Einzelheiten, z. B. bezüglichdes Pflügens verfährt,
richtet sich nach den Eigentümlichkeitender einzelnen
Gemeinden, einzelne Regeln lassen sich hierfür nicht
einführen.Während man in Posen und in Straßburg
das Land in rohem Zustande überläßt, wird in Stettin
und Königsberg das Land zunächstgedüngt,gepflügt,
übereggt und dann erst den Armen übergeben. Jn
Danzig haben wir das Land bei der ersten Verteilung
gepflügt und gedüngt übergeben. Das Pflügen wird

alljährlichdie Armenverwaltungwieder besorgen, für
das Düngenmüssen jedoch die Armen in den nächsten
Jahren selbst sorgen, es sei denn, daß das Land einem
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neuen Armen zugeteilt wird. Die Größe der einzelnen
Parzellen ist örtlichrecht verschieden. Posen gewährt
200 qm, Königsberg je nach Kopfzahl der zu unter-

stützendenFamilien 50 bis 250 qm, Straßburg nach

demselben Maßstab 150 bis 300 qm, Frankfurt 200

bis 300 qm, Danzig durchschnittlich300 qm. Die

Versuche der Städte bewegen sich noch in bescheidenen

Bahnen, so hat Posen zunächst1450 qm, im zweiten

Jahre weitere 4400 qm und im dritten Jahre weitere

28000 qm vergeben. Straßburg hat im ersten Jahre
4000 qm, Königsberg 5000 qm, Frankfurt 9000 qm

verteilt. Danzig hat im ersten Jahre 4600 qm, und

im zweiten Jahre noch weitere zwei Landstücke von

3000 und 6000 qm zusammen13 600 qm an 38 Familien

vergeben; die Landverteilung in Danzig hat im Früh-

jahr 1912 begonnen.
«

Aus den oben angeführtenGründen wird man sich

nicht damit begnügendürfen, die Armen nach Vergebung
einer Anweisung über die Bewirtschaftung fernerhin

sich selbst zu überlassen, sondern die Armen bedürfen

einer ständigenBeratung und Beaufsichtigung Wir

haben in Danzig zu diesem besonderen Pflegeamt zwei

ehrenamtlicheHerren berufen, von denen der eine als

langjährigerLehrer sich eines besonderen Ansehens und

Einflusses bei den Armen seines Bezirkes erfreut,

während der zweite Herr das Amt eines Armen-

kommissionsvorstehersin seinem Bezirk versieht und in

seiner Amtsführung ein gutes Verständnis für die

Persönlichkeitund das Wohl und Wehe seiner Armen

besitzt. Beide Herren besitzenlandwirtschaftlicheKenntnisse,

sodaß sie den Armen mit Rat und Tat zur Seite stehen
und sich ein Urteil darüber bilden können, ob die Armen

bei der Bebauung mit der nötigenSorgfalt verfahren·
Die Herren suchen Arme, die etwa in der Pflege des

Landes säumigsind, in Güte heranzuziehen, schärfere
Maßnahmen werden möglichst vermieden. Von der

Zentralisierung der Aufsicht und Beratung einer

städtischenStelle, etwa der Gartendirektion, haben wir

Abstand genommen, weil alsdann das wichtigeMoment

der persönlichenFühlung und des Vertrauensverhält-

nisses zwischenAufsicht und den Armen nicht erreicht

werden kann. Den beiden Herren bereitet ihre Tätig-
keit besondere Freude. Sie besorgen die finanziellen

Angelegenheitender Landverteilung selbst, erhalten ent-

sprechendenVorschußaus der Kämmereikasse und rechnen

jährlich ab. Als Dezernent der Armenverwaltung

überzeugeich mich des öfteren an Ort und Stelle von

dem Stand der Sache und unterhalte mich, ohne mich

zu erkennen zu geben, gerade mit den auf dem Acker

anwesenden Personen über ihren Erfolg und ihre

Meinung über die Zweckmäßigkeitder Sache. Bis

jetzt habe ich bei diesen Gesprächenden Eindruck ge-

wonnen, daß die Leute den Nutzen der Landvergebung
einsehen und sich aus das Ernteergebnis redlich freuen.
Sehr nett ist es, daß sich auch unter den Landbesitzern
eine gute Kameradschaft ausgebildet hat und einer dem

anderen in der Arbeit aushilft.

Jm vorigen Herbst hatten wir in Danzig die erste
Aberntung des Landes. Um nicht die erzieherischenv
Wirkungen der Landverteilung unter zu engen finanziellen
Rücksichtender Armenverwaltung leiden zu lassen,
haben wir bei der Kürzung der Armenunterstützung
nach Aberntung des Landes nicht den vollen Wert

des Ernteertrages gekürzt,sondern nur soweit, wie es

nötig ist, um unsere Selbstkosten des Landes, der

Aussaat und der Düngung zu decken. Der Reinertrag
des Landes sollte den Armen zugute kommen. Der

zu kürzendeBetrag ist auf die Zeit von Oktober bis
Oktober derart verteilt, daß jedem Armen 2 M monat-

lich gekürzt werden. Würde man bei der Kürzung
über die Selbstkosten hinübergehen,so würde man die
Armen veranlassen, uns über die Erträge des Landes

zu täuschen,durch unwahre Angaben, heimlichesWeg-
schaffen von Landprodukten, Behaupten angeblicher
Diebstahte und dergl. Eiae diese Mißständeiheheade
Kontrolle würde sehr umständlichsein und wenig Aus-

sicht auf Erfolg.bieten.

Damit bin ich am Schlusse meiner Ausführungen.
Jch habe in ihnen zu Tage treten lassen, wie wir bei
der Ausübung der Armenpflege den Versuch machen
müssen, erzieherisch zu wirken. Vor einigen Tagen
sprach ich mit einer Dame über einen Einzelfall über
den unsere Meinungen auseinander gingen. Jchlegte
ihr in Kürze meine Ansichtendar. Sie fand sie sehr

interessant,konnte sich aber nicht dazu entschließen
mer«beizutreteaund sagte schließlichetwas itaaischT
»Sie sind ein Optimist!« Jch glaube, dieses Wort

dürfen sich alle in der ArmenpflegetätigenPersonen
zueignen,und zwar als einen Ehrentitel. Wir müssen

Optimistensein, wir dürfenuns nicht in den Pessimismus
hinabdrängenlassen, daß erzieherischeWirkungen nicht
zu erzielenseien. Armut ist zwar eine leibliche,aber
in hohemMaße auch eine sittlicheNot. Hoffen wir

Zeitlßsichdäizrchsorgsame Ausübung der Armen:
ege eine e erun e«

«

?

Beisam)
ss g hrbeifuhren laßt. (S»ebhafter

Yorsitzenden Jch möchte noch ein paar Worte
unterstreichen, weil wir ja in diesenTagen so viel von

der Selbstverwaltung gesprochen haben. Das Gesetz
über die Heranziehnng säumigerNährpflichtigerist
das ersteGesetz, das dem Stadtausschußdie Beschluß-
fassung überträgt. Hier übt also nicht der Bezirks-
ausschußdie richterlicheTätigkeit aus, sondern Herren
aus der städtischenVerwaltung, die den Verhältnissen
nahe stehen. Die bisherigen Erfahrungen sind, wie

derHerr Referent darlegte, ganz ausgezeichnet. Es

liegt daher in diesem gesetzgeberischenVorgehen ein

außerordentlichgesunder Schritt, und wir wollen nur

hoffen, daß bei den nächstenGesetzenauf diesemWege
fortgefahren wird.

«

Wird das Wort noch gewünscht?Das ist nicht-
der Fall. Wir gehen über zu Punkt 8:



Yie Erbrecijtsreform und die Htådten

Hierzu liegen folgende Leitsiitzevor:

1. Der Artikel 1381) des Einführungsgesetzeszum

lI·

Auszüge
aus
dem
Gesetzentwurfe
über
das
Erbrecht
des
Staates.

B. G. B. soll Geltung behalten. Der § 192)
des Gesetzes über das Erbrecht des Staates ist
dahin abzuändern: Die Vorschriften des Ein-

führungsgesetzeszum B. G. B. gelten auch gegen-

über den Vorschriften dieses Gesetzes.
eventl. la: Der Artikel 138 des Einführungs-

gesetzes zum B· G. B. ist dahin abzuändern,
daß statt der Worte »Körperschaft,Stiftung oder

Anstalt des öffentlichenRechtes« gesetzt wird

»Stadt- oder Landgemeinde«.
Der § 19 des Gesetzes über das Erbrecht des

Staates ist entsprechend abzuändern.

Der § 153) des Gesetzes über das Erbrecht des

Staates ist wie folgt abzuändern:
»Von der ans dem Erbrecht des Fiskus er-

zielten Reineinnahme erhält das Reich 75 v.H.,
der Bundesstaat, dessen Fiskus Erbe ist oder dem

das nach § 8 4) Absatz II bestimmte Erbschafts-
amt angehört,20 v. H. und die Gemeinde 5 v. H-
Berechtigt ist diejenige Gemeinde, in der derE

Erblasser zur Zeit seines Todes seinen Wohnsitz
gehabt hat und wenn er in mehreren Gemeinden

einenWohnsitz gehabt hat diejenigeWohnsitzge-
meinde, in der er sich zuletzt aufgehalten hat; ist
hiernach keine Gemeinde berechtigt, so fallen auch
die 50X0 dem beteiligten Bundesstaat zu.

DiejenigenGemeinden, denen dieLandesregiernng
gemäß§95) des Gesetzes die Im §8 bezeichneten
Obliegenheitenübertragen hat, erhalten als Ver-

gütungenfür die Kosten der allgemeinenVerwaltung
10 v. H. der Reineinnahme, wobei die im Absatz1

dieses Paragraphen für die Gemeinde festgesetzten
5 v. H. nicht mit eingerechnet werden. Die

hiernach den Gemeinden zu gewährendeVergütung
ist aus dem Anteil, der dembeteiligten Bundes-

staat zukommt, zu bestreiten.

Was als Reineinnahme anzusehen ist, bestimmt
der Bundesrat.«

gerichtcrfiattcn BürgermeisterWoldmann-Zoppot:
Meine Herren! Zu den Vorlagen, durch welche die
Mittel zur Deckung der dauernden Ausgaben für die

Heeresverstärknngbeschafft werden sollen, gehört auch
der Gesetzentwurf über das Erbrecht des Staates.
Eine Beschränkungdes gesetzlichenErbrechtes der

Blutsverwandten zu Gunsten der Reichskasse ist dem

Reichstage schon im Jahre 1908 in Verbindung mit
der damals ins Werk gesetzten Finanzreform vor-

geschlagenworden. Der Entwurf ist indessen, nachdem
für den Bedarf anderweite Deckung gefunden war,
seinerzeit nicht verabschiedet. Die Erörterung über
diese Frage ist seitdem nicht verstummt und es ist
nicht zu verkennen, daß sich der Grundgedanke in
weiten Kreisen lebhafter Befürwortungerfreut.

Das B. G. B. bestimmt bekanntlich im §1929,
daß nach den gesetzlichenErben der ersten vier

Ordnungen die entfernteren Voreltern des Erb-

lassers und deren AbkömmlingegesetzlicheErben
der fünften und der ferneren Ordnungen sind,
d. h. tatsächlichgibt das B. G. B. der Ver-

wandtschaft einen Erbanspruch auch dann, wenn

die Verwandtschaftins Unendlichegeht.
Wenn es nach geltendem Recht auch noch so

schwierigist, festzustellen,wer als nächsterAnverwandter
der Verstorbenen zu betrachten ist, so werden doch die

Gerichte, die Ministerien, Zeitungen im Jn- und Ans-
lande, Privatpersonen ohne Rücksichtauf die Kosten
in Bewegung gesetzt, es werden Vormundschaften,
Pflegschaften eingesetzt, Aufrufe, Verschollenheits-
erklärungenvorgenommen, nm nur ja noch den Erben
in dem verborgensten Winkel aufzustöbern und ihm,
der oft von der ganzen Erbschaft, vom Tode und
Leben des Erblassers keine Ahnung hatte, auf dem

Präsentierteller die Erbschaft anzubieten, damit er die
Güte hat-, die Behörden von der für sie so lästigen
Erbschaft zu befreien.

Dieses schrankenlosebis in die entferntesten Ver-

wandtschaftsgrade reichende Verwandtenerbrecht geht
zurück auf eine Bestimmung des Kaisers Justinian;
dem deutschen Recht ist sie fremd. So findet sich

z z. B. im Sachsenspiegeleine Begrenzung der Erbfolge;

1) Artikel 138 des Einführungsacfetzes zum B. G. B. lautet-

2) § 19.

s) § 15.

»FamO ·

»Z-m V

Unberührt bleiben die landesgesetzlichenVorschriften, nach welchen im Fall des §1936 des B. G. G. an Stelle
des Fiskus eine Körperschast, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechts gesetzlicher Erbe ist.
Der Artikel 138 des Einführungsgesetzeszum B. G. V. wird aufgehoben. Jm übrigen gelten die Vorschriften
des Einführungsgesetzeszum B. G. B. auch gegenüber den Vorschriften dieses Gesetzes.
Von der aus dem Erbrecht des Fiskus erzielten Reineinnahme erhält das Reich 75 vom Hundert, der Bundesstaat,
dessen Fiskus Erbe ist, oder dem das nach § 8 Abs. 2 bestimmte Erbschaftsamt angehört, als Vergütung für
die Kosten der allgemeinen Verwaltung 25 vom Hundert. Die den Gemeinden nach §9 zu gewährende
Vergütung ist aus der dem Bundesstaate zukommenden Verwaltungskostenvergütungzu bestreiten.

Was als Reineinnahme anzusehen ist, bestimmt der Bundesrat.

Die Verwaltung und Verwertung der dem Fiskus eines Bundesstaates als gesetz-lichemErben nach § 1 angefallcnen
Erbschaft und die Wahrnehmung der ihm als solchem obliegenden sonstigen Geschäfteerfolgt durch die von der
Landesregierung hierzu bestimmte Amtsstelle(Erbschaftsamt).

Jst der Reichsfiskus gesetzlicher Erbe- so bestimmt der Bundesrat das zuständigeErbschaftsamt.
Die Verwaltung und Verwertung des im Jnland eröffneten Nachlafses und des aus einem im

Ausland eröffneten Nachlaß ins Jnland gelangenden Vermögens kann, sofern der Fiskus Alleinerbe ist, statt
durch das Erbschaftsamt unmittelbar auch unter seiner Aufsicht durch einen für den einzelnen Nachlaß bestellten
Verwalter erfolgen. i

Die Landesregierung kann die im § 8 bezeichneten Obliegenheiten den Gemeinden gegen Vergütung übertragen.
Sie erläßt, soweit die Gemeindebehördenicht selbst zum Erbschaftsamt bestellt wird, die zur Regelungdes

Geschäftsverkehrsmit der Gemeindebehördeund dem Erbschaftsamt erforderlichen besonderen Bestimmungen-



so fiel das Land bei den Saalfranken der Gesamtheit
der Dorfgenossen anheim, wenn keine Söhne eines

verstorbenen Besitzers vorhanden waren. Auch im

älteren römischenRecht war das Intestatrecht gleich-
falls begrenzt. Das Institut wurde durch eine

romanistische Jurisprudenz übernommen und gelangte

so noch in das Gesetzbuchdes Deutschen Reiches vom

Jahre 190(), während eine ganze Anzahl fremder

Gesetzgebungenin bewußtemGegensatzzu der römischen

Schablone Grenzen für das gesetzlicheVerwandten-

erbrecht bereits aufgestellt hatten. Das österreichische

Gesetzbuchschließtden Kreis der erbfähigenVerwandten

mit der sechstenParentel ab, der Code civjl mit dem

zwölften Grade, das württembergischeLandrecht mit

dem zehnten Grade, Chile, Argentinien mit dem sechsten

Grade, währendeinige andere amerikanischeRepubliken,
wie Guatemala, schon mit dem vierten Grade der

Seitenlinie abschneiden. Wem heute die Aufgabe

gestellt würde, das gesamte Erbrecht nach den Be-

dürfnissen des heutigen Staates und der heutigen

Gesellschaftssitte zu ordnen ohne Rücksicht auf Be-

stimmungen, die vor 2000 Jahren in Rom Geltung

hatten und vielleicht damals am Platze waren, der

würde sicher kaum jenen entfernten Verwandten ein

gesetzlichesErbrecht in den Schoß werfen. Der

Intestaterbe der fünften und der folgenden Ordnungen
erbt auch nach jetzt geltendem Recht, nicht etwa weil

positiv überzeugendeGründe dafür sprechen, daß ihm
das Vermögen eines anderen überlassenwird, sondern
er erbt nur aus dein negativen Grunde, weil keine

näher stehenden Personen vorhanden sind. Wenn man

dagegen geltend machen wollte, daß er doch immerhin

noch verwandt mit dem Erblasser sei, daß also die

Verwandtschaft den Grund für das Erbrecht abgäbe,

so ist dieser Einwand nicht durchgreifend; der Erblasser

kann ihn ja trotz dieser Verwandtschaft durch ein

Testament einfach beiseite schiebenund andere Personen

einsetzen. Es müßte dann doch auch ein Verwandter

im zehnten und ein Verwandter im elften Grade, die

einander in ihrem Verhältnis zum Erblasser gewiß

ziemlich gleich stehen, ungefähr in gleicher Weise von

der Erbordnung berücksichtigtwerden; das ist aber

nicht der Fall, der vom zehnten Grade erhält alles,
der vom elften Grade nichts.

Falsch ist es offenbar auch, wenn man dem Erblasssr
eine Vorliebe für entfernte Verwandte unterstellt, die

er vielleicht im ganzen Leben nicht gesehenoder kennen

gelernt hat. Unter Verwandten herrscht nicht immer

Liebe und Eintracht. Wer das Leben kennt, der weiß,

daß fast in ebenso vielen Fällen Zwist und Feindschaft

zu beklagen find. Es sind allerdings gegen die Be-

schränkungdiesesuserlosenVerwandtenerbrechtes ethische
Rücksichtenvorgebracht worden. Dagegen ist zu er-

widern, daßgerade ethischeRücksichtendie starkeGrund-

lage der neuen Erbrechtsreform bilden, denn es kann

unmöglichdem Gebote höhererSittlichkeit entsprechen,

daß das Vermögen eines Menschen an eine Person

fällt, die der Erblasser nicht einmal gekannt, geschweige
denn geliebt hat; mit der ihn nichts verband als die

Tatsache der Blutmischungin irgend welcherVerdünnung.

Daß aber über dem Grabe des Verstorbenen unter
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seinen Verwandten erbitterte Erbschaftsprozesse toben,
die nur der Habsucht entspringen, die schlechtestenLeiden-

schaften aufwühlen,die Haß und dauernde Feindschaft
unter Anverwandten hervorrufen und damit gerade den

Familienzusammenhangzerstören,entsprichtsicherlichnicht
dem Gebote der Sittlichkeit. Daß mir das Vermögen
eines verschollenenGroßonkels in den Schoß fällt,nur
weil er es unterlassen hat, testamentarischzu verfügen,
hat solcher Erwerb etwa einen anderen Charakter als

den eines Lotteriegewinns ohne Einsatz? Ungerecht
und nnsittlich muß man vielmehr die Institutionder

sogenannten lachendenErben nennen, denn kein Grund

rechtfertigt es, Verwandte von gesetzeswegenerben zu

lassen, die man deshalb als »lachende«Erbenbezeichnet
weil sie über das Hinscheiden des Erhkasseks keins
Trauer empfinden.

Wenn die Anhänger der alten römischenErbfolge
glauben, durch dieses Institut den Familienzusammen-
hang aufrecht zu erhalten und zu stärken,somuß man

auch die Hoffnung aussprechen, daß die Aufstellung
eines Reichserbrechtes im Laufe der Zeit zur Stärkung
vaterländischerGesinnung beitragen nnd das Bewußtsein
heben werde, daß jeder Bürger der Staats- und Reichs-
gemeinschaftmehr Dank schuldig ist, als jenen recht
entfernten Verwandten, die sich häufig nicht nm ihn
kümmern. Wer künftigkeine nahen Angehörigenbesitzt-
und kein Testament errichtet, spricht damit aus: »Mein
Erbe ist das Vaterland«. Dieser Rechtssatz ist der

Ausdruck eines Patriotismus, der sich nicht mit leeren
Worten begnügt; ist der Ausdruck des Gedankens daß
der moderne Staat und das Reich dem Einzelnen-nicht
bloß Schutz für seine Person und für seinen Besitz
gewährleistet,sondern ihm auch Unterricht und Rechts-
pflege, die Möglichkeitdes Erwerbes, die Fürsorge bei

Krankheit, Unfall und im Alter gewährt. Das B. G. B.

hat ja auch in anderer Beziehung Rechte und Pflichten
auf Grund der Verwandtschaft gegenüber dem früheren
Rechtszustand eingeschränkt.Der Kreis der unter-

haltungsverpflichtetenund unterhaltsberechtigtenPersonen
ist bedeutend enger gezogen als der nach den §§1920ff
V. G. B. Jnteftaterbberechtigten Als die Familie
allein ihren Angehörigenallen Rechtsschutzbot, da war

ein unbeschränktesVerwandtenerbrecht berechtigt. Jetzt
wo der Staat, bezw. das Reich nicht nur einen großen
Teil der Pflichten der Familie übernommen hat, sondern
weit darüber hinaus neue Aufgaben gefunden hat ist
es berechtigt, wenn der Staat bezw. das Reich-im
Erbrecht an die Stelle entfernter Verwandter tritt. Es
wird niemand geben, der dieseEinschränkungder ver-

wandtschaftlichenUnterhaltungspflichtnicht als eine

durchausgesunde Anschauung über verwandtschaftliche
Verpflichtungenanspräche. Wer tritt aber für die

übrigen Verwandten ein? Der Staat in Form des
Landarmen- oder Ortsarnien-Berbandes. Auch in der

Abgrenzungder Pflichtteils-Berechtigtenläßt sichjene

Absichtdes Gesetzgeberserkennen, den Kreis der be--

rechvtigtenVerwandten eng zu ziehen, da die nach § 2303

Pflichtteils-Berechtigten nur die Abköinmlinge,Eltern
und Eheleute sind, die übrigenVerwandten dagegen
fortfalleiisNur das Jnteftaterbrecht kannte bisher
eine Einschränkungnicht. Der Pandektist Baron spricht



sichfolgendermaßenaus: »Anftelleder zerstörtenFamilie
ist die Gemeinde resp· Staat getreten. Die Vormund-
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schaft wird von Staat und Gemeinde überwacht; der

Gemeinde hat man die volle Unterstützungsfund
Alimentierungspflicht auferlegt; täglichmehren sich die

Leistungen des Staates und der Gemeinde-.Während
die Familienbeziehungensich täglichImmer mehrlosen,
vervielfältigensich die Beziehungen des Burgers zu

Staat und Gemeinde; man genoß früherAnsehenund

Schutz als Mitglied einer mächtigenFamilie, jetzt als

Bürger eines mächtigenStaates.
«

Von einer Härte gegen die künftigdurch das Gesetz
von der Inteftaterbfolge ausgeschlossenenVerwandten H

kann keine Rede sein, da ihr Recht ja schon heute nichts
als eine ungewisseErwartung ist, deren Erfüllung nicht
allein von dem Willen des Erblasfers abhängt,sondern
auch davon, daß der Erblasfer zur rechten Zeit stirbt,
nämlich vor seinem erwartungsvollen Anverwandten

Ein besondererVorzug der Erbrechtsreformistauch
noch der, daß sie keine Steuer ist, daß sie keinen
Menschenbelastet; sienimmt es nicht vonden Lebendigen.
Der freie Wille des Erblasfers entscheidet,wem dereinst
sein Vermögen zufallen soll. Sovielaber kann und

darf der Staat von seinenAngehörigenfordern, daß

er, wenn es sich um den Verbleibseines-ganzenVer-«
uiögens handelt, dieselbeMühe auswendet,die er beisoviel
geringeren Dingen wie Steuererklärungen,statistischen
Erhebungcn pp. aufwenden muß. Ist aber die ver-
wandtschaftlicheZuneigung so schwach,daßder Erblasfer

sich nicht veranlaßt sieht, zu Gunsten eines entfernten
Verwandten ein Testament zu machen, so fällt auch

»

jeder moralischeund gesetzgeberischeGrund fort, diesen
Verwandten als gesetzlichenErben anzufprechen.
Selbstverständlichsind die nahen Angehörigender

Verstorbenen, seine Kinder undderen Abkömmlinge,die

Ehegatten,die Eltern in ihremErbrecht durchdas
Gesetz unberührt geblieben,nichtdarum weil sie rein

zahlenmäßigdem Erblasfernaher stehenals
» ent-

fernterc Vettern und Busen, sondern weil ihr Verhältnis
zu dem Erblasfer ein durch die Natur und die un-

mittelbare Lebensgemeinschaftbegründetesnäheresist.
Wir wissen z. Zt. nicht, ob es der Regierungge-

lingen wird, eine Mehrheit für ihre-Vorlageim Reichsk-
tage zu erzielen; in der Kommission haben sich.die

Vertreter der Nationalliberalen, der Fortschrittlichen
Partei und die Sozialdemokratenzu demEntwurf
freundlichgestellt, wenn sie aucherheblicheAbanderungen
vorgeschlagenhaben, während die Konservativen und

das Zentruin erheblicheBedenkengegendas Gesetzvor-

gebracht haben; daß aber diese Ablehnungnicht un-

umftößlichmit dem Programm der beiden.zuletzt»ge-
nannten politischen Parteien verbunden.ist, fdurfte
daraus hervorgehen,daß der früherepreußischeFinanz-
uiinister Freiherr von Rheinbaben,dessen koiifervative

Gesinnung wohl nicht bezweifelt werdenkann, der

eifrigste Förderer der Erbrechtsreform innerhalbder

PreußischenRegierung war und er dabei insbesondere
auch von der Kreuzzeitung warm unterstütztwurde.
Die konservative Partei hat auch durchihren Führer,
den Grafen Schwerin-Löwitz,in derSitzungdes Reichs-
tages vom 26. November 1908 eine ofsizielleErklariing

i

zu Gunsten des Erbrechtes des Reiches abgeben lassen;
ferner hat die KölnischeVolkszeitung im Jahre 1908

über die Reform des Erbrechts sich in durchaus
zustimmenden, den Gedanken empfehlenden Worten,
geäußert.

Was uns aber heute hier beschäftigensoll, das ist
nicht die Frage, ob der ganze Entwurf im Reichstage
unabgeändertoder wenigstens modifiziert angenommen
werden soll, sondern die Frage, inwiefern die Städte
ein Interesse daran haben, gegen einigeVorschriftendes

Gesetzes, die ihre finanziellen Interessen berühren,
Stellung zu nehmen.

Der Inhalt des Gesetzes ist kurz folgender:
Anstelle der Abköninilinge von Großeltern des

Erblasfers in der Seitenlinie oder Verwandten der
vierten Erbrechtsordnung,oder der ferneren Ordnungen
des B. G.B. wird zur gesetzlichenErbfolge der Fiskus
berufen. Der Fiskus ist ferner gesetzlicherErbe wenn

z. Zt. des Erbfalles weder ein Verwandter noch ein

Ehegatte des Erblasfers vorhanden ist und zwar tritt
der Fiskus desjenigenBundesftaates oder Schutzgebietes,
in welchem der Erblasfer z. Zt. seines Todes seinen
Wohnsitzgehabt hat, als gesetzlicherErbe ein. Hatte
der Erblasfer keinen Wohnsitz in einem Biindesstaat
oder in einein Schutzgebiet,so ist, wenn er z.Ztseines
Todes ein Deutscher war, und zu diesem Zeitpunkte
einein Bundesftaate angehörte,der Fiskus diesesBundes-
ftaates, wenn er mehreren Bundesstaaten angehört, so
wie in allen übrigenFällen der Reichsfiskus gesetz-
licherErbe. Bei Streitigkeitenentscheidetder Bundesrat,
welcher Fiskus Erbe ist. Ist der Fiskus neben Groß-
eltern des Erblasfers gesetzlicherErbe, so hat er ihnen
Haushaltungsgegenstände,soweit sienichtZubehöreines
Grundstückessind, sowie Gegenständedes persönlichen
Gebrauches auf Antrag uiientgeltlichzu überlassen; das
Gleiche gilt von SchriftftückenpersönlichenCharakters.
Der Fiskus muß sich bei der Abfindung bezügl. des

übrigen Nachlasses die Abfiiidung in Geld gefallen
lassen. Sind Verwandte der dritten Erbrechtsordnung
durch den Fiskus als Leibeserben von dem gesetzlichen
Erbrecht ausgeschlossen,so sind ihnen die eben be-

zeichnetenNachlaßgegenständeauf Antrag unentgeltlich
zu überlassen.Andere zum Nachlaßgehörigebewegliche
Sachen und Grundstücke,welche in ihrem wesentlichen
Bestande von Großeltern des Erblasfers herrühren,
sind deren Abkömmlingenauf Antrag käuflichzu über-

lassen. Von der aus dem Erbrecht des Fiskus erzielten
Reineinnahnieerhältdas Reich 75, der Bundesstaat25 »Jo.

Der Paragraph, der aber in erster Linie mit das
Interesse der Städte erwecken muß, ist der §19, durch
den der Artikel 138 des Einführungsgesetzeszum G. B. G,
aufgehoben wird. Dieser Artikel 138, welcheraufgehoben
werden soll, sprichtnämlichaus, daßdie landesgesetzlichen
Vorschriften, nach welchen anstelle des Fiskus ein
Kuratorium, eine Stiftung oder Anstalt des öffentlichen
Rechtes gesetzlicherErbe ist, unberührtbleiben.

Nun wird Ihnen allen ja aus der Zeitung bereits
bekannt geworden sein, daß verschiedeneStädte, denen
ein sogenanntes Kadukrechtzusteht, Eingaben an den

Reichsschatzsekretärund den preußischenFinanzminister
gerichtet haben, in denen sie gebeten haben, ihre wohl
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ist das Recht auf herrenlos gewordeneGüter und erblose

Hinterlassenschaften. Der PreußischeStädtetag, der

sich auch mit dieser Angelegenheitbefaßt hat, hat in

einer Eingabe darauf hingewiesen,daß eine ganze Reihe

von preußischenStädten aus dem ihnen zustehenden

Erbrecht, das durch Artikel 188 des Einführungsgesetzes

aufrecht erhalten ist, Einnahmen bezogen haben, auf

die sie nicht ohne Weiteres zu verzichten in der Lage

sind. Es handelt sich in Preußen beispielsweiseum

Berlin, Frankfurt aXMaim Danzig, um die Städte

LübischenRechtes in Alt-, Vor- und Hinterpommern,
um Schleswig, Flensburg, Hadersleben usw. Der

Vorstand des PreußischenStädtetages schlägtnun vor,

daß diese Städte dann auf dieses Erbrecht verzichten

möchten,wenn jede Stadt -von den dem Bundesstaat

zustehenden »J» einen Anteil von 5 0-"»bekommt oder

aber den § 19 des Gesetzentwurfes zu streichen, oder

drittens die Städte, die jetzt ein Erbrecht haben, durch

eine angemesseneKapitalabfindung zu entfchädigen.Der

Vorstand des PreußischenStädtetages hat dann noch

angeregt, daß die einzelnen durch die Aufhebung des

Art 138 E. zum B. G. B. betroffenen Städte

selbständigeAnträge an die zuständigenStellen zur

Wahrung ihrer Rechte richten möchten.

Die Stadt Fleusburg hat sich dem ersten Antrage

PreußischenStädtetages angeschlossen, desgl. die

Stadt Schleswig, jedochunter Forderung einer Erhöhung

des zu gewährendenProzentsatzes für sie auf min-

destens 10 »Jo.

Die Stadt Danzig, die gleichfalls auf Grund alter

Privilegien im Besitze eines solchen wohl erworbenen

Kadnkrechtes von erblosen Hinterlassenschaftenist, hat

preußischenFinanzmiuister gerichtet und an einige
Städte die Aufforderung ergehen lassen, falls sie in

gleicherLage sichbefänden,ähnlicheAnträgeeinzureichen.
Mir ist nicht bekannt geworden, ob sich noch einige
Städte diesem Vorgehen angeschlossenhaben.

Die Stadt Danzig hat in erster Linie Aufhebung
des § 19 des Gesetzes, in zweiter Linie als Ent-

schädigungfür die Aufhebung ihres wohl erworbenen

Erbrechtes die Zahlung einer Rente, die nach dem

durchschnittlichenJahresbetrag der letzten 20 Jahre zu

berechnen ist und evtl. durch Kapitalzahlung abgelöst
werden könnte erbeten; sie führt aus, daß ihr Kaduk-

recht ein wohl erworbenes selbständigesVermögensrecht
der Gemeinde sei. Der Staat Polen habe als Rechts-

vorgängerder Stadt Danzig sich durch den rechtlichen

Ubertragungsakt des Privilegs wie der Eigentümer
einer Sache durch den Akt der Weiterübereignungoder

der Jnhaber einer Forderung durch den Übertragungs-
akt der Eession des Verfügungsrechtesüber dieses
Kadukrecht für die Zukunft vollständigbegeben. Der

preußischeStaat habe als Rechtsnachfolger dieses

zwischenPolen und Danzig bezüglichdes Kadukrechtes

erworbenen Rechte aufrecht zu erhalten, oder ihnen eine Artikel 10 des Westpreußischen-Provinzialrechtes.- Das

entsprechendeAbfindung zu gewähren. Das Kadukrecht » DeutscheReichaber gründe sichwiederum aufvertrags-
mäßigeUbertragung eines Teiles der Hoheitsrechte der

einzelnenGliedstaaten auf den neuen Bundesstaat. Das

Reich sei also in seinen sämtlichenRechten Rechtsnach-
folger der einzelnen Staaten und so auch in seinem

; Rechtsverhältnisgegenüberdem von der Stadt Danzig
’

wohl erworbenen Kadukrecht. Das Reich sei deshalb

ebensowenigwie Preußen rechtlich in der Lage durch
einseitigeMaßnahmen das so wohl erworbene Vermögen
des Kadukrechtes zu ändern oder zu beseitigen. Es
dürftenvor allen Dingen aber die Fragen, einerseits
ob wohl erworbene Rechte einzelner Städte aufrecht
zu erhalten, andererseits, ob alle Städte Anteil an dem

staatlichenErbrecht haben sollen, nicht miteinander ver-

guickt werden, da die jeder dieser Frage zu Grunde

liegendenwirtschaftlichen und rechtlichenUmständevöllig
verschiedene seien. Es handele sich im ersteren Falle

-

um Erhaltung eines bestehendenZustandes, im zweiten
Falle um Erringung neuer Vorteile.

Der Herr Finanzminister hat zu der Angelegenheit
noch nicht Stellung genommen, da die angeoridneten
Ermittelungen noch nicht abgeschlossensind, der Staats-

"sekretär des Reichs-Schatzamtes hat gleichfalls noch

keinenBescheiderteilt. Er steht jedoch, vorbehaltlich
einer endgultigen Entscheidung auf dem Standpunkte,

s daß der Bitte des Danziger Magistrats nicht wird ent-

bestehendeRechtsverhältnisübernommen und auch die

Existenz des Danziger Kadukrechtes anerkannt durch ! her erwähntenStädte befinden.

sprochen werden können. Das der Stadt Danzig kraft

PrivilegszustehendeKadukrechtbesteht nach seinerAn-

sicht nur in einem Heimfallrechtfür solche Verlassen-
schaften, für die nach dem bestehenden Erbschastsrecht
ein Erbe nicht vorhanden ist. Es gewähre dagegen
keinen Anspruch gegen Änderungendes bestehenden
Erbrechtes. Das Erbrecht des Staates in seiner ge-

· ·

» »
»

- planten Erweiterun ei aber m
« D

«

zUr Wahrung lhrer Interessen besondere Anträge an i Heimfallreht es seieiinefÄnderundehlEile bloßw

den Staatssekretär des Reichsschatzamtes und den
e , g er l lechtvmdmmg
durch die das Kadukrecht der Stadt Danzig nicht so sehr

aufgehoben,als vielmehr gegenstandslos gemachtworden

sei; es werde demnach kein wohl erworbenes Recht
durchden § 19 des Entwurfs verletzt. Falls diese
Ansicht endgültig fest bestehen bleiben sollte, so würde
dadurch den in derselben oder in ähnlicherLage wie
die Stadt Danzig sich befindenden Städten ein gan«
erheblicher pekuniärerAusfall zu Teil werden. Die
Stadt Danzig hat in den 20 Jahren von 1892-—1912

auf Grund des sogenannten Kadukrechtes im Ganzen
den Betragvon etwa 28 000 M erhalten. Diese Ziffer
ist um so weniger gering einzuschätzen,als der Stadt

Danzig in einzelnen Jahren recht erheblicheBeträge
z. B. im Jahre 1899 über 7000 M, im Jahre 1912

über 18 000 M durch herrenlose Erbmassen zu-
gefallen sind.

M. E. kann man die Frage, ob die Rechtsauffassung
des Herrn Reichsschatzfekretärsdie richtige ist oder nicht,
vollständig ausschalten. Jch glaube niemand von

Ihnen kann verkennen, daß die Aufhebung oder die

Gegenstandslosmachung des Danziger Kadukrechtes
wirtschaftlichgleich stehen und wirtschaftlicheine schwere

»

finanzielle Schädigungfür die betroffeneStadt bedeuten;
und in ähnlicherLage werden sich ja die anderen vor-



Daß es kein Trost für eine Stadt, ist, die ihres
Erbrechtes verlustig geht, wenn sie mit allen anderen

Städteu — also auch denen, die nicht im Besitze eines

solchen Privilegs sind -— einen bestimmten Prozentsatz
der Reineinnahme zugewiesen bekommt, braucht wohl
nicht erst ausgeführt zu» werden. Der Vorschlag des

PreußischeuStädtetages ist mir in dieser Beziehung
unverständlich

dürfte sich deshalb schon aus Gründen der

Billigkeit der Schluß ergeben, daß man entweder den

im Besitze derartiger Kadukrechte befindlichen Städten
eine angemesseneEntschädigungzuteil werden läßt, oder

aber das Erbanfallsrecht durch eine entsprechende
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Änderungdes §19 des Gesetzes wie sie Ihnen in dem ;
· »

» »
» ,

,

· ,
I die Hohe der Vergutung ist im Gesetz nichts uäheresLeitsatz zu 1 und la vorgeschlagenist, beläßt.

Vielleicht empfiehlt es sich aber, ihn noch dahin zu i

erweitern, daß man hinzusetzt:
Sollte aus politischenoder praktischenRücksichten
die Aufhebung des § 138 E. G. zum B. G. B.

doch geboten sein, so müßten die im Besitz eines

Kadukrechts befindlichen Städte durch Zahlung
eines Kapitals, das dem Ertrag der letzten
zwanzig Jahre aus diesem Recht entspricht oder

durch eine laufende Rente, deren Betrag auf
den durchschnittlichenJahresbetrag der letzten
zwanzig Jahre zu berechnen wäre, entschädigt
werden.

Bzährclld dcr 19 Gesetzes nur Verhältnis-
mäßig wenig Städte direkt berührt,haben die Be-

stimmungen der §§ 8—1l, l4 nnd 15 für sämtliche
Städte Bedelltlmgs Der §8 schreibt vor, daß die

Verwaltung und Verwertung der dem Fiskus eines

Bundesstaates als gesetzlichenErben angefallenen Erb-

schaft und die Wahrnehmung der ihm als solchen
obliegenden sonstigen Geschäfte durch die von der

Landesregierung hierzu bestimmten Eribschaftsämter
erfolgen soll, falls er nicht vorzieht, unmittelbar unter

seiner Aufsicht durch einen für den einzelnen Nachlaß
bestellten Verwalter die Verwaltung und Verwertung
erfolgen zu lassen. DieseObliegenheitendes Erbschaft8-
amtes oder des Verwalters kann die Landesregierung
nach §9 den Gemeinden gegen Vergütungübertragen.
Die Landesregierung erläßt, soweit die Gemeinde-

behördenicht selbst zum Erbschaftsamte bestellt wird,
die zur Regelung des Geschäftsverkehrsmit der

Gemeindebehördeund dem Erbschaftsamt erforderlichen
besonderen Bestimmungen. Die Reichsbevollmächtigten
für Zölle und Steuern üben in Ansehung der Aus-

führung des vorliegendenGesetzesdieselbenRechte und

Pflichten aus, welche ihnen bezüglichder Zölle und

Verbrauchssteuern beigelegt sind (§10). Die Behörden

verschiedenerBundesstaaten haben nach § 11 einander

auf Ersuchen Beistand zu leisten; in dieser Beziehung
finden die Vorschriften des Reichsgesetzesüber den

Beistand bei Einziehung von Abgaben und Voll-

streckung von Vermögensstrafenvom 9. Juni 1895

entsprechende Anwendung. Das Erbschaftsamt hat
nach § 14 im Regelfall die Erbschaft oder den Erbteil

zu Geld zu machen; insbesondere, wenn der Fiskus
allein Erbe ist, die den Nachlaßbetreffenden laufenden

-Verwaltnng 25 Ox» erhalten-

Geschäfte zu beendigen, die zum Nachlaß gehörigen
Forderungen einzuziehen,das übrige Nachlaßvermögen
(soweit es nicht im baren Gelde besteht) in Geld um-

zusetzen und die Nachlaßverbindlichkeitenaus dem

Nachlaß zu berichtigen. Das Erbschaftsamt ist auch
berechtigt, zur Beendigung schwebenderGeschäfteneue

Verbindlichkeiteneinzugehen. Der §15 regelt schließlich,
in welcher Weise die Gemeinden für diese Tätigkeit
entschädigtwerden sollen. Von der aus dem Erbrecht
des Fiskus erzielten Reiueinnahme soll nämlich das

Reich nur 750-0, der Bundesstaat, dessen Fiskus Erbe

ist, als Vergütung für die Kosten der allgemeinen
Von diesen 250X0 soll

den Gemeinden eine Vergütung gewährt werden; über

bestimmt.
Die Tätigkeit der Gemeindebehördekann eine drei-

fache sein: Sie wird entweder als Erbschaftsamt
bestellt, oder als Verwalter für einen einzelnen Erb-

fall, oder sie hat als eigentliche Gemeindebehörde
anderen Behörden, die zur eigentlichen Regulierung
des Nachlasses berufen sind, Beistand zu leisten.

Die neue Aufgabe, welche so den Gemeinden zu-

fallen wird, wird nicht gerade angenehm sein.
handelt sich um die Erledigung von fiskalischen
Staatsgeschäfteu. Daraus wird sich ergeben, daß die

Befugnis der Landesregierung zum Erlaß der er-

forderlichen besonderen Bestimmungen, zur Regelung
des Geschäftsverkehrsmit der Gemeindebehördeim
Sinne einer engen Bindung der Gemeinden ausgeübt
wird. Die Mitwirkung des Reichsbevollmächtigten
wird auch kaum als eine Erleichterung empfunden
werden.

Trotzdem wird es sich empfehlen, nicht gegen die

Beteiligung der Gemeinden bei Liquidationen der Erb-

fchaftenEinspruch zu erheben, weil, wie die Begründung
mit Recht ausführt, wichtige Gründe dafür sprechen.
Die Verwertung des hinterlassenen Vermögens wird

der Gemeinde, die eine genaue Kenntnis der örtlichen
Verhältnissebesitzt, eher möglichsein, als der Steuer-

behörde, die an sich zunächstbei der Bestellung als

Erbschaftsamt in Frage kommen würde. An Ort und

Stelle weiß man auch selbstverständlichbesser als au

dem event. entfernten Sitz der Steuerbehörde,wieviel

Vermögen bei einem Todesfall hinterlassen sein muß.
Jm Dorfe, aber auch in der Stadt, wenn sie nicht zu

groß ist, sieht man einander in die Taschen, man

weiß,welchen Aufwand der Verstorbene gemacht hat,
ob er ein Verschwender war oder ein Geizhals, man

kennt seine Familienverhältnisse.So kann der Nachlaß
in den Regelfällen durch die Gemeindebehördeschnell
und vollständig im Wege persönlicherAufnahme er-

mittelt werden. Schleppend hingegen würde der Weg
durch die Steuerbehörde sein« Diese würde räumlich,
sachlichund persönlichden Verhältnissenso fern stehen,
daß ihre Tätigkeit zu einer großen Belästigung des

Publikums, aber zu geringem Erfolge für die Reichs-
und Staatskasse führen dürfte. Wieviel Zeit ver-

streicht, bis die Steuerbehörde überhaupt von dem

Sterbefall etwas erfährt? Dann wird ermittelt, wer

vermutlich als Erbe anzusehen ist, darauf stellt das



Steueraint seine Fragen mittels des üblichenlangen
Fragebogens. Binnen einer weiteren Frist muß der

Erbe die Steuererklärung abgeben. Meist sind schon

dessen Antworten zu diesem Zeitpunkte unzuverlässig,
weil niemand mehr genau weiß, was überhaupt beim

Tode des Erblassers vorhanden war. Wie soll man

IX« V2 oder 3X4Jahr nach dem Sterbefall angeben,
wieviel bares Geld, welche Vorräte an Lebensmitteln,
an Feuerung, welche Kleidungsstückeam Todestage

vorhanden waren. Der Erbe wird event. in eine arge

Gewissensbedrängnisgebracht. Eine sachgemäßeFest-

stellung des Nachlasses ist nur unverzüglichnach dem

Sterbefall und nur so lange tunlich, als der Nachlaß

noch zusammen ist. Da ferner in der Mehrzahl der

Fälle der Erbe die Steuererklärung nicht selbst auf-

stellt, so ist es offenbar zweckmäßiger,wenn das Ver- »

zeichnis des Nachlasses tunlichst schnell nach dem

Todesfall durch einen Beamten der Wohnsitzgemeinde

aufgenommen wird.

Jst es demnach wünschenswert,daß gerade in den

Fällen, in denen der Fiskus Erbe wird, in denen also

nahe erbberechtigte Angehörigenicht vorhanden sind,

und deshalb die Gefahr hinzukommt, daß Nachlaß-

gegenständeabsichtlich beiseite geschafft werden, der

Nachlaß durch die Gemeindebehördeamtlich gesichert

und festgestellt wird, so ist es auch andererseits

wünschenswert,daß die Gemeinde für diese Tätigkeit

eine Vergütung erhält einerseits, damit sie nicht noch

mehr mit staatlichen an und für sich ihr nicht ob-

liegenden Geschäftenüberlastet wird, dann aber auch,

damit sie ein materielles Interesse an der genauen

Feststellung des Nachlasses hat. Die Sorgfalt in der

Aufnahme würde jedenfalls sehr gefördert werden,,

wenn die der Gemeinde gewährteVergütung in einein D

Prozentsatzdes Reinertrages bestände. Sicher ist, daß

der Erfolg der ganzen Maßregel ein völlig anderer

Interesse an der Arbeit hat. Die großen industriellen

und Handelsunternehmungenwissen sehr gut, warum

sie ihren AngestelltenTantiemen gewähren.

Auch eine gewissemoralische Berechtigung spricht

dafür, daß die Gemeinde, der der Verstorbene angehört

hat, einen Anteil an seinemNachlaß erhält, auch wenn

die Gemeinde dafür keine besonderen Dienste zu leisten

hätte. Was für das Reich im großen,gilt für die

Gemeinde im kleinen. Ohne den mächtigenSchutz des

Reiches wird kein Vermögen in Deutschland erworben

noch erhalten. Aber auch die Gemeinde wirkt dabei

mit. Der Handwerker und der Kaufmann braucht für

sein Geschäftdie Kunden aus dein Ort, der Fabrik-

besitzer braucht den Grund und Boden und die

Arbeitskräfte aus der Gemeinde, selbst der Arzt, der

Anwalt, der Richter, sie sind angewiesen auf die Ge-

meinde, der sie angehören.
«

Was die Höhe der Vergütung betrifft, so hat der

Hauptverteidigerder Erbrechtsreform, Herr Justizrat
Bamberger, bereits früher als angemessenen Satz 50J0

vorgeschlagen. Er rechnete damals allerdings mit

einem Jahresertrage aus dem fiskalischenErbrecht von

500 Millionen. Jetzt, wo nur noch mit 15 Millionen

Jahresertrag für das Reich, also, da das Reich nach
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I § 15 nur Eh des Gesamtbetrages bekommen soll, mit

einem Gesamtertrage von 20 Millionen gerechnet wird,
müssendie Gemeinden Umsomehr auf eine finanzielle
Beteiligung in bestimmter Höhe entscheidenden Wert

legen. Der Entwurf selbst läßt der Landesregierung
über das Ausmaß der Vergütung freie Hand. Es

scheint nur nach der Begründung,als ob als unterste
Grenze der Ersatz des wirklichenVerwaltungsaiifwandes
gedacht ist, obwohl auch diese Mindestgrenzeim Text
des Entwurfes keinen Ausdruck findet. Es wäre

dringend wünschenswert,daß die Höhe der Vergütung
in dem Gesetze selbst zum Ausdruck gebracht würde.
Wenn die Begründung als besonderen Grund dafür,
daß sie von der Festsetzungeiner bestimmten Quote

für die Gemeinden absieht, darauf hinweist, daß die
den Gemeinden für ihre Mühewaltungzu gewährende
Vergütung ans dem Anteil des Bundesstaates an der

Reineinnahme bestritten werden kann, so kann dem-

z gegenüberauf § 58 des Zuwachssteuergesetzesvom

14. Februar 1911 hingewiesen werden, in dem ein

Reichsgesetz bereits eine Aufteilung des gesamten
Steuerertrages zwischen Reich, Bundesstaat und Ge-

meinde vorsieht. Endlich darf die Gefahr nicht über-
sehen werden, daß eine Entschädigung,die auf den

wirklich erwachsenden Verwaltungsaufivand beschränkt
wird, bei den vielfachenArbeiten und bei der großen
Verantwortlichkeit, die mit der Liquidation einei-Erb-

niasse verbunden sind, tatsächlicheine angemessene
Entschädigungfür die Gemeinde nicht darstellen wird.

Ich wollte Ihnen nun vorschlagen, um keine Zer-
splitterung der Vorschläge herbeizuführen,sich dem

Vorgehen des PreußischenStädtetages anzuschließen,

welchervorschlägt, der Gemeinde 50X0 der Rein-

einnahmezu gewähren, in der der Erblasser z. ist.
seines Todes seinen Wohnsitz gehabt hat,·und bei

. . . ZmehrfachemWohnsitz, in der er sich zuletzt auf-

sein muß, wenn die mitwirkende Gemeinde ein eigenes s gehaltenhat. Jst darnach keine Gemeinde berechtigt,
so sollendiese 50,X0 dein betreffenden Bundesstaat
zufallen.

Da fich»jedoch die Reichstagskommissionbereits
dahin schlüsfiggemacht hat in diesenFällen nicht 5 Um

sondern.10"-0der Gemeinde zu gewähren,so scheiiii
es mir richtiger, diesem, den Städten noch giinstigeren
Vorschlage beizutreten.

Die Kommission hat nämlich, was ich hier gleich
hervorheben möchte,vorgeschlagen: nicht, wie der«Eiit-
wurf, dem Reich 75 und dem Bundesstaat 25 Oxzzu
geben, sondern dem Reich 60, dem Bundesstaat 30 uiid
der betreffenden Gemeinde 10 Ox»der Erbschaftsmasse
zu gewähren.

Neben diesen 10 0X0sollen alser nach Vorschlag des

PreußischenStädtetages diejenigenGeineindensdie ge-

mäß § 9 des Entwiirfcs den Nachlaß verwaltet und
verwertet haben, eine Vergütung für die lKosten der

allgemeinen Verwaltung erhalten. Wenn nun der Ent-

wurf selbst 25 0X0dein Bundesstaat zukommen lassen
will, als Vergütung für die allgemeine Verwaltung,
so dürfte es nicht übermäßigsein, wenn für die auf
Grund des § 9 in Anspruch genoinmenen Gemeinden
als Vergütung für die Kosten der allgemeinen Ver-

waltung 10 0X0 der Reineinnahme erbeten werden.



Selbst dieserBetrag wird aber nur dann einigermaßen
eine Gegenleistung für die Tätigkeit der Gemeinde -

darstellen, wenn außerdemgestattet wird, daßsämtliche

besonderen Verwaltungsunkostenim vollen Umfange vor

Feststellung der Reineinnahme von der Roheinhname in

Abzug gebracht werden dürfen. Jm Verhältnis von
!

Reich und Bundesstaat soll nach §15 Abs. 2 feststellen
was als Reineinnahme gelten soll. Diese Feststellung
müßte auch im Verhältnis des Bundesstaates zu den

ihm unterworfenen Gemeinden Geltung behalten.

Vielleicht empfiehlt es sich, dem zweiten Jhnen gedruckt

vorliegenden Leitsatz, da wir einmal abändern, noch den
«

Zusatz zu geben:
»jedochsind auf jeden Fall die besonderen Ver-

waltungskosten vor der Feststellung der Rein-

einnahme von der Roheinnahme in Abzug zu

bringen«.

Ich fale das Gesagte dahin zusammen: Die Ein-
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führung der Erbrechtsreform ist durchaus wünschens-i

wert, ebenso die Beteiligung der Gemeinden an der.

Verwaltung und Verwertung der Nachlaßmassen.Daß
den Gemeinden die ihnen jetzt schon zustehendenPrivi-
legien hinsichtlichdes Erbrechts erhalten oder in·an-

gemessenerWeise ersetzt werden, entspricht der Billigkeit. ;

Die Vergütung, welche den Gemeinden für ihre ver- j
waltende Tätigkeit zugebilligt werden soll, soll nach

J

festenSätzen und im Gesetz selbst bemessenwerden, und

zwar sollen sie auch dann eine Vergütung erhalten,
I

wenn sie nicht als Erbschaftsamt oder besonders be-

stellter Verwalter der Nachlaßmassetätig wären. Die

Gemeinden, welche wederals Erbschaftsamt noch als I

Verwalter tätig sind, sollen 10 O-» die als Erbschafts- ;

amt oder Verwalter tätigenaußerdemnoch einmal 10 Wo
der Reineinnahme erhalten, dabei sind die b eso n d e r en

Verwaltungsunkostenvor Berechnung der Reineinnahme
von der Roheinnahmein Abzug zu bringen. (Lebhafter ;

Beifall.)
OberbürgermeisterDr. Halse-Thom: interessiert

Sie vielleicht, zu hören, daß Thorn auch ein solches ·

Kadukrecht besitzt, (Zuruf: Elbing auchl) und wie ich
eben höre

—- Elbing auch —.

Sigismuud von Polen. Es wurde 1635 durch ein

Edikt von Wladislaus lv bestätigt. Als Thorn an

Preußen kam, 1792, wurde diesesRecht auch von

Preußen ausdrücklichbestätigt.-vAls Thorn nach dem

unglücklichenFrieden zu Tilfit an das Herzogtum
Warschau kam, wurde der Code civil eingeführt. 1815

Dieses Recht ist der:

Stadt Thorn schon 1565 verliehen worden vom König
7

fiel Thorn wieder an Preußenzurück,und da erklärte die j

Staatsregierung: das Kadukrecht ist hinfälliggeworden, -

denn mit der Einführung des Code civil waren alle

früherenRechte aufgehoben. Die Folge war, daßThorn i

gegen den Fiskus einen Prozeß anstrengte. Das Ober-

landesgericht Marienwerder verurtellte den chkus in

einem interessanten Urteil vom ö. November 1847. Es

erkannte für Recht, daß beklagter Fiskus schuldig sei, ?

das Kadukrecht der Stadt Thorn, wonach alles sowohl

bewegliche wie unbeweglichejVermögen, welches von

Bewohnern der Stadt und ihres Gebietes ohne Unter-

schieddes Standes und Gewerbes bei ihrem Tode in I

Ermangelung gesetzlicherErben an den Fiskus fallen

würde, der Stadt und Kämmerei Thorn zufällt, anzu-

erkennen, und alle seit 1825 erhobenen herrenlosenErb-

schaften gedachter Art derselben herauszugeben. Nun

bin ich erstaunt, daß der Vorstand des Preußischen
Städtetages diejenigen Städte, die ein privilegiertes
Recht haben, genau so behandeln will wie die anderen.

Wir sollten uns auf den Standpunkt stellen, daß der

§ 19 des Gesetzesüber das Erbrecht des Staates ein-

fach gestrichen wird. Dann bleibt der Art. 138 des

E. G. zum B. G. B. bestehen, der die einschlägigen
landesrechtlichenVorschriften aufrecht erhält, und dann

ist alles in Ordnung. Bezüglich des zweiten Teiles

kann ich dem Vorschläge des Referenten bis auf die

Änderungder Zahlen zustimmen.
Jch beantrage

der Städtetagmögebeschließen,der Reichsregierung
und dem Reichstage baldmöglichstfolgende An-

träge zu unterbreiten:

1. den § 19 des Gesetzes über das Erbrecht des

Staates zu streichen,
2. dem § 15 des Gesetzes folgende Fassung zu

geben:
»Von der aus dem Erbrecht des Fiskus

erzielten Reineinnahmeerhältdas Reich60 v. H.,
der Bundesstaat, dessen Fiskus Erbe ist oder

dem das nach §84) Absatz II bestimmte Erb-

schaftsamt angehört, 30 v. H. uud die Ge-

meinde 10 v. H. Berechtigt ist diejenige Ge-

meinde, in der der Erblasfer zur Zeit seines
Todes seinen Wohnsitz gehabt hat, und wenn

er in mehreren Gemeinden einen Wohnsitz ge-

habt hat, diejenige Wohnsitzgemeinde,in der

er sichzuletzt aufgehalten hat; ist hiernach keine

Gemeinde berechtigt, so fallen auch die 100X0
dem beteiligten Bundesstaat zu.

Diejenigen Gemeinden, denen die Landes-

regierung gemäß § 9 5) des Gesetzes die im

§8 bezeichnetenObliegenheiten übertragen hat,
erhalten als Vergütungen für die Kosten der

allgemeinen Verwaltung 10 v. H. der Rein-

einnahme, wobei die im Absatz 1 dieses Para-
graphen für die Gemeinde festgesetzten10 v.H.
nicht mit eingerechnet werden. Die hiernach
den Gemeinden zu gewährendeVergütung ist
aus dem Anteil, der dem beteiligten Bundes-

staat zukommt, zu bestreiten.
Was als Reineinnahme anzusehen ist, be-

stimmt der Bundesrat.«

gerichterftattey BürgermeisterMoldmaanoppoh
Jch bin mit diesem Antrage einverstanden, empfehle
aber am Schlusse noch den Zusatz:

Jedoch sind auf jeden Fall die besonderen Ver--

waltungskosten vor der Feststellung der Rein-

einnahme vou der Roheinnahme in Abzug zu
bringen.

VorsitzendenWird das Wort weiter gewünscht?—-

Das ist nicht der Fall. Jch stelle den Antrag mit

diesem Zusatz zur Abstimmung und bitte die Herren,
die dagegen sind, sich von den Plätzen zu erheben. —-

Der Antrag ist einstimmig angenommen-



-
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Wir gehen über zu Punkt O:

Reform des höheren Wädchenfchukwefen5.

Herichterliaitey Stadtschulrat Dr. Yamu5-Danzig:
Meine Herren! Auf keinem Gebiet des Schulwesens
sind in den letzten Jahren in unserem Staat so er-

hebliche Änderungenvorgenommen, wie auf dem der

höherenMädcheuschulen. Diese Änderungenin der

Organisation und in den Berechtigungen haben für
die Städte ein ganz besonderes Interesse, weil die

Städte in ganz anderem Maße wie bei den höheren

des Schulwesens sind, wie sie dann auch fast allein,

allerdings unterstütztvon einer großenAnzahl privater

Unternehmungen, das höhereMädchenschulwesenaus-

gebaut und unterhalten haben. Früher höchstmannig-

faltig organisiert und im Verwaltungssinne unterschied-
los zu den niederen Schulen gerechnet, haben im

Jahre 1894 die voll ausgeftalteten höheren Mädchen-

schulen ihre Anerkennung als höhere Schulen und

eine bestimmteAbgrenzung gegen die minderausgestalteten

Schulen erhalten. Bei dieser Neuorduung von 1894

war zugleich ein wenn auch späterals verfehlt erkannter

Fortbildiingsweg für die aus der höherenMädchen-

schule entlassenen Mädchen in sogenannten wahlfreien

Kursen vorgesehen. Den folgenreichsten Schritt aber

in der Ausbildung der höherenMädchenschuletraf
dann die Reform von 1908, die, bis zur Gegenwart

ergänzt und weiter ausgeführt, den jetzigen Zustand

auf diesem Gebiet gezeitigt hat. Nach dieser Ordnung

gelten als höhere, ftaatlich anerkannte Mädcheuschul-

Einrichtungen jetzt:
l. das Lhzeum,
Z. das Ober-Lyzeum,

die Studienanstalt,
4. die Frauenschule,

während der Titel »Höhere Mädchenschule«gerade
denjenigen Schulen vorbehalten ist, die nicht zu den

anerkannten höherenMädchenschulengehören.

Betrachten wir kurz die Aufgaben und die Ziele

dieser anerkannten Anstalten. Das Lyzeum umfaßt
10 aufsteigende Jahresklasscn. Der Lehrplan dieser
Anstalt geht über die Pläne der früheren höheren

Mädchenschuleninsofern hinaus, als er einen weiter-

gehenden mathematischen und naturwissenschaftlichen
Unterricht einführt und auch in den sprachlichen und

ethischenFächern eine Vertiefung des Unterrichts und

mehr wissenschaftlicheBehandlung desselben vorsieht.
Die Anerkennung als höhere Schule brachte es mit

sich, daß die Lyzeen und ebenso die weiterführenden

Bildungswege nun den Provinzialbehördenunterstellt

wurden, denen die Aufsicht bezw. die Verwaltung der

höherenKnabenschulen zusteht, d. i. den Provinzial-
Schulkollegien.
ficht der Königl· Regierungen entzogen, und da die

Regierungen diese Aufsicht zum Teil durch die Stadt-

schuldeputationenausübten, ist auch diese Mitwirkung
der Stadtschuldeputationen in Fortfall gekommen und

damit der Einfluß der Stadtgemeinden auf diese
Schulen faktisch gemindert. Es sind Bestimmungen
getroffen, die einen wesentlichenTeil des Unterrichts

Damit sind diese Anstalten der Auf-«

in den mittlerenund oberen Klassen akademisch ge-
bildeten Lehrkräften also Oberlehrern und Ober-

lehrerinnen zuweisen und ebenso die Leitung in die

Hände eines akadeniischvorgebildeten Direktors oder

einer Direktorin legen.
Das Obeklhzcmm Das Oberlyzeum umfaßt3 wissen-

schaftlicheFortbildungsklassenund eine Seminarklasse.
2 Es gilt als direkte Fortsetzung des Lyzeums und war

in deu Bestimmungen von .1908 noch als »höheres
Lehrerinnenfemmar«bezeichnet. Es dient in erster

Knabenschulen die Träger der Lasten für diesen Teil -

Unu del uvblldung von Lememmen im die hUhLVe
Niädcheuschuleaber in der Weise, daß die eigentlich
praktische Ausbildung erst in dem vierten Jahrestatt-
findet, während die ersten Jahre von der Fachaus-
bildung im wesentlichenbefreit sein sollen und nur eine

allgemeine wissenschaftlicheWeiterbildung zum Ziele
haben, allerdings mit einem Rest pädagogisch-psycholo-
gischer Unterweisung. Für die praktische Ausbildung
der zukünftigenLehreriunenerfordert jedes Oberlhzeum
noch eine mehrklassigeUbungsschule. anezug auf die

Lehraufgaben und Lehrzielehaben die 3 wissenschaftlichen
Klassen ungefähr dieselbenAufgaben wie die lateinloseu
höherenKnabenschnlen, d. h. wie die Oberrealschulen
in denselben Jahrgängen,doch mit deui Unterschied,
daß die mathematisch-uaturwissenschaftlichenFächer
höchstens so weit in ihren Zielleistuugen gehen,wie
dieselben Fächer eines Gh11inasiums, während die

literarischen und ethischenFächer hier stärker betont
werden.

Die Studicllallstalt: Sie ist hervorgegangen aus

dem Bestreben weiter Kreise der Frauenwelt,«denFrauen
eine den Männern gleiche Ausbildung und bei eben

solcher Vorbildung auch den Zutritt zu akademischer
Fortbildung und zu den durch eine solche akademische
Bildung zugänglichenBeruer zu eröffnen. Sie hat
mit dem Lhzeum den Unter- und Mittelbau gemeinsam
und schließt an den Mittelbau durch Gabelungent-

wedereinen 6 jährigenKursus, der nach deuiPlan

einesGhmnasiums oder eines Realgymnasiums einge-
richtetist, oder einen 5 jährigenKursus an, der dann
1 Jahr später von dem Lhzeum abzweigt und den Plan
der Oberrealschule verfolgt. Ju der Praxis hat man

unter den 3 Wegen (Ghmnasium, Realgymnasium
Oberrealschule) iiberwiegend den realghmncisialenWeg
gewählt. Den Abiturientinnen dieser Einrichtungsteht
das akademischeStudium offen, unter den Beruer
hauptsächlichdas höhereSchulfach und die medizinische
Praxis.

Die Frauenschule: Aus der Überzeugungheraus
daß beide weiterführendeAnstalten, nämlichdas Ober:
lhzeuni und die Studienanftalt doch nur für einen be-

grenztenKreis von Mädchen geeignete Fortbildungs-
afnftaltenseien, daß aber heutzutagedie gebildeteFrau
eine vWeiterbildungfür ihren eigenen Berufin der

Familieund auch in der Gemeinde und im Staat

brauche-,hat man neben die eben genannten Anstalten

nocheine gewöhnlichauf 2 Jahre berechnete Fort-
bildungsschulegesetzt,die ohne eine bestimmteAbschluß-
prufungin freier Weise in die beruflichen und sozialen
Pflichten der Frau einführensoll, das ist die Frauen-
schule. Dieser Schule sind damit 3 Aufgaben gestellt:



l. Einführung in den Pflichtenkreis der Hausfrau
und Mutter. Dazu dient eine Unterweisung in

Hauswirtschaft und Kinderpflege auf pädagogischer
Grundlage,-

Einführung in soziale Aufgaben, z. B. in die

Wohltätigkeits-und Fiirsorgebestrebungenheutiger
Zeit und

allgemeine Fortbildung je nach der Neigung der

Schüleriunen in sprachlicher, geschicht·1icher,
ästhetischerRichtung.

entsteht die Frage:

»Wie ist diese groß angelegte und mannigfache
iöglichkeitenbietende Neuordnuug zu beurteilen,

und wie sollen sich die bisherigen Träger des

Mädchenschnlwesens,besonders die Städte, zu

dieser Neuordnung stelleu?«

I

dürfte zweifellossein, daß mit der Anerkennung
der höherenMädcheuschuleals einer höherenLehranstalt
ein durchaus berechtigterSchritt geschehenist, daß ferner
der mer wissenschaftlicheBetrieb des Unterrichts ge-

währleistet u. a. durch eine starke Heranziehung
akademischer Lehrkräfte und alle damit verbundenen

Aneignuug im Gegensatz zu der gedächtnismäßigcn

Aufnahme des Unterrichtsstofss zu fördern,mit Freuden
zu begrüßenist. Nicht so einwandfreidürftedie Herein-
ziehuug eines nicht unbeträchtlichenmathematischcu

Unterrichtsstoffesdas Lyzeum anzusehen sein, weil .

die Aufnahme dieses Unterrichts weniger durch eine-
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zu leisten ist. Wie weit diese Forderung begründetist,
soll später geprüft werden. Hier sei nur bemerkt-,daß

»

der Herr Kultusminister nach seiner am 9. April d.Js.
jim Abgeordnetenhause gehaltenen Rede einer solchen

anabenschulen ablegen wollten-

Forderung nicht ablehnend gegenüber steht. Die

Studienanftalt ist als die feste Form anzusehen,
die Ersatz bieten soll für die vereinzelten privaten
Kurse, gymnasialer oder realgymnasialer Richtung, die

s. Zt. zur Vorbereitung solcher junger Mädchen in

Großstädten entstanden, die die Reifeprüfung an

Wie vorher schon
erwähnt, kann die einzelne Studienanstalt einen der

3 Wege einschlagen, die wir als Gymnasium, Real-

gymnasium oder Oberrealschule bezeichnen und die

den Zugang zur Universitäteröffnen. Diesen 3Wegen
»gegenüber bezeichnet man den neu erstrebten Weg
idurch das Oberlyzeum zur Universität als den

4. Weg. Die Studienaustalt ist in ihrem Aufbau klar

und hat bereits in einer Reihe von Orten erfolgreiche
Reifeprüfuugenhinter sich und damit eine größereAn-

zahl junger Mädchen zur Universität entlassen: Das

Bedenklicheliegt darin, daß das Elternhaus verhältnis-

»

mäßig früh, d h. wenn die Tochter 12 oder 18 Jahre
Bestrebungen, den Unterricht zu vertiefen und die innere

Forderung der allgemeinenMädchenbildunghervorge-
rufen zu sein scheint, als vielmehr durch die Not-J
wendigkeit, dem in dem Oberlyzeum zu forderndcnj

bereits einen ?
Maß mathematischerKenntnisse hier
Unterban zu geben. Da aber bisher noch keine ab- Z

schließendenErgebnisseüber die Wirkung dieserNeuerung
Vorkjegem so muß auch ein endgültigesUrteil noch
ausgesetzt werden. Noch weniger reif für eine endgültige
Beurteilung erscheintdas Oberlyzeum. Hier geht das

Streben dahin, die Z wissenschaftlichenKlassen, die mit

einer dem Abiturientenexamen der höh.Knabenschulen
nachgebildeteuReifeprüfung schließen,den Oberklassen
der höh.Knabenschulenauch nach außenhin und in den Hmit der Errichtung einer Frauenfchule vorgehe.
durch das Maturitätsexamen zu erlangenden Berechti- T

gungen gleichzustellen.Jn dieser Richtung ist den

Abiturientinnen dieser Anstalten schon jetzt das

philologischeStudium und damit dukz höhereLehrfach
an weiblichen Unterrichtsanstalten eröffnet, allerdings

lichen Schulen. Nun verlangt man aber unter der an

und für sich richtigenBehauptung, daß die 3 wissen-
schaftlichenKlassen des Oberlyzeums in ihrer Bedeutung
für die allgemeineBildung durchaus gleichwertig den

3 oberen Ober-Realschulklafsenseien, daß der Besuch

dieser 3 Klassen und die Ablegung der Reifeprüfung

nach diesemBesuch dieselbeBerechtigungmit sichbringen

solle, die die Oberrealschule für ihre Abiturienten hat,
d. h. die Zulassung zu allen Universitätsstudien,allen-

falls mit der Auflage, die auch für die Oberrealschule
gilt, daß nämlich für gewisseFächer noch ein Nach-
examen in einer oder in den beiden alten Sprachen

alt ist, vor die Frage gestellt wird, ob es diese in dem

normalen Bildungsgang des Lyzeums belassen oder sie
in eine Unterrichtsbahn weisen soll, die von dem eigent-
lichen Beruf der Frau immerhin abführt und sehr
große Anforderungen stellt. Denn darauf muß mit

allem Nachdruck hingewiesen werden, daß es nicht das

Ziel weiblicherErziehung sein kann, die gesamteweibliche
Jugend für Universitätsstudienvorzubereiten.

Die Frauenschule endlich: Sie dürfte in der ganzen

Reform als die idealste Forderung an unser modernes

Schulwesen für das weiblicheGeschlechtanzusehen sein,
so eigentlich als die richtige Fortbildung über die

Normalschule hinaus, die man jeder Frau der höheren
Stände wünschensollte. Deshalb hat auch die Unter-

richtsverwaltung, um die Träger des Mädchenschul-

wesens für diese Schulreform zu gewinnen, ihr also
gewissermaßenVorschub zu leisten, die Bedingung ge- .

stellt, daß in der Regel die Errichtung einer Studien-

anstalt nur da genehmigtwerden soll, wo man zugleich
Bei

der Gestaltung der Frauenschule ist nicht nur weitgehende
Freiheit in der Wahl der Unterrichtsfächergestattet —- es

ist nämlichnur ein Teil der Stunden obligatorisch und

zwar nur diejenigen, die sichauf Pädagogik,Kinderpflege

.
s

und Hauswirtschaft beziehen — sondern es ist auch
erst nach ZjährigerpraktischerBewährung an öffent- s eine Verbindung der Frauenschule mit Unterrichtsein-

richtungen erlaubt, die wieder auf das Lehrfach hin-
zielen. So können mit ihr verbunden werden: Kurfe
zur Ausbildung von Sprachlehrerinnen, Handarbeits-
lehrerinuen,Hauswirtschaftslehrerinnen,Turulehrerinnen.
Trotz aller dieser Möglichkeitenhat die Frauenschule
sich bisher nur sehr schwacheingeführt Wo sie ein-

gerichtet ist, zum Teil nur um damit der Bedingung
nachzukommen,die für die Errichtung der Studien-

anftalten besteht, wird fast ausnahmslos über äußerst
schwachenBesuch geklagt. Namentlich hält es schwer,
die Schülerinnen, wenn sie auch 1 Jahr die Unter-

weisung mitgemacht haben, im 2. Jahr festzuhalten.
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Dabei wird von sachkundigsterSeite davor gewarnt, ! ähnlichwie dieser eine solche für das höhereKnaben--

diese Anstalt mit der Ausbildung von Fachlehrerinnen
irgend einer Art zu verquicken. Es ist noch nicht ab- s

zusehen, welche Reform diese Anstalten noch werden

durchmachen müssen, um der an und für sich gewiß

höchstbeherzigenswertenGrundidee, der fie entstammen,

zur wirksamen praktischenAusführung zu verhelfen.

Diese meine Schilderung des jetzigen Standes des

höherenMädchenfchulwesenswar erforderlich,um Ihnen

zu zeigen, wie auf diesem ganzen Gebiet in jedem ein-

zelnen Zweige der höherenMädchenschuleheutzutage

noch alles im Fluß ist. Fast an keiner Stelle sind
bereits abschließendeErfahrungen gemachtworden. Und

ferner: Jederzeit können durch Verfügungen der Unter-

richtsverwaltung Organisationsveränderungenund

Änderungenin den Berechtigungen eintreten, die die

Bedeutung der einzelnen Einrichtungen und das Ver-

hältnis zueinander durchaus verschieben. Wenn z. B.

der sogenannte 4. Weg, also die Berechtigung zu

Universitätsftudienfür die Abiturientinnen des Ober-

lyzeums nach dem Wunsche weiter Kreisegeöffnetwird —

haben doch auf der diesjährigenFrühjahrsverfaminlung
des Vereins für die höherenMädchenschulenin Halle
von den Vereinsdelegierten 21 für und nur 10 gegen

eine solche Berechtigung gestimmt — so beeinträchtigt
das naturgemäßden Fortbestand der Studienanstalten

in weitgehendemMaße. Andrerseits würde eine gewisse

Gefahr darin liegen, wenn die Frauen, die in akademische
Studien eintreten, sämtlichdie Vorbildung einer Ober-

realschule mitbringen. Es wird dadurch eine Einseitigkeit

hervorgerufen, die bei der Gesamtheit der männlichen

Studierenden vermieden wird. Die Möglichkeitder

Ergänzungsprüfungeiischlage ich nicht hoch an: sie

haben nur geringen Einfluß auf die Allgemeinbildung
und belasten äußerst durch vorbereitende Nebenkurse.

Jch komme nun auf die finanzielle Seite dieserRe-

form des höh.Mädchenfchulwesens,einer Reform, die

wie aus dem Gesagten hervorgehen dürfte, nicht etwa

einen Abschlußbildet, sondern gewissermaßenerst den

Anfang, nämlich die Grundlage für eine ganze Reihe
von Entwicklungsmöglichkeiten.Gewiß hat man fast

ausnahmslos es mit Freude begrüßt,daß die höheren

Mädchenschulenals höhere Lehranstalten anerkannt

wurden. Weniger erfreut war man schonin den Städten

und in den Kreisen der Privatschulleiter,als sichzeigte,

daß mit dieser Anerkennung Forderungen verbunden

waren, die eine gewaltigeSteigerung der Aufwendungen

für dieseSchulen mit sich bringen mußten. Jch erinnere

nur an die Anstellung zahlreichermännlicherund weib-

licher akademischer Lehrkräfte,an die Gewährung von

Ruhegehälternu.dgl. Jn den Städten, in denen neben

ftädtifchenhöherenMädchenschulenprivate bestanden,

wuchsen nicht nur die Aufwendungen für die eigenen-

Schulen, sondern die privaten Schulen traten zugleich
mit der Anforderung von Beihilfen an die Stadtge-
meinde. Bei dieser Sachlage war es zu verstehen, daß
die Städte vom Staate, entsprechend den staatlichen

Anforderungen an die höhereMädchenschuleund der

Bedeutung, die man nun augenscheinlichdiesemZweige
des Unterrichtswefensdort zumaß,nun eine weitgehende

Beteiligung des Staates, auch an den Kostenerwartete,

’

aufzubringen haben.

fchulwesen auf sich genommen hat. Der Staat aber

ist hinter diesenErwartungen zurückgeblieben,wie weit

das zeigen einige statistischeAngaben. Nach dem sta-
tistischen Jahrbuch von 1912 unterhält der Staat

4 Lyzeenmit weitergehendenBildungsanstalten, und

zwar 2 finBerlin, je 1 in Trier und Posen und 1 Ober-

lyzeum in Droyssig, für die er rund 3:-39 000 M auf-

wendet.Er unterstütztmit weiteren 620000 M Ge-

meinde-,Stiftungs- und Privatanstalten, sodaß feine
Gesamtaufwendungen ea. 960000 M betragen.Dieser

Summegegenüberstehenallein Ausgaben von 8 700 000 M,
die die Gemeinden fiir ihr höheresMädchenschnlwesen

Es handelt sich dabei um 2537

Anstalten der Gemeinden. Nicht in diese Berechnung
einbezogen sind 224 Anstalten, die zum kleineren Teile
Stiftungsschulen, zum größerenPrivatschulen sind. Die

letzteren besonders, die ihren Etat schon bisher nur mit

Mühe balaneieren konnten, stehen den Neuanforderungen
zum großen Teil völlig ratlos gegenüber. Das Ver-

hältnis der staatlichen Aufwendung zur ftädtischenist
hier nach dem Gesagten wie 1 :8,5.

Bei den höherenKnabenschulen ist das Verhältnis
ein durchausanderes. Hier unterhält der Staat allein
251 höhereSchulen, die einen Bedürfniszufchußoon
rund 15 Millionen erfordern. Zu weiteren von den
Gemeinden zu unterhaltenden Schulen gibt er eine

Beihilfe von über 4Mi11ionen, während einerdinqsdie
Städte hier zirka 28 Millionen aufzubringenhaben
Unter ltHinzurechnungnoch einiger kleinerer Beträge
auf beidenSeiten stellt sich die Leistung des Staates
hier auf zirka 191,-«2Millionen, die der Städte auf
zirka30 Millionen. Das Verhältnis dieser Leistungen
iftdanachwie 2 zu Z. Aus diesen Zahlen ergibt sich
weiter, daß aus öffentlichenMitteln für die höheren
Mädchenschulenz. Zt. 10 Millionen, für die Knaben-
schulen zirka 50 Millionen aufgewendet werden und
daß der Beitrag des Staates für die Mädchens,chulen
unverhältnismäßiggering im Vergleichzu den Leistungen

E
für die Knabenfchulen ist, daß aber der Hauptanteil
der Kosten bei beiden Kategorien den Städten zufällt
Den Städten aber dürfte, wenn ihnen neue sehr ek;
heblicheLasten zugemutet werden, eine sehr sorgfältige
Prüfunganzuraten sein, ob denn die Neuordnungin
jedem-einzelnenFalle einen der Übernahmesoicher
finanziellerVerpflichtungen entsprechenden Vorteil
bietet. Das führt uns zu der zweiten Frage: Wie
stellen sich die städtischenGenieinwesenzweckmäßig
den einzelnen neuen Mädchenfchul-Einrichtungen?«Jdm
allgemeinen ist eine vorsichtigabwartende Haltung am

Platze, wenn es sich um die Umwandlungbestehender
Schulverhältnifsein neue Formen handelt. Wenn

z. B. eine Stadt vor der Frage fteht, ob sie ihre
Mädchenschulein ein Lyzeuiu verwandelnsoll ohne
daßdabei an dieweiterführendenBildungswegegedacht
wird, so wirdfie gut tun, falls fie auf ihre Finanzen
starke Rücksichtzu nehmen hat, diese Verwandlung su

unterlassen, da die Möglichkeitbesteht, eine höhezize
Mädchenschulebeizubehalten, die durchaus nachdem

Lehrplandes Lyzeums unterrichtet, ohne daß alle die

kostspieligenAnforderungen an die Gemeinde gestellt



werden. Der einzige Nachteil, der den Schülerinnen
einer nichtanerkanntenSchule erwächst,ist der, daß der

Übergangin das Ober-Lyzeum noch von einer be-

sonderen Prüfung abhängig gemacht wird. Ja, es

dürfte unbestritten sein, daß manche Stadt und ebenso
manche Privatfchulleitung die Anerkennung s.Zt. nicht
nachgesnchthaben würde, wenn nicht damals bei der

Reform von 1908 jdie Bezeichnung einer höheren

Mädchenschulesolchen nichtanerkannten Schulen ent-

zogen worden wäre, die ihnen jetzt wieder gestattet ist.

Hier liegt ein Beispiel vor, wie leicht man in solchem
Streben über das Ziel hinaus schießenkann.

Handelt es sich um die weiterführendenBildungs-
wege, also um Studien-Anstalt oder Ober-Lyzeum, so

erscheint die Einrichtung einer Studien-Anstalt nur da

geboten und gerechtfertigt,wo sich ohne jeden Zwang
eine ausreichende Zahl von Schülerinnen findet, die

wirklich schon durch ihre Begabung nnd durch die

Stellung ihres Elternhauses dazu vorausbestimmt sind,
später Universitätsstudien zu treiben. Es muß ver-

mieden werden, daß dieser Bildungsgang, der immer

nur eine Ausnahme auf dem Gebiet der weiblichen

Fortbildung sein darf, etwa zur Modesachewird, so
daß gewisse Kreise der besseren Gesellschaft glauben,
ihren Töchtern diesen Weg durchaus eröffnen zu

müssen. Die für eine Studien-Anstalt wirklich geeig-
neten Schülerinnen dürften sich in genügenderAnzahl
nur in den eigentlichenGroßstädten finden. Da es

nun nicht ausgeschlossenist, daß das Ohek-Lyzeum in

bezug auf die Berechtigung zu den Universitätsstudien
mit der Studienanstalt in Wettbewerb treten wird, so
wird zunächstvon der Neueinrichtung der sehr kost-

spieligen Studienanstalt abzuraten sein, womit aber

nicht gesagt sein soll, daß man etwa die bestehenden
derartigen Anstalten zu gunften dieses neuen 4. Weges
aufgeben soll, denn für gewisse Studien werden die

Studienanstalten gymnasialer und realgyrnnasialer
Richtung immer noch die bessere Vorbereitung bieten.

Das sOber-Lyzeurnferner wird unentbehrlichsein,
wo eine Ausbildung von Lehrerinnen für Mädchen-
schulen erstrebt wird, d. h. im allgemeinen da, wo das

höhereScminar bestand· Da durch die Absolvierung
desselben nun auch der Zugang zum philologischen
Studium eröffnetist, so wird es da, wo keine Studien-

anstalt besteht, erst recht wünschenswertsein. Es wird

aber im Unterrichtsbetrieb den Charakter einer Fach-

schule schwerlichabstreifen, solange die Schülerinnen,

die die eben angedeuteten Ziele erstreben, in demselben

maßgebendsind. lSollte es durchgesetztwerden, ihm
die Pforten der Universität unbeschränktzu eröffnen,

so würde es allerdings in der Wertschätzungaller

derer, die nach der äußeren Berechtigung urteilen,

wesentlich gewinnen und gewiß einen starken Zudrang
erfahren. Ob damit aber der höher-enMädchen-
bildung im allgemeinengedient ist, erscheintmindestens

zweifelhaft
» » .

Die Frauenschulesoll eigentlich der höherenweib-
lichen Bildung den naturgemäßenAbschluß bieten.

Das kann sie, wenn man sie nicht «mit allen möglichen

Nebenaufgaben belastet und sie nicht zu einer Vor-

bereitungsanftalt für technischeLehrerinnenberufe macht,
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wodurch man ihren eigentlichenCharakter beeinträchtigt
Da nun durchweg über den schwachen Besuch der

Frauenschule und zwar besonders im zweitenSchuljahr
geklagt wird, so sollte man es mit einer einjährigen
Frauenschule versuchen, die lediglich die Ausbildung
zum Frauenberuf und das Verständnis der sozialen
Aufgabe der Frau zu fördern hat, während die weitere

Fortbildung in allen möglichenKünsten und Wissen-
schaften der Privatfürsorge überlassen bleibt. Eine

solcheFrauenschule solltemöglichstallen Lyzeen und auch
den nichtanerkannten höheren Mädchenschulenan-

gegliedert werden. Damit werden dann diese Schulen
die eigentlichen Norinalanstalten für die höhere All-

gemeinbildung des weiblichen Geschlechts-. Sie können

eine in sich abgeschlosseneund harmonischeAusbildung
gewähren und dürfen nicht nur als die Unter- und

Mittelstufe des Oberlyzeums angesehen und behandelt
werden.

Wenn ich oben gesagt habe, daß die neue Schul-
reform nicht der Abschluß,sondern eigentlich erst der

Anfang einer neuen Entwicklung sei, so möchte ich
dies auch auf die Finanzierung des höherenMädchen-
schulwesens beziehen. Auch hier stehen wir in bezug
auf die Verteilung der Lasten zwischen dem Staate,
den Städten und den Privaten erst am Anfang einer

Entwicklung. Auch hier wird im höheren Mädchen-
schulwesen ein Weg eingeschlagenwerden müssen,wie
er bereits bei den Knabenschulen beschritten ist. Der
Staat wird nicht umhin können, sich grundsätzlichzu
einer ganz anderen Beteiligung an den Kosten dieser
nun anerkannten höherenSchulen zu Verstehen Er
wird nicht mit einzelnen Bedürfniszuschüssenbei not-

leidenden Gemeinde- und Privatschulen wirtschaften
können, sondern er wird, wenn die Reform ernst
werden und der weiteren Entwicklung freie Bahn
geschaffen werden soll, einen Stamm von staatlichen
Anstalten ins Leben rufen müssen, die als Normal-

schulen für die übrigen iiichtstaatlichen Schulen dienen.

Es wird das zu geschehen haben, je nach dem Be-

dürfnis entweder durch Gründung eigener Anstalten
oder durch Übernahmevon städtischenund privaten
Anstalten. Es ist übrigens anzunehmen, daß die

Kategorie der anerkannten Privatlyzeeii im Laufe der

Zeit überhauptaufhörenwird, schon weil diese wohl
ausnahmslos nicht in der Lage sind, den Lehrpersonen
diejenigen Gehaltssätze und diejenige Ruhegehalts-
sicherung zu gewähren, die von ihnen verlangt
werden muß.

Den Städten gegenüber müßte der Staat im

einzelnen prüfen, wie weit die vorhandenen städtischen
und privaten Anstalten überhaupt imstande sind, dem

Schulbedürfnis zu genügen, und welche Mehrauf-
wendungen bei ihrem weiteren Bestehen zu fordern
sind. Diese Mehraufwendungen aber müßteder Staat
unter vorsichtigerBerechnung der Leistungsfähigkeitder
Städte und ganz besonders zur weiteren Ausgestaltung
etwa bestehender und nicht entbehrlicher Piivatschulen
in weitgehendem Maße selbst übernehmen. Es ent-

spricht nicht der Billigkeit und führt nicht zu einer

weiteren Durchführung wünschenswerterReformen,
daß wenn in Städten, in denen neben einer oder

9



mehreren städtischenhöherenMädchenschulenPrivat-
schulen vorhanden sind, die nun eine Subvention

dtirchaus nötig haben, bei diesen Privatschulen der

Staat seine Beihilfe davon abhängigmacht, daß die

Stadt mindestens den gleichenBeitrag für diese Schulen

ausbringt; es müßte vielmehr der Zuschuß,den die

Stadt für ihre eigenen höherenMädchenschulenbereits

leistet, bei der Verteilung der Beihilfe zwischen Staat

und Stadt auf ihren, den städtischenAnteil, mit ver-

rechnet werden. Es würde dann die Subventionierung
der Privatschulen in vielen Fällen gänzlichauf das

Konto des Staates fallen. Meine Meinung geht

dahin, daß es Aufgabe der städtischenBehörden ist,

bei jeder Gelegenheit auf Städtetagen und in dem

Parlaniente darauf hinzuwirken, daß für das höhere

Mädchenschulwesenso bedeutende Staatsmittel zur

Verfügung gestellt werden, daß ähnlich wie bei dem

höheren Knabenschulwesen der Staat auch der

Hauptträger der finanziellen Lasten auf diesem Ge-

biete wird.

Jch bringe deshalb folgende Resolution zum

Vorschlage:
Es ist Sache des Staates, das höhereMädchen-

schulwesen nicht nur durch Reformen in der

Organisation und in dem Lehrpersonal zu heben,

sondern ihm auch eine materielle Fürsorge zuteil
werden zu lassen, wie das bei den höheren

Knabenschuleii schon längst geschieht. Wo die

Gemeinden und namentlich die Privatunternehmer
den pekuniärenAnforderungen nicht mehr zu

entsprechenvermögen,muß erwartet werden, daß
der Staat durch Übernahmeoder ausgiebige
UnterstützungderjenigenMädchenschulen,die einem

anerkannten Bedürfnis entsprechen, helfend ein-

tritt. Zu diesem Zwecksind im Staatshaushalt

angemesseneMittel etwa nach Maßgabe der für

die höherenKnabenschulen aufgewendeten Staats-

mittel vorzusehen.
·

(Lebhafter Beifall)
OberbürgermeisterDr. Wisse-Thom: Der Herr Re-

ferent hat seine anfänglichals LeitsätzegedachtenVor-

schläge zu einer Resolution verdichtet. Jch empfehle

noch weiter zu gehen und die Form eines Antrages
an die Staatsregierung zu wählen. Einige Ausführungen
des Herrn Referenten möchteichnoch unterstreichen. Die-

jenigen Gemeinden, die eine höhereMädchenschulehatten
und jetzt den Übergangmitgemacht haben, als die

Schulen als Lyzeen anerkanntwurden, und die daneben

noch ein Oberlyzeum haben, können ein Lied singen
von den hohen Anforderungen, die an die Städte ge-

stellt werden. Das Übel ist, daß die Staatsregierung
die unterrichtlichenInteressen zwar immer mehr in den

Vordergrund stellt, sich aber um die Bezahlung der-

Kosten nicht kümmert, sondern sie vertrauensvoll den

Städten überläßt. Dadurch ist unser Etat in einer
Weise gewachsen,daß-uns die Aufbringung der Mittel

mit großer Sorge erfüllt. Jn Thorn ist der Etat in

den letzten drei Jahren so ausgestellt,daß wir von der

Staatsregierung einen Zuschußvon 13000 M erhielten.
Der Zuschußhatte aber im Gefolge, daß der ganze

Etat so aufgestelltwerden mußte,wie ihn die Regierung

66

für die staatlichen Anstalten aufstellt. Wenn z. B. ein

staatlicherGymnasiallehrer pensioniert wird, so gehen

die·Lasten dafür aus dein Schulfonds auf den allge-
meinen Pensionsfonds über; und so verlangt der

Staat auch von uns, daß wenn der Lehrer eines

Lyzeumspensioniert wird, die Pensionslasten nicht in

den Schuletat hineinkommen,sondern auf den Kümmern-
etat übergehensollen. Diese Zustände sind mit der

Rechnung der Gemeinden eigentlich nicht verträglich

Es»wird ferner verlangt, daß die Summen für Ver-

zinsungund Tilgung der Anleihen auch aus dem

Kammereietatgedeckt werden sollen. Auch das führt
zu großen Unbilligkeiten. Das Wort des Referenten,
daß noch alles in Fluß ist, trifft durchaus zu. Jch
erwähne nur die Ubungsschnle. Es herrscht hier in

derOrganisationnoch eine solcheWillkür und Bunt-

scheckigkeit,daß man nicht weiß was richtig und falsch
ist. Wir sind nun zu· einem radikalen Beschlußge-

kommen,nämlich die Ubungsfchule so einrichten, daß
IVIVdle sechsunteren Klassen einer Mädchen-Mittel-

schulevon dieser ganz ablösen,sie in einem besonderen

Gebäudeunterbringen, in einer Schnlbaracke, und sie

demDirektordes Lyzeums und Oberlyzeums unterstellen,
so daß es.möglichist, die Niittelschullehrer auch für
den Unterrichtsbetrieb des Lyzeums und Oberlyzeums
zu verwendenDas ist ein Mittel, das zu klaren

Verhältnissenführt, denn der bisherige Betrieb, wobei
die Seminaristinnen in die dem Rektor unterstellte be-

nachbarteMittel-Schule gingen und dort Unterricht er-

teilten, hat die Aufbietung eines kolossalen Lehrer-
materials·im Verhältnis zu einer sehr geringen
Seminaristenzahl zur Folge gehabt. Der Dame wird

z. B. aufgegeben, französischenUnterricht zu erteilen.

Dannbegibt sie sich in Begleitung des Übuiigslehrers
in dieMittelschule. Dort findet sie den Klassenlehrer
dersiir den Unterricht in der Mittelschuleverantwortlich
bleibt,und dann kommt noch eotl. ein Akademiker als

Ubungslehrerund der Direktor des Lyzeums zur

Revisiondes Ganzen. Noch einen zweiten Punkt
möchteich kurz berühren:Denjenigen Städten, die die

großen Lasten eines Lyzeums und Oberlyzeums zu
tragen haben, wäre es gewiß sehr angenehm, wenn
man das Berechtigungswesender Oberlyzeen erhöhte
und ihr Reisezeugnis mit dem der Studiennnstaltesi
gleichstellte.Die Zukunstwird gewißohnehin dazu führen
daß die zehnklassigehöhereMädchenschuleden Aufbaii
bekommt, der zu den akademischenStudien berechtigt
denndesist doch ein unerwüiifchterZustand, daß
jetzt schondie Mädchen im sechsten oder siebenten

Lebensjahredarüber schlüssigwerden müssen, ob sie
ein Gymnasium oder eine andere Schule besuchenwollen.
Jch glaube, es ist mit den Ausführungendes Referenten
wohlverträglich,wenn der Städtetageine solche Auf-
fassung vertritt.

«

Jch beantragedaher, der Städtetagwolle beschließen

den-Vorstand zu ersuchen,bei der KöniglichenStaats-
regierung zu beantragen

1. derStaat möge das höhereMädchenschulwesen
nicht nur durch Reformen in der Organisation
und sin dem Lehrpersonal heben, sondern ihm
auch eine materielle Fürsorge zu Teilwerden



lassen, wie das bei den höherenKnabenschulen
schon längst geschieht. Wo die Gemeinden und

namentlich die Privatunternehmer den pekuniären

Anforderungen nicht mehr zu entsprechenvermögen,
möge der Staat durchÜbernahmeoder ausgiebige
UnterstützungderjenigenMädchenschulen, die einem

anerkannten Bedürfnis entsprechen, helfend ein-

treten. Zu diesem Zweck bitten wir, indem

Staats-Haushaltsetat angemessene Mittel etwa

nachMaßgabe der für die höherenKnabenschulen
ausgewendeten Staatsmittel vorzusehen;
das Reifezeugnis eines Oberlyzeums dem einer

Studienanstalt gleichzustellen.

BerichtersiattrrStadtschulrat Dr. Yamug-Danzig:
Ich habe in meinem Vortrage in keiner Weise Stellung
genommen gegen die Oberlyzeen und die ihnen zuge-

dachten Berechtigungen, sondern habe nur hervorgehoben,
daß man Studienanstalten, wo sie gut wirken — es

sind ungefähr30 in Preußen — nicht deshalb, weil

man den sogenannten vierten Weg als den kommenden

ansieht und die Einführungder Berechtigungenerwartet,
auflösensoll, ehe sich der Weg durch die Oberlyzecu
bewährt hat. Die Studienanstalten haben bereits an

einigen Orten ihre Abschlußprüfungengehabt. Dieser
Weg ist durchaus erprobt, und man soll ihn nicht auf-

geben zu Gunsten eines Weges dessen Vorteile und

Schwierigkeiten noch nicht erprobt sind. -Jch habe
ferner darauf hingewiesen,daß nach meiner Ansicht das

Oberlyzeum überall da notwendig ist, wo die Studien-

anstalt aus örtlichenGründen nicht eingerichtetwerden

kann. Wenn die genügendeAnzahl Mädchenfür eine

Studienanstalt nicht vorhanden ist, so wird der Ausbau
am Lyzeum

— das Oberlyzeum —- den Mädchen die

Möglichkeitbieten, zum Universitätsstudiumüberzugehen.
Eine gewisseGefahr liegt darin allerdings. Es ist
dieselbe Gefahr wie bei den Knabenschulen,wenn man

eine Realschulespätergewaltsam zu einer Oberrealschule
macht, die Gefahr, daß der Abschlußden die Anstalt
als solchebietet, Nicht Mehr maßgebend bleibt für
die Bestrebungen der Schule, sondern daß der höhere
AbschlußmaßgebendWird- und daß die Schulen,
die früher ein geschlossenesGanze bildeten, nunmehr
nur als der Mittel- und Oberbau einer höherenAn-

stalt angesehenwerden. Vor dieser Gefahr möchte ich
das Lyzeum bewahren. Ich bin selbstverständlichsehr
damit einverstanden, daß die Resolution zu einem An-

trage umgestaltet wird; ich weiß aber nicht, ob es

richtig ist, ihr so ohne weiteres den beantragten Zusatz
zu geben, der hier noch garnicht zur Beratung gestanden
hat nnd genauerer Erörterungbedürfte. Ich bitte auf
diesenZusatz, betreffenddieReifezeugnisse,zu verzichten.
Jch für mich habe die Uberzeugung und glaube dazu

genügendinformiert zu sein, daß die Sache ohnehin
diesen Weg gehenwird.

Direktor Dr. WaydorwThorm Wenn ich um die

Erlaubnis gebetenhabe, in diesem Kreise zu sprechen,
so verzeihen Sie das meinem beruflichenInteresse an

der Sache, da ich hier am Orte das Lyzeum und Ober-

lyzeum der Stadt zu leiten habe. Ich will nicht in

eine ausführlicheBesprechungdesseneintreten, was der
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Berichterstatter so lichtvoll dargestellthat, ich habe auch
darin keinen Punkt gefunden, dem ich eigentlichwider-

sprechenmüßte; indessennötigtmichdochdie Beurteilung
des Antrages Hasse zu einigem Widerspruch. Und das

berührt sich mit dem, was ich eigentlichüber den vierten

Weg sagen wollte, dessen Bedeutung ihnen schon dat-

gelegt worden ist. Es handelt sich dabei um den an-

geblichen GegensatzzwischenStudienanstalt und Ober-

lyzeum. Jch bestreite, daß ein solcherGegensatzbestehen
muß. Die Studienanstalten sind ihrer Natur nach nur

in den allergrößtenStädten begründetworden, eigentlich
nur in den Provinzialhauptstädten.Dort haben sie
ihre Berechtigung und werden sie behalten auf lange
Zeit hinaus. Jn den anderen Städten aber hat man

sich vor der Begründungvon Studienanstalten gescl)eut,
schon wegen der Kosten und« wegen des Verlangens,
daß vorher eine Frauenschulegegründetwird. Wo es

zu einem Aufbau kam, hat man also dort die Form
des Oberlyzeums gewählt, und diese hat sich, soweit
sich bis jetzt übersehenläßt, auch ganz vorzüglichbe-

währt. Die Begründung eines Oberlyzeums liegt, wo

sich überhauptdas Bedürfnis für einen weiteren Aus-

bau des Mädchenschulwefenszeigt, im dringenden
Interesse aller solchen Gemeinden. Das Oberlyzeum
ist ein direkter Aufbau auf das Lyzeum, und dieser
Weg empfiehlt sichum so mehr, weil auch die Anstalten
ohne Ausbau, die Lyzeen, in gerader Linie zu dem

Oberlyzeum hinführen, sodaß die Kinder nötigenfalls
erst, wenn sie sechzehnJahre alt sind, das Elternhaus
verlassen müssen. Das ist ja aber gerade bei den

Mädchen noch viel wertvoller als bei den Jungen,
wenn man sie möglichstlange im Hause behalten kann.

Es kommt hinzu, daß es in Preußen auch Städte gibt,
die von der MöglichkeitGebrauch gemacht haben, nur

die sogenannte Mittelstufe eines Lyzeums einzurichten,
nämlichdie Klassen7—5. Man kann dann die nach dem

Lehrplane des Lyzeums unterrichteten Kinder wenigstens
noch bis zum zwölftenLebensjahr zu Hause behalten.
Das liegt im dringenden Interesse der Eltern und

schließlichauch der Städte selbst, daß die Kinder ihrer
Bürger solange wie möglichim Hause bleiben. Das

ist aber nur zu erreichen, wenn das Lyzeum wirklich
zum Oberlyzeum hinführt und wenn das Oberlyzeum
nachher mit der Studienanstalt in Wettbewerb treten

kann.

Nun sagt man vielleicht: Wenn man dem Ober-

lyzeum die Berechtigung der Studienanstalten gibt, so
wird damit nur Wasser auf die Mühle derjenigen ge-

tragen die die Mädchen alle zum Studium hindrängen
wollen. Das ist durchaus nicht der Fall. Wenn ein

Mädchen mit 12 oder 13 Jahren auf die Studien-

anstalt kommt, so wird es allerdings auf das Studium

gedrillt und ist dann in vielen Fällen für etwas anderes
verdorben. Das ist eben die Gefahr der Studien-

anstalten. Wenn ein Mädchendagegen das Lyzeum
durchmacht und dann den geraden Weg durch das

Oberlyzeum fortsetzt, so hat es eine allgemeinere, ge-

schlossenereBildung, die noch garnichts für das besagt,
was das Mädchen in Zukunft wird. Es geht zwar

auf einem Wege der zur Universität führt, aber es

braucht nicht zur Universitätzu gehen. Jm Gegenteil,



es wird vielleicht je länger je mehr manches auf sie

einwirken, was sie vom Studium abhält Aus diesem

Gesichtspunkte verspreche ich mir von der Erteilung
der Stiidienberechtigung an die Oberlyzeen eher eine

Abnahine der Studierenden. Daher liegt es im Interesse
der unterhaltungspflichtigenGemeinden, dem Oberlyzeum

jede Förderungund insbesondere die Studienberechtignng

zu wünschen.Das wäre auch ein bedeutender finanzieller
Vorteil für sie. Deshalb unterstützeich den Antrag

Hasse Es wäre eine großeFreude für mich und meine

Berufsgenossen, wenn der Städtetag sich dazu entschlösse
die Regierung um die Erteilung der Studienberechtigung
an die Oberlyzeen zu ersuchen.

Stellv Stadtverordneten-Vorsteher Münsterberg-

Danzig: Ich bin nicht ganz derselben Meinung wie

der Vorredner. Soweit ich die Entwickelung der

Neugestaltung der Mädchenschulenhabe verfolgen
können, ist doch das Grundprinzip dem Antrag Hasse

entgegengesetzt Es sollten drei verschiedene Wege

geschaffen werden, die Bildung der Mädchen zu ver-

vollständigen: die Frauenschule, das Oberlyzeum und

die Studienanstalt. Gerade den letzten Weg hat man

doch gewählt, weil man davon ausging, daß, soweit
die Frauen auf den Universitäten das gleiche Recht

beanspruchen, wie die Männer, sie auch die gleiche

Vorbildung haben müßten. Das scheint mir auch ein

durchaus gesunder Boden zu sein, schon deshalb, weil

man diese Frage doch nicht ganz loslösen kann von

der ganzen sozialen Beurteilung der Frauenarbeit
Auf der einen Seite haben Sie viele Frauen, die

überall Rechte verlangen, auf der anderen Seite aber

auch Männer, die da sagen: soweit Ihr gleiche Rechte

fordert, müßt Ihr auch gleiche Pflichten erfüllen.

Deshalb wäre es mir sehr bedenklich, wenn wir hier

ohne ganz genaue Prüfung erklären wollten, wir

wünschten,daß die Reiseprüfnng der Studienanstalten
und Oberlyzeen gleichgestelltwird. Dadurch wird ja
das Ziel aller Bestrebungen vermischt, wie es sich in

den letzten zehn Jahren ausbildete. Wenn die Ent-

wickelung sich wirklich im Sinne der Vorredner voll-

zieht, so meine ich doch, sie wird nicht in der Gleich-

stellung der Prüfungszeugnisseder Oberlyzeen und

Studienanstalten liegen, sondern darin, daß man den

Studiengang auf den Oberlyzeen so umgestaltet, daß

ihm das gleicheZiel wirklich erreichbar ist. Ich maße
mir kein Fachurteil an, aber ich habe mich mit diesen

Fragen beschäftigtund halte es daher für gefährlich,
am letzten Tage, wo viele Mitglieder des Städtetages

schon ungeduldig sind, uns noch auf eine mit so vielen

Feinheiten verbundene Frage einzulassen. Dem

Wunsche von Herrn Dr.Hasse, die Resolution Damus

in einen Antrag umzuwandeln, steheich sehr sympathisch
gegenüber.
der darin vertreten wird. Herr Dr. Damus geht nicht
einen Schritt weiter, als er für zweckmäßigund durch-

führbarhält Den Zusatz von Dr. Hasse sollten wir

nicht annehmen. Wir könnten aber soweit gehen, daß
wir den Vorstand ermächtigen,in eine weitere Prüfung

auch dieser Frage einzutreten und selber Anträge zu

stellen, sobald er sich schlüssiggeworden ist. Das Ziel
an sich ist auch mir erwünscht,denn auch den Armeren

Es ist ein sehr bescheidenerStandpunkt,"
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muß Gelegenheit geboten sein, die Frauenbildiing in.

einer gewissengehobenen Form zu erlangen, aber nicht
der von Dr. Hasse vorgeschlagencWeg.
OberbürgermeisterDr. Yasse-Thorn izur Geschäfts-

ordnung): Im Anschlußan die Ausführungen des

Herrn Münsterbergerlaube ich mir einen neuen Vor-

schlag. Ich bin mir wohl bewußt, daß sich diese
wichtige Frage nicht kiirzerhand in ein paar Minuten

erledigen läßt Sie ist allerdings schonin vielen

Fachversammlungenvorbereitet worden, aber ein großer-
Teil der hier anwesenden Herren hat sie doch«wohl
noch nicht eingehend beraten. Ich ziehe daher den

zweiten Punkt meines Antrages in der jetzigen Form
zurückund beantrage stattdessenals Punkt

den Vorstand zu ersuchen, die Stellungnahme
zur Frage der Gleichstellungder Reifezeugnisse
der Oberlyzeeii und Studienanstaltenbis zur
nächstenTagung des Städtetagesweiter vorzu-
bereiten und eventuell darüber ein neues Referat
er tatten zu lassen.

i

HerichterslatteyDr. Yainiig-Danzig: Ich bin selbst-
verständlichmit diesemVorgehen in jeder Hinsicht ein-

verstanden. Ich glaube nicht, daß die Meinungen, die

hier von HerrnDr. Hasse und Direktor Maydorn
vorgetragensind,irgendwie zu meinen Ausführungen
in eineianegetisatzestehen. Wir nähern uns vielmehr
in der Sache durchaus. Ich meine nur, wir sind
nicht in der Lage, heute einen bestimmten Beschlußzu.
fassen, der sich für den einen Weg und gegen den
anderen ausspricht Darum ist mir der jetzigeVor-

schlag von Dr. Hasse sehr sympathisch Däk Ansicht
von Direktor Maydorn, daß sich mit der Erteilung
der Berechtigungen an das Oberlyzeum der Zudrang
zum-Frauenstudium verringern werde, kann ich nicht
beipslichten.

Vorsitzenden Ich schließedie Verhandlungen und
stelle den Antrag Dr. Hasse in der jetzigenFassung
zur Abstimmung Wer dagegen ist, den bitte ich die
Hand zu erheben. Der Antrag ist einstimmig an-

genommen.
«

. Wir sind am Ende unserer Tagesordnung,soweit
sie die Vorträge umfaßt Ich möchteauch jetzt wieder
den Herren Berichterstattern unseren herzlichenDank-
sagen für ihre außerordentlichinteressanten Aus-
führungen. Ich glaube, Sie werden alle mit mir
übereinstimmen,daß auch der heutige Tag für die
Entwicklung unserer Städte von großer Bedeutung-
gewesen ist.

·-

Wir gehen über zu Punkt 10:

Yerschiedenes und Zäitteikungem
Ich habe mitzuteilen, daß der Geschäftsführerdes

PreußischenStädtetages den Städten empfiehlt, der«
Anskunfsstelle preußischerStädte in Angelegenheiten
der höherenSchulen in Hannover als Mitgliedbei--
zutreten. Das Schreiben liegt hier aus; ich bitte die

Herren,diesichdafür interessieren,Einsicht zu nehmen.
Weiter ist mitzuteilen, daß nach dem vorjährigenBe--

schlusseder nächsteStädtetag in Graudenz stattfinden-
wird. Für 1915 hat Pr. Stargard den Städtetag-
eingeladen. Ich darf wohl feststellen,daß wir diese-·



freundliche Einladung mit Dank annehmen.
stimmung.)

Wir kommen zu Punkt 11:

Yeuwatjk des Vorstande-.

Ich bitte um Vorschläge. (LebhasteZurufe: Wieder-

wahl.) Es ist Wiederwahl vorgeschlagen.Widerspruch
wird nicht laut, die Wiederwahl ist vollzogen. Ich
nehme an, daß die Vorstandsmitgliederdie Wahl an-

nehmen. — Die Herren nehmen an —- Die Tages-
ordnung ist erledigt.

Stellv. Stadtverordneten- Vorsteher Ottenheim-
Graudenz: Ehe die Sitzung geschlossenwird, glaube

(ZU-
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ich in Ihrer aller Sinne zu sprechen, wenn ich dem

Vorstande und insbesondere dem Vorsitzendennamens

des Städtetages Dank sage für die sorgfältigeVor-

bereitung der Tagesordnung und die treffliche Leitung
der Geschäftewährend der Tagung selbst. (Beifall.)

Vorsitzenden Besten Dank. — Jch schließedie

Verhandlungen

Schluß 11X4Uhr.





Anlage I

zur Gemeindesteuerstatistikder yreuszischengitädtefür 1912.

Ziel-ersteht
über die Wirkungen der Privilegien der Beamten 2c. aus die kommunalen Zuschläge

zur Einkommensteuer im Durchschnitt in den einzelnen Städtegruppen

Aufgestellt
von BügermeisterErdmann-Neustadt Wpr.
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DkrZujchlag DkrZuschlag DkrZuschlag
RIGHTwikxssgzizssEs INka gkxkxzxkxtAxtxxzsgbzssEs

gruppsss ist«dxkagkxzixznzkxekzsspjjsisiiss d;:sz:;T2;;"ZTZTspTTsisiiskiskidxxxsgkxzixkxtxekszEinw» DUVchschUItt
ze· ermäßigen Durchschmtt &c· ermäßigen Durchschnitt &c· ermäßigen

o« durchschnittlich Wo Olo durchschnittlich oXO Oxo durchschnittlich; Wo
um Oxo T Um Wo Um Wo

Oftpreußen Westpreuß en. Brandenburg.
über 100 000" 225 45 180 200 56 144 100 25 75

25"— 100 000 51 172 217 50 167 174 34 140

10 —. 25 000 249 99 150 260 76 184 202 40 162

5 — 10 000 265 80 185 274 82 192 184 42 142

2 500 — 5 000 246 74 172 277 69 208 158 35 123

bis 2 500 250 82 168 267 f77 190 180 54 126

Sachsen. Schleswig-Holstein. Hannover.
über 100 000 163 21 142 175 80 145 125 19 i 100-

— 100 000 178 25 158 193 29 164 177 44 i 138

10 — 25 000
«

189 38 151 237 48 189 197 87 160

5 — 10 000 170 29 141 215 49 166 203 47 I 156

2 500 — 5 000 157 36 121 196 37 159 198 40 i 158

bis 2 500 158 46 107 192 36 156 173 40 138

Pommern. Poer. Schlefieu.
über 100 000 200 36

«

164 192 29 163 164 — —

25 —- 100 000 187 41 146 219 39 180 192 159

10 — 25 000 211 53 158 179 45 134 185 39 146

5 — 10 000 220 59 161 213 63 150 164 38 126

2 500 — 5 000 194 58 136 210 60 150 172 40 132

bis 2 500 - 188 62 126 218 72 146 186 48 143

Westfalen. Heffen-Naffau. Rheinprovinz.
über 100 000 215 52 163 124 21 103 193 27 166

25 — 100 000 218 43 170 151 17 184 193 35 158

10 — 25 000 210 71 139 172 19 153 210 36 174

5 — 10 000 196 46 150 148 19 129 175 32 148

2 500 — 5 000 192 50 142 139 30 109 159 27 132

bis 2 500 128 33 95 129 35 94 173 48 125
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Anlage II

Zur Gemeindesteuerstatistikder WreußischenHtädtefür 1912.

Weberstrht
über die kommuualen Zuschlägezur Einkommensteuer im Durchschnitt in den einzelnen Gruppen

der kretsangehörigcnStädte unter besonderer Aufführungder Kreisabgaben.

Aum.: Bezüglichder Realstenern liegen die Verhältnisseähnlich.

Aufgestellt
von BürgermeisterE r d m a n n - Neustadt Wpr.
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Zuschlag zur Kreis- und leTeTeFttZuschlag zur Kreis- und blIekleerZuschlag zur Kreis-undASCIIan
Städte- Einkommen- Provinzial-

kom-
Einkommen- Provinzial-

kom-
Einkommen-

I Provlnzial-kom-
. steuer im abgaben im steuer im abgaben im steuer im abgaben Im

·

gufppen Durchschnitt provinziellen
"

xxxxleeDurchschnitt provinziellen Durchschnitt provinziellenTUTT-Emw.

überohxzuptDurchsfnittMel-Schul- übergzuptDurchschnittwell-Schul-überJITuptDurcåsthttviel-Schul-

lastcn OxoI . kosten Oxa lasten W
Is-

Ostpreußem Westpreußem Brandenburg.

10 — 25 000 249 100 149 260 I 92 I 168 202 I 48 I 154

5 —- 10 090 265 100 165 274
««

92
l

182 184 I 48 I 136

2 500 — 5 000 246 100 I 146 . 277 92 185 158 48 I 110

bis 2 500 250 I 100 I 150 267 I 92 175 180 I 48 I 132

Sachsen. Schleswig-H'olstein. Hannover.
10 — 25 000 189

I
37

I
152 237 37 200 197 I 54 143

5 — 10 000 170 37 I 133 215 37 178 203 54 149
2 500 — 5000 157 I 37 I 120 196 37 159 198 I 54

E
144

bis 2 500 153 I 37 116 192 I 37 156 I 173 I 54 I 173

Pommern. Posen. Schlesien.
«

10 — 25 000 211 64 I 147 179 54 125 185 54 «·131

5 — 10 000 220 64
«

156 213 54 I 159 164 — 54 ; -

110

2 500 — 5 000 194 I 64 I 130 210 54 I 156 172 I 54 118

bis 2 500 188 I 64 I 124

lI
218 I 54 I 164 186 I 54 I 132

Westfalens Hessen-Nafsau. II Rheinprovinä
10 — 25 000 210

f

38 172 172 30 142 210 24 186

5 — 10 000 196 38 158 148 30 118 175 24 151

2 500 — 5 000 192 38 154 139 30 109 159 24 135

bis 2 500 128 38 90 129 30 99 173 24 149

lI I


